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VORWORT

Wahrscheinlich kommt jeder von uns Tag für Tag mit wirtschaftlichen Begriffen und Abläufen in Kontakt – ob beim Einkaufen, während des Lesens von Zeitung oder Newsfeeds oder beim Blick auf das eigene Bankkonto. Für viele ist es ein ganz normales oder sogar berufliches Feld – für andere ein wahres Minenfeld an Unverständnis.

Da gibt es beispielsweise die Banken und Börsen. Dazu kommen die unfassbaren Weiten der globalen Wirtschaft – und manchmal ist es auch nur ein kleiner Begriff, der uns vor ein Rätsel stellen kann. Denn was um alles in der Welt sind »Spacs« oder »Token«? Oder, um beim Börseneinmaleins, anzufangen – was sind Derivate und Devisen? Selbst wenn man nicht an der Börse unterwegs ist, macht man ganz schnell und automatisch Bekanntschaft mit einigen wirtschaftlichen Begriffen. Von diesen kennt man den ein oder anderen dann bereits oder hat zumindest schonmal davon gehört. Doch auch da: Sobald es ins Detail geht, stellt man nicht selten fest, dass man die Begriffe zwar vom Hörensagen kennt, aber eigentlich nicht wirklich weiß, was dahintersteckt und wie das große Ganze funktioniert. Wie kommt es zur Inflation? Seit wann gibt es Geld? Was sind GATT, WTO und ESM? Warum kann man auf einmal mit Emissionen handeln – und was zur Hölle passiert mit uns beim Neuromarketing?

Genau an diesem Punkt setzt dieses Buch an. Es soll denjenigen, die sich von der manchmal allzu fernen Welt der Wirtschaft nicht ins Boxhorn jagen lassen wollen, wirtschaftliche Abläufe und Begriffe erklären. Denn zu verstehen ist alles, man muss sich nur damit auseinandersetzen und Erklärungen zur Hand haben, die nicht gleich nach dem ersten Satz zum Aufgeben verleiten.

In diesem Sinne hoffe ich, ein paar Dinge aufklären, beziehungsweise erklären zu können. Und vielleicht auch wieder die Freude an der Neugier zu wecken.

Viel Spaß beim Lernen, Entdecken und Verstehen!

Ihre

Petra Cnyrim


HISTORISCHES

Was war eine Hansestadt?

Natürlich kennt jeder den Begriff »Hansestadt« und genauso sicher kann auch beinahe jeder eine dieser Städte benennen. Da wären zum Beispiel Hamburg, Bremen oder Lübeck. Doch dann wird es meist schon schwieriger – was genau hatte es mit dieser »Hanse« denn auf sich?

Die »Hanse« war im Mittelalter eine Vereinigung von Kaufleuten. Wozu diente diese Vereinigung genau und was hat das mit den Städten zu tun?

Das Wort »Hanse« bedeutet so viel wie Gefolgschaft, oder Gruppe. Ungefähr um das Jahr 1150 herum wurde die erste Hanse von norddeutschen Kaufleuten ins Leben gerufen. Anfangs galt die Vereinigung der »Hanse« nur den Kaufleuten an sich, die einzelnen Städte kamen erst später dazu. Der Hauptgrund, warum sich die Kaufleute damals zusammenschlossen, war die Sicherheit. Denn zu diesen Zeiten war das Reisen nicht wirklich angenehmen und schon gar nicht sicher. Es gab noch keine richtig organisierte Polizei, die Dieben, Räubern und sonstigen Verbrechern das Handwerk hätte legen können. Gerade die wertvollen Waren oder das Geld, das Kaufleute immer mit sich führten, waren für Räuber eine gefundene Beute. Da erschien es ihnen ratsam, nicht allein loszuziehen, sondern in Gruppen, beziehungsweise entsprechende Bündnisse zu schließen. Später stießen auch die Städte dazu, um dadurch eine noch größere Gemeinschaft zu gründen. Die Gauner sollten es nicht mehr so leicht haben, ihre Beute zu machen. Das passierte um das Jahr 1350 herum.

Wenn eine Stadt Mitglied in der Hanse werden wollte, musste sie etwas zahlen – dadurch erhielten ihre Händler dann den Schutz und konnten somit mehr Umsatz machen. Das gezahlte Geld hieß auch »Hanse«. Trotzdem war das Bündnis der Hanse relativ leger geregelt. Denn im Grunde gab es weder Regeln dazu, was die Hanse genau zu tun hatte, noch war genauestens dokumentiert, wer dazu gehörte. Deshalb weiß man heute auch nicht mehr ganz genau, welche Städte wirklich dabei waren.

Da viele der Hansestädte in der Nähe der Nord- oder Ostsee lagen, waren sie auch für die Sicherheit der Handelsschiffe zuständig. Dafür legten die Kaufleute und die Städte ihre Mittel zusammen und machten den Seeweg auf diese Weise sicherer, zum Beispiel durch die Bekämpfung von Piraten. Zu diesem Zweck wurden von den Hansestädten extra Schiffe gebaut, die im Notfall sogar in den Krieg zogen. Das war zum Beispiel 1361 im sogenannten Waldemarkrieg der Fall. Damals erklärten die deutschen Hansestädte dem dänischen König (Waldemar IV.) den Krieg, weil er den Vitalienbrüdern, einer gefürchteten Gruppe von Piraten und Freibeutern, Schutz geboten hatte.

Auch heute kommt die Hanse wieder immer mehr in Mode, wenn auch nicht mehr zu dem Zweck der Verteidigung, sondern eher, um die Zusammenarbeit der Städte zu fördern. Das Ganze heißt dann »Neue Hanse«.

Der Begriff »Hanseat« hat sich allerdings gehalten. Ein Hanseat ist ein Mensch, der sich wie damals die Kaufleute auch, für andere Länder und deren Sitten interessiert. Gleichzeitig ist er aber auch sehr mit seiner Heimatstadt verwurzelt.

Was war los bei der Weltwirtschaftskrise?

Die Weltwirtschaftskrise – auf Englisch: »Great Depression« – ist ein Schlagwort, das wahrscheinlich jeder Erwachsene schon einmal gehört hat. Und wahrscheinlich weiß auch jeder, dass es dabei wirklich um einen weltweiten Einbruch der Wirtschaft ging. Aber wann war das genau und wie kam es überhaupt dazu? Und wie lange hat diese Krise denn eigentlich gedauert? Das alles sind die Fragen, die sich stellen, wenn man etwas besser Bescheid wissen möchte. Hier sind die wichtigsten Fakten dazu:

Zuerst einmal muss man wissen, dass es sich zunächst um eine Finanzkrise handelte, die am Ende die Wirtschaft der gesamten Welt schwerst beeinträchtigte. Wie kam es zu dieser Krise?

Nach dem ersten Weltkrieg boomte die Wirtschaft in Amerika. Die Menschen lebten in den »Goldenen Zwanzigern« und einfach alles befand sich im Aufbau oder Aufschwung. Das brachte viele amerikanischen Bürger dazu, an der Börse zu spekulieren. Deswegen wurden die Aktien immer teurer, denn sie waren heiß begehrt – die Aktienkurse »gingen durch die Decke«. Irgendwann war aber das Verhältnis des Preises der Aktien zu ihrem wahren Gegenwert nicht mehr gegeben. Aktien (s. Was sind Aktien und wie funktioniert der Aktienhandel?) sind einfach Anteilsscheine an einem Unternehmen. Und wenn die Summe aller Aktien irgendwann weit mehr wert ist als das betreffende Unternehmen, dann ist das ein Problem. Also fingen die Menschen an, ihre Aktien wieder zu verkaufen, damit sie nicht am Ende darauf sitzen bleiben würden. Das taten dann aber beinahe alle Aktionäre auf einmal. Dadurch verloren die Aktien extrem an Wert, denn der Preis einer Aktie kommt an der Börse zustande durch Angebot und Nachfrage. Keiner wollte mehr Aktien besitzen oder gar kaufen. Letztlich bekamen die Anleger irgendwann weniger zurück, als sie anfangs für die Aktien bezahlt hatten, von einem Gewinn konnte keine Rede mehr sein. Die Firmen, deren Aktien auf einmal nichts mehr wert waren, bekamen daraufhin relativ schnell Finanzierungsprobleme. Das eine bedingte das andere. Der 24. Oktober 1929 ging als »Black Thursday«, also »Schwarzer Donnerstag« in die Geschichte ein (in Deutschland heißt es übrigens »Schwarzer Freitag«, wegen der Zeitverschiebung). An jenem Tag fielen die Aktien in New York so extrem, dass alle an der Börse gelisteten amerikanischen Unternehmen zusammen innerhalb eines Tages 11 Milliarden Dollar verloren. Das waren damals ganze 1,5 Prozent des gesamten Bruttosozialprodukts, also der gesamten Wirtschaftsleistung der Vereinigten Staaten! Die Aktien verloren dadurch bis zu 90 Prozent ihres ursprünglichen Wertes. Amerika steckte in einem Börsencrash. An diesem Tag gingen über 9000 Banken und mehr als 100 000 Firmen pleite! Die amerikanischen Banken holten sich nun geliehenes Geld zurück, indem sie von jetzt auf gleich Kredite kündigten, die sie zuvor großzügig vergeben hatten. Das betraf nicht nur die amerikanischen Bürger, sondern die ganze Welt. Denn die Banken holten sich auch das Geld wieder zurück, das sie ins Ausland verliehen hatten. Von diesem Zeitpunkt an steckte die ganze Welt mit in der Krise – es entwickelte sich besagte Weltwirtschaftskrise. Die Banken konnten ab jetzt die Firmen nicht mehr mit unterstützen, deshalb mussten so viele Unternehmen Konkurs anmelden (s. Was heißt »Konkurs anmelden« und »Insolvenz anmelden«?). Das wirkte sich wiederum auf die Menschen aus – sie verloren ihre Arbeit. Die US-Regierung versuchte, die eigene Wirtschaft durch Abschottungsmaßnahmen vor der ausländischen Konkurrenz zu schützen. Aber das bremste die Wirtschaft – nicht nur in den Vereinigten Staaten – erst recht aus, weil der zwischenstaatliche Handel unterblieb und dadurch die Nachfrage einbrach. Plötzlich hatten mehrere Millionen Menschen auf der ganzen Welt keine Arbeit mehr. Sie konnten kaum mehr etwas kaufen, weil das Geld fehlte. Dadurch wiederum kamen immer mehr Unternehmen in Bedrängnis, weil sich für ihre Produkte kaum mehr Käufer fanden. Sie mussten Arbeiter entlassen – und noch mehr Menschen wurden arbeitslos. Die Länder konnten die vielen Arbeitslosen nicht mehr unterstützen und viele Menschen stürzten in die Obdachlosigkeit. Zu jener Zeit war jede zweite Familie von der Krise betroffen. Aus dieser Krise entstand dann auch noch eine politische Krise, weil die Menschen immer unzufriedener wurden und das politische System ihres Landes dafür verantwortlich machten. Der Weg war geebnet für radikale Parteien, wie zum Beispiel in Deutschland die NSDAP (Nationalsozialistische Arbeiterpartei).

Wie entstand das Wirtschaftswunder?

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges lag Deutschland mehr oder weniger in Schutt und Asche – es war eine Zeit des Neuanfangs und des Wiederaufbaus. Doch zwei wichtige Voraussetzungen, die man für einen Neuanfang braucht, waren damals gegeben: der Wille, wieder von vorn anzufangen (beziehungsweise der Druck, wieder auf die Beine zu kommen, um zu überleben) und reichlich Arbeitskräfte. Also fingen die Deutschen an, sich an die Arbeit zu machen – und das mit Erfolg. So war der erste Schritt in Richtung Wirtschaftswunder gemacht. Das Ganze funktionierte aber nicht ohne Hilfe. Diese Hilfe kam aus den USA – es war der sogenannte Marshall-Plan. George C. Marshall war zu dieser Zeit Außenminister der USA und der Begründer eines Hilfskonzepts für Deutschland. Der Marshall-Plan wurde zunächst nicht aus reiner Hilfsbereitschaft erarbeitet. Denn ursprünglich sollten die Deutschen ihre Strafen für den verursachten Krieg, die »Reparationen« oder auch »Wiedergutmachungen«, leisten. Außerdem sollte Deutschland dabei helfen, die anderen europäischen Staaten wiederaufzubauen. Das ging aber nur, indem man das Land erst einmal stärkte und am Aufbau half. Der Marshall-Plan sorgte dafür, dass ganz Westeuropa mit Krediten versorgt wurde, sodass die Menschen vor Ort genug Geld hatten, um einen Neustart zu wagen. Dank dem Marshall-Plan verbreitete sich eine neue Stimmung im Land – die Menschen packten an und richteten ihren Blick voller Hoffnung auf die Zukunft. Ihr Tatendrang wurde befeuert, indem die Alliierten immer wieder wirkungsvoll Werbung für den Aufschwung machten.

Doch es war nicht nur der Marshall-Plan, der Deutschland ins Wirtschaftswunder führte. Ein anderer, sehr wichtiger Part war eine Währungsreform. Das Geld aus Kriegszeiten, die »Reichsmark«, war nichts mehr wert. Ludwig Erhard, der spätere Bundesminister für Wirtschaft, war zu jener Zeit Wirtschaftsexperte für Deutschland. Er kam auf die Idee, dass man all das viele wertlose Geld einfach am besten verknappen beziehungsweise einziehen sollte, um am Ende wieder ein wertvolles Zahlungsmittel zu erhalten. Denn alles, was selten ist, ist wertvoller als etwas, das es in Hülle und Fülle gibt. Das fanden auch die Alliierten gut und deshalb begannen sie, fast das ganze Geld aus dem Umlauf zu entfernen. Gleichzeitig druckten sie neues Geld – die Deutsche Mark, kurz D-Mark, kam in den Umlauf. Am 20. Juni 1948 wurde dann die Währungsreform veranlasst. Damals bekam jeder Bürger 40 Mark und der Rest des Guthabens in Reichsmark wurde dann umgerechnet. Bereits Ende der 50er-Jahre herrschte in Deutschland wieder Vollbeschäftigung (das heißt, es gab fast gar keine Arbeitslosen mehr)! Das Land und die Gesellschaft boomte regelrecht – die Menschen arbeiteten hart und mit größter Motivation. Sie begannen zu reisen und sie konnten sich Dinge wie Autos, Haushaltsgeräte oder neue Möbel leisten. Das Wirtschaftswunder war in vollem Gange.

Was genau war der Marshall-Plan und wofür war er gut?

Nach dem Zweiten Weltkrieg lag ein Großteil Europas in Schutt und Asche. Nicht nur, dass die einstigen Städte in Trümmern lagen; auch das Wirtschaftssystem der einzelnen europäischen Länder war zerstört. In Deutschland kam noch hinzu, dass das Land von den Kriegsgewinnern, den Alliierten besetzt war und die Deutschen in dieser Zeit der Umstellung mit ganz unterschiedlichen Kulturen zu tun hatten. Den Höhepunkt aller wirtschaftlichen Schwierigkeiten hatte Deutschland dann im Winter 1946/1947 erreicht. In diesem Winter brach die angeschlagene Wirtschaft völlig zusammen. Die Menschen konnten sich oft keine Nahrung mehr beschaffen. Es gab kaum noch Verkehr und am Ende funktionierte dann auch die Energieversorgung plötzlich nicht mehr. Eigentlich sollte ja Deutschland, laut Plan der Alliierten, dem Rest Europas finanziell wieder auf die Beine helfen, indem es Reparationsleistungen an die anderen Länder zahlen sollte. Ab diesem Moment war jedoch klar, dass Deutschland das nicht schaffen würde und dass damit der Bankrott des Landes drohte. Daher musste ein neuer Plan her. Denn Deutschland war auch in dieser Phase immer noch wichtig und interessant für Siegermächte, weil es ein wichtiger Handelspartner war. Also überlegten die USA, wie sie es schaffen könnten, dass Deutschland und damit auch ganz Europa nicht als Handelspartner verloren ginge.

Eine Idee dazu hatte der damalige Außenminister der USA George C. Marshall: Er stellte am 05.06.1947 das sogenannte »European Recovery Programm«, das man später dann den Marshall-Plan nannte, vor. Dieser Plan hatte drei Hauptsäulen: 1. Die Ankurbelung der europäischen Wirtschaft mithilfe der USA. Denn letztendlich sollte der Marshall-Plan auch einen wirtschaftlichen Zusammenbruch in den USA verhindern, der bei einer Pleite der europäischen Länder unweigerlich eingetreten wäre. 2. Die Eindämmung des Kommunismus. 3. Hilfe für die notleidende Bevölkerung. Auf diese Ziele einigten sich dann 16 der westeuropäischen Länder im Jahr 1947. Die osteuropäischen Staaten lehnten eine Zusammenarbeit ab und beteilitgen sich nicht am Marshall-Plan.

Der Marshall-Plan sollte für vier Jahre, also von 1948 bis 1952, beim Aufbau helfen. In diesem Zusammenhang stellten die Vereinigten Staaten eine finanzielle Unterstützung von 14 Milliarden Dollar zur Verfügung. Dafür gründeten sie sogar eine eigene Behörde, die »Economic Corporation Administration«, kurz ECA. Außerdem wurde in diesem Zug dann auch die OEEC, der Vorgänger der heutigen OECD gegründet (s. Wann und wie ist die OECD entstanden?), zu deren Beitritt die 16 am Marshall-Plan beteiligten Länder verpflichtet wurden.

Der Marshall-Plan verhalf der europäischen Wirtschaft tatsächlich zu einem Aufschwung. Im Nachhinein ließ sich feststellen, dass der Plan für 3 Prozent des gesamten europäischen Wirtschaftswachstums verantwortlich war. Abgesehen davon wurden auf diese Weise die Verbindung zu den USA und der wechselseitige Handel nachhaltig gestärkt. Das hat sich bis in die heutige Zeit gehalten. Und nicht zuletzt hatte der Marshall-Plan überhaupt maßgeblich dazu beigetragen, den Menschen in den europäischen Ländern wieder Mut und Kraft zu geben, von vorn anzufangen und mit dem Aufbau zu beginnen.


GELD UND BANKEN

Wann wurde das erste Mal mit Geld, also mit Münzen, bezahlt?

Für uns ist es ganz selbstverständlich, dass wir alles, was wir erwerben wollen, mit Geld bezahlen. Sei es in Form von Scheinen oder Münzen – oder mittlerweile immer mehr mit Karten (Kreditkarte, EC-Karte, elektronisch …). Dabei vergessen wir oft, dass diese Art von Handel, Geld gegen Ware, eine Erfindung der Menschen ist. Wenn man auf die gesamte Menschheitsgeschichte schaut, gibt es sie noch gar nicht so lange. Denn zu Zeiten der Steinzeitmenschen war man noch weit davon entfernt, über Zahlungsmethoden nachzudenken. Warum? Weil es damals schlicht nicht angebracht beziehungsweise notwendig war. Zu dieser Zeit jagten die Menschen ihre Beute gemeinsam in Gruppen und das, was sie erlegten, haben sie einfach untereinander aufgeteilt.

Das änderte sich erst, als die Menschen anfingen, Unterkünfte zu bauen, um an einem Ort zu bleiben, sie wurden sesshaft. Von diesem Moment an begannen sie, Felder zu bestellen und Ernten einzufahren. Folglich hatte der eine mehr von etwas als ein anderer. Der Bauer A hatte zum Beispiel Mais, der Bauer B Getreide. Weil aber jeder von allem etwas gebrauchen konnte, aber nicht alles selbst anbaute, entstand der Tauschhandel. Das legte sozusagen den Grundstein für unser gesamtes heutiges wirtschaftliches Tun.

Bald wurden Werkzeuge und Felle gegen Essbares oder Nutztiere getauscht – der Tauschhandel blühte. Doch kam man dummerweise immer nur dann ins Geschäft, wenn man zum Tauschen auch genau das hatte, was der andere für seine Ware wollte. Da das nicht immer der Fall war oder man manche Ware einfach nicht lange genug aufheben konnte (Fleisch, Fisch usw.), musste man sich etwas einfallen lassen, um den Tausch zu ermöglichen. Das Tauschgut sollte überall gleich viel wert sein und nicht verderblich sein. Die Idee war einfach: Man nahm seltene Steine, Muscheln und Perlen, um einen Gegenwert zu schaffen. Diese Dinge eigneten sich perfekt, da sie weder verderben konnten noch so häufig vorkamen, dass sie wertlos gewesen wären. Außerdem konnte niemand diese einzigartigen Gebilde der Natur nachmachen, um sich somit einen Vorteil zu verschaffen und mehr als andere zu haben. Die ersten Zahlungsmittel der Menschheit waren erfunden!

Das Ganze passierte schon einige tausend Jahre vor Christi Geburt. Im 4. Jahrtausend vor Christus lösten Edelmetalle wie Gold, Silber oder Kupfer die natürlichen Zahlungsmittel ab. Sie hatten den Vorteil, dass sie nicht beschädigt werden konnten und dass man sie »herstellen« konnte. Denn Zahlungsmittel wurden immer gefragter.

650 vor Christus wurden dann die ersten richtigen Münzen in der heutigen Türkei geprägt; die Menschen benutzten Geld! Diese Zahlungsform setzte sich schnell durch, da Münzen viel einfacher handzuhaben waren als Metallstückchen, die früher eingesetzt worden waren. Denn diese mussten noch abgewogen und passend zerkleinert werden, während die Münzen immer das gleiche Gewicht und die gleiche Größe hatten. Das heißt, man konnte zählen statt wiegen und das war ein riesiger Schritt in der Entwicklung. Münzen haben sich daher als Zahlungsmittel bis heute gehalten.

Ab wann gab es die ersten Geldscheine?

Irgendwann wurde die Herstellung, also die Prägung der vielen Münzen schwierig. Denn die Edelmetalle zum Prägen der Münzen waren nicht in rauen Mengen vorhanden. Silber war selten, es gab weit mehr von dem nicht so wertvollen Kupfer. Wenn man aber mit einer Kupfermünze denselben Wert wie bei einer Silbermünze erreichen wollte, musste sie entsprechend schwer sein. Dadurch waren manche Münzen bis zu 20 Kilogramm schwer sein! 1660 kam in Europa dann erstmals in Schweden eine Bank auf die Idee, die unhandlichen Kupfermünzen ganz einfach durch leichte Scheine aus Papier zu ersetzen. (In China kannte man Geldscheine dagegen schon seit dem 11. Jahrhundert!) Den Menschen war das damals sehr recht. Letztendlich hatte niemand Lust, immer einen schweren Beutel mit Münzen herumzuschleppen, wenn man den gleichen Wert auch in Scheinen haben konnte. Es schlossen sich immer mehr Länder an und jedes produzierte seine eigenen Geldscheine. In Deutschland fanden die ersten Geldscheine im 18. Jahrhundert ihren Weg in die Wirtschaft. Die Einführung der Banknoten führte zwar einige Male in Europa zu kleinen und größeren Inflationen, also Geldentwertungen (s. Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?), Geldscheine setzten sich aber – wie wir wissen – dauerhaft als Zahlungsmittel durch. Fraglich ist allerdings, wie lange es das Bargeld in unserer heutigen Zeit, in der meistens mit Karten oder elektronisch bezahlt wird, noch geben wird.

Wann sind die ersten Banken entstanden? Was hat der erste Wechsel damit zu tun?

Es ist kein Zufall, dass viele Begriffe wie »Giro«, »Konto«, »Saldo«, die man mit einer Bank verbindet, italienisch klingen. Denn die ersten Banken sind tatsächlich in Italien entstanden. Italien war im Mittelalter einer der Hauptumschlagplätze für Waren aller Art. Das lag zum einen an der geografischen Lage: Mehr oder weniger alles, was weltweit gehandelt wurde, kam früher oder später in Italien an. Das waren Handelsgüter aus dem Orient, aus Mittel- und Osteuropa, Skandinavien und dem Baltikum. Zum anderen spielte der unermessliche Reichtum der katholischen Kirche eine Rolle, die auch damals schon ihren Sitz in Rom hatte.

Anfangs (etwa im 14. Jahrhundert) begnügten sich die italienischen Kaufleute mit Marktständen, den sogenannten »Banchi«, in der Einzahl: »Banco«. Dort wurden sämtliche Finanzgeschäfte abgewickelt. Mit der Zeit aber kamen bestimmte Probleme auf sie zu, die gelöst werden wollten. Denn mit dem regen Handel kam auch reger Betrug. Das viele Geld, das die Kaufleute mit sich herumtrugen, zog immer mehr Diebe und Betrüger an. Zudem kamen immer neue betrügerische Maschen auf. So sahen zum Beispiel manche Münzen nur aus, als wären sie aus Gold oder Silber; in Wirklichkeit jedoch bestand ihr Kern aus weitaus weniger wertvollen Metallen. Er wurde nur mit Edelmetallen überzogen. Außerdem gab es durch die Vielfalt der Kaufleute aus aller Herren Länder auch eine kaum überschaubare Vielfalt an Währungen. Da war es gar nicht so einfach herauszufinden, was die betreffenden Münzen jeweils in heimischer Währung wert waren.

Also kam man auf die Idee, eine neue Zahlungsart einzuführen, mit der man all dem aus dem Weg gehen konnte. Der »Wechsel« war erfunden! Von nun an bekam der Verkäufer einen Brief vom Käufer. Darin wurde der Preis aufgeschrieben, auf den die beiden sich geeinigt hatten. Mit diesem Brief konnte sich der Verkäufer dann an einer Bank, »Banco«, das war damals ein einfacher Tisch, den Gegenwert in Münzen abholen. Die Entstehung der Banken ist also eng verknüpft mit der Erfindung und Nutzung von Wechseln.

Wie sind Zinsen entstanden?

Zinsen gibt es, wie wir wissen, auch heute noch. Sie sind eines der wichtigsten wirtschaftlichen Mittel im Bereich des Geldwesens. Aber sie sind keine Erfindung der modernen Welt – ganz im Gegenteil! Ihre Erfindung liegt beinahe genauso lange zurück wie die Entstehung der ersten Banken. Und auch die Zinsen haben ihre Geburtsstätte in Italien.

Als Zinsen bezeichnet man den Preis, den man zahlt, wenn man sich bei jemand anderem (z.B. bei einer Bank) eine bestimmte Geldsumme leiht. Ab dem 13. Jahrhundert bemerkten die italienischen Kaufleute, dass sich ja auch mit Geld selbst Geld verdienen kann. Sie begannen damit, Kredite zu vergeben – also Geld zu verleihen. Für das verliehene Geld nahmen sie Zinsen. Auf diese Weise bekamen sie letztendlich mehr zurück, als sie verliehen hatten. Genau so funktioniert das auch heute noch. Zu jener Zeit war es allerdings noch von Seiten der Kirche verboten, Geld zu verleihen und dafür Zinsen zu nehmen. Aber den findigen italienischen Geschäftsleute fielen schnell diverse Tricks ein, um dieses Verbot zu umgehen. Sie nutzten dazu zum einen verschiedene Währungen und sorgten zum anderen für eine Rückzahlung an anderen Orten. Das heißt, das geliehene Geld wurde nicht in der Währung zurückgezahlt, in der es ausgehändigt worden war, und meistens auch nicht in derselben Stadt, in der der Kredit aufgenommen worden war. Mit dieser List wurde es mehr oder weniger unmöglich nachzuvollziehen, ob der Verleiher irgendwelche Zinsen für seinen Kredit genommen hatte oder nicht.

Im 14. Jahrhundert brachten dann deutsche Geschäftsleute die italienischen Finanzmodelle nach Hause und führten dadurch das Bankwesen, inklusive der Kredite und Zinsen, auch hierzulande ein.

Wie wird unser Geld gemacht?

Das mit dem Herstellen von Geldscheinen ist nicht ganz einfach und das hat auch seinen Grund. Denn die Geldscheine, mit denen wir bezahlen, dürfen nur an ein paar ganz bestimmten Orten hergestellt werden: erstens in der Bundesdruckerei in Berlin und zweitens in ein paar anderen sogenannten »Sicherheitsdruckereien«. Da kommt man als normaler Mensch gar nicht hinein, damit alles geheim bleibt. Außerdem werden viele Sicherheitsmerkmale in jeden Schein eingearbeitet, damit das auch so bleibt. Denn sonst könnte ja jeder einfach seine eigenen Scheine drucken und wäre ziemlich schnell ziemlich reich. Das haben Fälscher auch immer wieder versucht – das Ergebnis war, dass sie deswegen jetzt im Gefängnis sitzen. Denn Geld selbst zu machen, ist streng verboten. Und damit jede Fälschung schnell identifiziert werden kann, haben sich die Macher der Scheine Einiges einfallen lassen, sodass man sehr schnell sehen kann, ob ein Schein echt ist oder nicht.

Aber warum darf man eigentlich nicht einfach sein eigenes Geld drucken? Das hat etwas mit Glaubwürdigkeit zu tun. Wenn jeder auf einmal so viele Scheine drucken würde, wie er möchte, wäre die Welt bald mit Geldscheinen überflutet. Keiner würde mehr Geld für seine Waren und Dienstleistungen haben wollen – und es würde automatisch wertlos.

Auch das gab es schon einmal, in der Weimarer Republik. Damals waren allerdings keine Fälscher am Werk, sondern der Staat druckte Geld im Übermaß. Damals, im Jahr 1923, war Geld nichts mehr wert, weil es nichts mehr gab, was man sich davon hätte kaufen können. Denn durch den Krieg konnte nicht mehr alles einfach so hergestellt werden wie zuvor. Also bezahlte man zum Beispiel für einen Laib Brot gleich ein paar Millionen.

Das Geld muss also geschützt werden, damit es seinen Wert behält. Und dafür steht der Staat gerade oder – wie im Falle des Euro – die Mitgliedsstaaten im betreffenden Währungsraum. Um Euro-Banknoten als offizielles Zahlungsmittel auszuweisen, werden verschiedenen Sicherheitsmerkmale verwendet, die die Bundesdruckerei in die Scheine einarbeitet. Manche davon sind geheim, damit sie auch wirklich niemand nachmachen kann. Man munkelt, dass sich in einem Geldschein ungefähr 50 verschiedene Sicherheitsmerkmale verstecken. Ein paar davon können wir sehen, wie zum Beispiel das Wasserzeichen, den Metallstreifen der quer über den Schein verläuft oder den Farbwechsel bei der ausgewiesenen Wertzahl auf der Vorderseite von Smaragdgrün zu Tiefblau. Andere können nur von Maschinen erkannt werden. Das hast du vielleicht schon einmal beobachtet, wenn der Schein beim Einkaufen in ein schwarzes Kästchen gehalten wird. Das ist so eine Maschine. Andere Verkäufer haben ein spezielles Licht, mit dem entdeckt werden kann, ob die Merkmale vorhanden sind, die es eben nur auf echten Scheinen gibt. Die Druckereien haben dafür auch sehr strenge Sicherheitsvorgaben, damit unsere Scheine davor geschützt werden, dass sie niemand einfach so nachmachen kann.

Welche Banknote ist die wertvollste der ganzen Welt?

In diesem Fall muss man unterscheiden – es gibt Banknoten, die im Umlauf sind und zurzeit den höchsten Wert haben. Und es gibt diejenigen, die aufgrund ihrer Seltenheit den höchsten Preis bei ihrem Verkauf erzielt haben.

Die zurzeit wertvollste Banknote im Umlauf ist der 10 000 Singapur-Dollar-Schein. Er hat umgerechnet einen Wert von über 6000 Euro!

Von denjenigen Geldscheinen, die aufgrund ihrer Seltenheit extrem wertvoll sind, liegt die Grand Watermelon Note von 1890 aus den Vereinigten Staaten von Amerika an vorderster Stelle. Sie ist definitiv die teuerste Banknote der Welt, denn sie wurde für über 2 Millionen Euro verkauft! Dicht gefolgt wird sie von dem 1891 Red-Seal-1000-Dollar-Schein. Er ist immerhin auch noch knappe 2 Millionen Euro wert.

Was passiert mit alten Banknoten?

Wer kümmert sich eigentlich um alte Geldscheine, die man irgendwann nicht mehr verwenden kann? Die Antwort lautet: die Bundesbank. Jeder Händler, aber auch jeder Verbraucher kann Scheine, die nicht mehr verwendet werden können, zur Bundesbank bringen oder an das Nationale Analysezentrum schicken. Wenn dann festgestellt wird, dass ein Schein tatsächlich nicht mehr zu retten ist, bekommt die betreffende Person Ersatz.

So ähnlich funktioniert das auch mit Scheinen, die aus dem Verkehr gezogen werden. Denn im Laufe der Zeit, werden immer wieder ganze Serien, also zum Beispiel die 10-Euro-Scheine, die im Umlauf waren durch neue ersetzt. In diesem Fall werden dann alle 10-Euro-Banknoten von der Bundesbank eingesammelt. Dazu gibt es Werttransporte, die das Geld von den Geschäftsbanken zur Bundesbank bringen. Hier wird überprüft, welche Scheine noch in Ordnung sind und welche ausgemustert werden. Auf diese Weise kommen dann nur die noch wirklich gut erhaltenen Scheine und die neuen wieder zurück in den Umlauf. Mit der Zeit sind es dann mehr neue, als alte Scheine und irgendwann ist die ganze Serie erneuert. Das dauert insgesamt nur etwa drei Monate!

Die alten Scheine werden geschreddert, gepresst und entsorgt.

Wird das Bargeld nach und nach verschwinden?

In manchen Ländern ist es schon so weit: Wer mit Bargeld bezahlen möchte, wird irritiert oder belustigt angesehen. Ist dieser Trend ein Hinweis darauf, wie die Zukunft des Bezahlens aussehen wird? Wenn man sich die derzeitigen Umfragen dazu ansieht, lässt sich zumindest im Moment in Deutschland noch ganz klar sagen: Nein, das Bargeld wird bei uns wohl so schnell noch nicht abgeschafft werden. Es gibt immer noch einige Gründe, warum sich viele gegen die Abschaffung unseres Bargeldes aussprechen. An erste Stelle sind die Datenschutz-Probleme zu nennen. Die meisten, die mit einer EC- oder Kreditkarte bezahlen, haben dabei doch immer wieder Bedenken, weil bei jedem Bezahlvorgang persönliche Daten übermittelt werden. Die Verknüpfung mit Fingerabdruck oder Gesichtserkennung beim Bezahlen mit Smartphone oder Smartwatch halten viele für bedenklich. Groß ist die Angst, dass etwa mit der unbaren Bezahlung der Medikamente in der Apotheke auch gleichzeitig viel zu Persönliches, wie zum Beispiel Informationen über eigene Erkrankungen mit der Bankverbindung für Unbefugte zugänglich werden.

In anderen Ländern, wie zum Beispiel Schweden, ist das dagegen gang und gäbe. Hier wird beinahe ausschließlich elektronisch bezahlt. Praktisch gesehen hat das auch einige Vorteile. Man spart Zeit, wenn man nicht minutenlang im Portemonnaie herumkramen muss, bis das passende Kleingeld gefunden ist. Niemand muss zum Geldautomaten gehen, um »flüssig« zu sein. Andererseits geht das Gefühl für den Umgang mit Geld verloren. Wer als Kind sein ganzes, lang angespartes Taschengeld für die ersehnten Sneakers hinblättern muss, bekommt vielleicht eher ein Gespür für den Wert des Geldes als bei einer Kartenzahlung. Zudem ist die Zahlung mit Bargeld mittlerweile die einzige Möglichkeit, anonym zu bleiben, wenn man es möchte.


WIE WIRTSCHAFT FUNKTIONIERT

Was ist ein Wirtschaftskreislauf?

Sobald wir etwas erwerben, also Dinge kaufen, nehmen wir an dem sogenannten Wirtschaftskreislauf teil. Das passiert aber auch, wenn wir unsere Arbeitskraft gegen Bezahlung anbieten. Am Wirtschaftskreislauf beteiligt sind Privatpersonen, Unternehmen und Staaten. Sobald sie alle miteinander agieren, entsteht der Kreislauf, der allen dabei hilft, Geld zu verdienen. Wenn zum Beispiel eine Person in einem Unternehmen angestellt ist, das Dinge produziert, bekommt diese Person für ihre Arbeit Geld – ein Gehalt. Mit diesem Gehalt kann sich die Person dann Dinge kaufen, die sie zum Leben braucht, oder bestimmte Dienstleistungen (Frisör …) in Anspruch nehmen. Das heißt, sie gibt das Geld wieder aus, das sie von dem Unternehmen bekommen hat, und es landet bei anderen Menschen oder Unternehmen. Genauso funktioniert das Ganze auch bei Staatsangestellten, zum Beispiel einer Lehrerin. Sie bekommt ihr Gehalt vom Staat und bringt es auch wieder in den Wirtschaftskreislauf ein. Aber woher bekommt der Staat das Geld, das er für »seine« Angestellten ausgibt?

Das ist durch die Steuergelder geregelt. Jeder, der Geld verdient, muss entsprechende Abgaben an den Staat leisten. Das gilt für Privatpersonen genauso wie für Unternehmen. Mit diesem Geld kann der Staat dann wiederum Bedürftigen unter die Arme greifen oder Aufträge erteilen. Durch Steuergelder kann auch für Privatpersonen und Unternehmen eine Infrastruktur erstellt beziehungsweise aufrechterhalten werden. Zur Infrastruktur gehören Angebote wie Schulen, Krankenhäuser, Straßen, Schienen, Wasserversorgung, Abwasserreinigung, Müllentsorgung und so weiter. Auch soziale Dienstleistungen wie die Pflege kranker und älterer Menschen oder die Tagesbetreuung von Kindern sind hier inbegriffen.

Wenn das alles gegeben ist, spricht man von einem Wirtschaftskreislauf. Das ist dann sozusagen die Grundvoraussetzung für das Wirtschaften. Es geht aber noch weiter, mit dem »erweitertem« Wirtschaftskreislauf. Dazu gehören zum Beispiel die Banken. Sie verwalten das Geld der Privatpersonen und der Unternehmen. Man kann bei einer Bank Geld deponieren und bekommt dafür Zinsen. Zinsen sind der Preis dafür, dass man den Banken Geld gibt, dass sie verwahren sollen. Gleichzeitig können sie damit aber auch arbeiten, es zum Beispiel an Häuslebauer oder Unternehmen verleihen. Banken vergeben also auch Kredite. In beiden Fällen wird das Geld, das man der Bank gibt oder das man sich leiht wieder in den Wirtschaftskreislauf eingebracht. Entweder indem die Banken es gleich selbst investieren (zum Beispiel in Unternehmen oder Projekte). Oder indem die Kreditnehmer mit dem aufgenommenen Geld investieren, also Dinge kaufen (Maschinen, Produktionsanlagen), beziehungsweise erschaffen (Hausbau). Daran verdienen dann auch die Banken. Denn die Zinsen, die man für einen Kredit bezahlen muss, sind immer höher, als diejenigen, die man bekommt, wenn man sein Geld den Banken gibt, um es zu verwahren.

Das Ganze funktioniert nicht nur in einem Land auf diese Weise, sondern weltweit. Das heißt, der gesamte Kreislauf zieht sich auch über die Grenzen der Länder hinweg und ist dann der sogenannte »Weltwirtschaftskreislauf«. Dieser ständige Kreislauf zwischen Geld bekommen und ausgeben, der sich zwischen allen Beteiligten vollzieht, bezeichnet man als Wirtschaftskreislauf.

Was genau versteht man unter dem Begriff »Volkswirtschaft«?

Zur Volkswirtschaft gehören alle, die Güter oder Dienstleistungen erzeugen bzw. anbieten, verteilen und verbrauchen. Das heißt, eine Volkswirtschaft besteht aus allen, die etwas herstellen beziehungsweise produzieren; das sind vor allem Unternehmen. Dazu kommen diejenigen, die diese Ware verteilen (Logistikunternehmen, beispielsweise Speditionen mit ihren Lastwagen, Fluggesellschaften mit ihren Frachtmaschinen oder die Bahn mit ihren Güterzügen). Auch die, von denen diese Waren oder Güter verbraucht werden, also wir, die Verbraucher, zählen zur Volkswirtschaft.

Grundvoraussetzungen für eine Volkswirtschaft ist eine gemeinsame Währung und ein gemeinsames Wirtschaftssystem. Alles was für eine generelle wirtschaftliche Entwicklung wichtig ist, ist auch für die Volkswirtschaft von hohem Wert: Währung, Wirtschaftssystem, die politische Führung, die Verfügbarkeit von Bodenschätzen und Produktions- und Lagerstandorten (diese sind besonders wichtig für Herstellung und Transport der Waren). Dazu kommen noch andere wichtige Punkte wie zum Beispiel der technische Fortschritt in einem Land, das Klima und die Ausbildung der Menschen. Wenn man alle diese Faktoren zusammennimmt, hat man die Grundpfeiler einer Volkswirtschaft. Darunter sind viele, die man beeinflussen und verändern kann, wie die Bildung der Menschen oder die Art der Regierung. Denn das hat wiederum Auswirkungen auf die wirtschaftliche Leistungskraft der gesamten Bevölkerung. Dazu gehören auch bestimmte Ausstattungen wie moderne Maschinen zur Produktion.

Andere Faktoren lassen sich nicht so leicht und manchmal gar nicht beeinflussen und verändern. Darunter fallen Bodenschätze und die Lage des Landes. Wenn ein Staat über wenige Bodenschätze verfügt oder für den Weitertransport der hergestellten Waren ungünstig liegt, wird dort unter schwierigeren Verhältnissen gewirtschaftet als in anderen Ländern, denen diese Vorteile gegeben sind.

Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?

Diese beiden Begriffe begleiten uns im Grunde unser Leben lang. Immer wieder hört man davon und kann sich mehr oder weniger darunter vorstellen – das ist typ- und interessensabhängig. Dennoch spielen sie in der Wirtschaft eine tragende Rolle und betreffen damit letztendlich auch jeden Einzelnen in seinem privaten Leben. Für all diejenigen, die von Inflation und Deflation nur eine vage Vorstellung haben, folgt hier die Erklärung:

Die Inflation ist der Ausdruck dafür, dass die Preise immer weiter ansteigen. Eine typische Inflation liegt vor, wenn man für dieselbe Ware immer mehr bezahlen muss. Dadurch wird umgekehrt auch das Geld immer weniger wert. Man bekommt also beispielsweise nach einiger Zeit weniger Lebensmittel für das gleiche Geld, für das man zuvor mehr bekommen hat.

Wie kommt das? Es gibt mehrere Gründe, die zu einer Inflation führen.


	Der Zusammenhang zwischen Angebot und Nachfrage: Bei einer Inflation gibt es mehr Geld im Umlauf als Waren und Dienstleistungen, die davon gekauft werden. Das heißt automatisch, dass das Geld weniger wert ist. Denn was im Überfluss vorhanden ist, hat immer einen geringeren Wert als seltene Dinge. Wenn wir also mehr Geld als Ware haben, sind es Waren, die mehr Wert haben. Die Händler können somit ihre Waren oder Dienstleistungen teurer anbieten.


	Das Ansteigen der Herstellungskosten: Es kann auch sein, dass zum Beispiel die Kosten für die Herstellung der Waren steigen. In diesem Fall müssen die Produzenten diese Kosten auf den Preis aufschlagen. Die Waren werden damit teurer.




Eine schwache Inflation ist ganz normal und auch erwünscht. Aber bei einer starken Inflation sind die Folgen einer Inflation nicht das, was man sich wünscht. Der einzige Vorteil, den eine Inflation mit sich bringt, betrifft die Schulden, die man vielleicht hat. Denn wenn das Geld weniger wert ist, verlieren auch die Schulden, die man hat, an Wert.

Die Deflation ist sozusagen der Gegenspieler der Inflation. Bei einer Deflation gewinnt das Geld an Wert und man bekommt mehr Ware für den gleichen Preis. Das hört sich im ersten Moment gut an, birgt aber einige sehr gemeine Tücken:


	Wenn das Geld laufend an Wert gewinnt, könnte man ja denken, dass das für den einzelnen Verbraucher ja eine tolle Sache ist: Das Geld, das man hat, wird immer mehr wert und gleichzeitig werden die Dinge, die man sich kaufen will, immer günstiger. Das stimmt so aber leider nicht ganz. Denn meistens hat das Ganze zur Folge, dass die Verbraucher weniger als zuvor kaufen, weil sie darauf warten, dass die Preise immer weiter sinken. Und dabei sind wir schon beim nächsten Problem:


	Wenn die Menschen weiniger kaufen, stellen die Produzenten weniger her. Sie möchten schließlich nicht auf ihrer Ware sitzen bleiben. Das führt dazu, dass sie auch weniger Geld ausgeben, denn sie haben ja auch weniger hergestellt und verkauft. Das heißt sie drosseln ihre Investitionen (ihre Ausgaben) und das betrifft dann nicht nur ihre Ware, sondern am Ende auch die Angestellten. Denn wer sparen muss, entlässt auch Mitarbeiter, um das Unternehmen zu retten.


	Dabei wären schon bei der nächsten Tücke der Deflation: Arbeitslosigkeit. Denn eines ist klar: Menschen, die ihre Arbeit verlieren, geben noch weniger Geld aus als zuvor. Es kommt also noch weniger Geld in den Umlauf und die Unternehmen werden ihre Güter und Dienstleistungen erst recht nicht mehr los. Ein Teufelskreis.




Die Deflation hat es also »in sich«. Was tun, damit wir nicht alle irgendwann entweder in einer hohen Inflation oder in einer Deflation untergehen?

Dafür hat man eine Art Schiedsrichter bestimmt, bei uns im Euroraum ist das die EZB (Europäische Zentralbank). Sie ist dafür da, die Preise in Europa im Auge zu behalten und, wenn nötig, einzugreifen. Dabei achtet die EZB hauptsächlich auf die wirtschaftlich wichtigen Dinge, wie die Ölpreise, und darauf, wie viel Geld in Europa gerade im Vergleich zu den verfügbaren Gütern und Dienstleistungen im Umlauf ist. Dazu ein Beispiel: Wenn die Preise steigen, kann die EZB die Geldmenge im Umlauf verringern. Das macht sie über die Zinsen, die die Banken an sie zahlen bzw. die wir an die Banken zahlen müssen, wenn wir einen Kredit aufnehmen. Einfacher gesagt: Die Zinsen sind das Geld, das wir dafür zahlen müssen, dass uns die Bank Geld leiht. Wenn die Zinsen also niedrig sind, leihen wir uns das Geld eher, weil wir nicht so viel dafür bezahlen müssen. Das Ergebnis ist, dass sich viele Menschen viel Geld leihen. Andersherum ist es, wenn die Zinsen steigen. In diesem Fall legen die meisten ihr Geld lieber zurück und sparen, anstatt einen Kredit aufzunehmen, für den sie den Banken hohe Zinsen zahlen müssten. Das heißt, es ist wieder weniger Geld im Umlauf. Die Leute geben weniger aus und damit wird wieder weniger produziert. Am Ende können so die Preise für alles wieder gesenkt werden, und damit beginnt der Kreislauf wieder von vorne: ein ständiger Wechsel von Inflation zu Deflation. Die EZB versucht das Gleichgewicht zu wahren.

Was ist das magische Viereck?

Das magische Viereck ist sozusagen das Grundgerüst für eine funktionierende Volkswirtschaft (s. Was ist eine Volkswirtschaft?). Es wurde entwickelt, damit sich die Wirtschaft im Land immer weiterentwickelt und stabil bleibt. Es wurde 1967 in einem Gesetz, dem sogenannten »Stabilitätsgesetz« laut Artikel I 109 Abs. 2 GG festgeschrieben. Es besagt, dass das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht erhalten bleiben soll – und sogar zum generellen Staatsziel ernannt wird. Denn nur so kann man für Freiheit und Wohlstand im Land sorgen.

Das magische Viereck besteht aus vier Staatszielen:


	Vollbeschäftigung: Es sollen möglichst alle Menschen im arbeitsfähigen Alter Arbeit haben. Wie weit man auf dem Weg zur Vollbeschäftigung ist, misst man mit den Arbeitslosenzahlen. Sobald die Arbeitslosenquote unter 3 Prozent sinkt, spricht man von Vollbeschäftigung.


	Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Import (Waren, die aus einem anderen Land ins eigene Land eingeführt werden) und Export (Waren, die im eigenen Land hergestellt und ins Ausland verkauft werden) sollen sich die Waage halten. Das misst man mithilfe der sogenannten Außenbeitragsquote. Sie ermöglicht es nachzurechnen, ob Import und Export auch wirklich ausgeglichen sind.


	Stabiles Preisniveau: Man versucht eine Inflation, aber auch eine Deflation (s. Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?), zu vermeiden. Die Stabilität der Preise kann durch die Inflationsrate ermittelt werden. Damit das Preisniveau stabil bleibt, sollte diese pro Jahr immer am besten etwa 2 Prozent betragen.


	Wirtschaftswachstum: Die Wirtschaft im Land sollte am besten langsam, aber stetig wachsen. Denn auf diese Weise pendelt sich ein gesundes und stabiles Wachstum ein, das am Ende der gesamten Bevölkerung zugutekommt. Das Wirtschaftswachstum wird am Bruttonationaleinkommen gemessen. Wenn es über 2 Prozent liegt – das ist der Wert für ein langsames und stetiges Wachstum – befindet es sich im idealen Bereich.




Wenn man es schaffen würde, alle vier Ziele des magischen Vierecks gleichzeitig zu erreichen, wäre das so, als hätte man tatsächlich magische Kräfte. Denn in diesem Fall würde es allen, die sich in dieser Gesellschaft befinden, richtig gut gehen. Es ist aber leider unmöglich, alle vier Ziele gleichzeitig zu erreichen. Manche der Ziele ergänzen sich, in diesem Fall spricht man von »Zielharmonie«. Das ist zum Beispiel bei der Vollbeschäftigung und dem Wirtschaftswachstum der Fall. Denn wenn es den Unternehmen gut geht und sie mehr Aufträge bekommen, brauchen sie automatisch mehr Angestellte, die für sie arbeiten. Die Arbeitslosenrate sinkt und gleichzeitig steigt der Beschäftigungsgrad. Andere Ziele passen aber nicht so gut zusammen. Hier spricht man von Zielkonflikten. Diese Ziele können nicht gemeinsam erreicht werden. Das passiert zum Beispiel dann, wenn der Beschäftigungsgrad und auch die Löhne steigen. In diesem Moment wollen die Menschen auch mehr kaufen. Die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen steigt. Und das wirkt sich dann wiederum nachteilig auf die Preisstabilität aus – einen weiteren der vier Punkte im magischen Viereck. Denn in diesem Fall würden die Preise aufgrund der hohen Nachfrage ebenfalls steigen. Wirtschaftswachstum und Preisstabilität vertragen sich also nicht besonders gut – da gibt es einen Zielkonflikt.

Das Bestreben ist es deshalb, so gut wie möglich die Balance zwischen den vier Staatszielen zu halten.

Was heißt Konjunktur?

Sobald man sich mit dem Thema »Wirtschaft« beschäftigt, stößt man relativ bald auf den Begriff »Konjunktur«. Das ist auch nicht allzu verwunderlich, denn die Konjunktur ist einer der Grundbegriffe in diesem Bereich. Jeder nutzt ihn ganz selbstverständlich, deshalb darf er hier natürlich auch nicht fehlen.

Die Konjunktur beschreibt die wirtschaftliche Lage in einem Land. Sie ist sozusagen das, was in einem Jahr wirtschaftlich in einem Land passiert. Dabei wird alles berücksichtigt, egal ob es bergauf oder bergab gegangen ist.

Gemessen werden die wirtschaftlichen Schwankungen mithilfe der Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, kurz BIP (s. Was ist der Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt, Bruttonationaleinkommen und Bruttoinlandsprodukt?). Da sich der Markt und damit das BIP immer nach Angebot und Nachfrage richtet, gibt es während eines Jahres Schwankungen. Diese Schwankungen nennt man dann Konjunkturschwankungen. Zumeist vollziehen sich diese Schwankungen kreisförmig, weshalb oft von einem Konjunkturzyklus die Rede ist. Dieser Kreislauf hat verschiedene Stufen:

Aufschwung: Wenn sich ein Land im Aufschwung befindet, zeigt sich das an der steigenden Nachfrage und der deshalb steigenden Produktion. Im Grunde steigt in dieser Zeit alles an: die Gewinne der Unternehmen, die Löhne, die Zinsen und die Bereitschaft der Menschen Geld zu investieren oder anzulegen. Die Wirtschaft befindet sich insgesamt in einem Aufschwung. Das Einzige, was zu dieser Zeit sinkt, sind die Arbeitslosenquoten – und das ist gut so.

Hochkonjunktur: Die Hochkonjunktur folgt auf den Aufschwung. Zu dieser Zeit erreicht die Wirtschaft ihren Höhepunkt. Deshalb nennt man diesen Moment auch Hochkonjunktur oder Boomphase. Auch hier steigt wie beim Aufschwung alles. Es deutet sich aber schon langsam eine Art Überhitzung des Systems an. Man könnte es mit einem Motor vergleichen, der monatelang auf Hochtouren läuft. Irgendwann ist der Moment gekommen, in dem er heißläuft. Aus diesem Grund werden zu dieser Zeit auch schon weniger Investitionen getätigt, denn man ahnt, dass es nicht mehr lange gutgehen wird.

Abschwung: Der Abschwung ist das Ende der Hochkonjunktur. Die Wirtschaft fällt in eine Rezession. Die Nachfrage sinkt und damit sinkt auch die Produktion. Gleichzeitig steigen auch wieder die Zahlen der Arbeitslosen. Die Wirtschaftsleistung schrumpft und die Unternehmen sind geschwächt.

Konjunkturtief: Wenn der Zustand der Rezession bestehen bleibt und auf einem Tiefpunkt verharrt, spricht man von einem Konjunkturtief. Die Nachfrage ist immer noch gering, weil es sich die meisten Menschen nicht mehr leisten können, viel Geld auszugeben. Die Produktion sinkt und damit sinken auch die Löhne. Es gibt immer mehr Arbeitslose. Wenn diese Phase zu lange andauert, kann es für ein Land ziemlich gefährlich werden. Es könnte nicht mehr aus eigener Kraft aus dem Tief herauskommen und würde bankrottgehen. In so einem Fall kann der Staat die Wirtschaft unterstützen, indem er mithilfe von Subventionen (s. Wie sehen Subventionen aus?) unterstützend eingreift. Zusätzlich kann er noch die Steuern senken, um es den Menschen und damit auch der Wirtschaft leichter zu machen. Doch auch normale Schwankungen im Konjunkturgeschehen können dafür sorgen, dass sich alles wieder erholt und eine neue Phase des Aufschwungs einsetzt.

Bis alle Phasen eines Konjunkturzyklus einmal durchlaufen wurden, dauert es meistens zwischen vier bis zehn Jahre.

Was versteht man unter der sogenannten Wertschöpfung?

Die generelle Erklärung lautet: Die Wertschöpfung beschreibt die Transformation von vorhandenen Gütern in Güter mit höherem monetärem Wert. Was soll das aber genau heißen?

Eigentlich kann man sagen, dass die Wertschöpfung das A und O einer funktionierenden Wirtschaft ist. Denn sie ist am Ende nichts anderes als die Grundlage für das Wachstum, das alle Unternehmen und alle Staaten dieser Welt anstreben.

Nimmt man zum Beispiel eine Limonadenfabrik: Sie wandelt vorhandene Güter wie Wasser, Zucker und Aromastoffe in das höhere Gut Limonade um. Diese Rohstoffe sowie alle Güter und Dienstleistungen, die bei der Produktions verbraucht werden, bezeichnet man auch als Vorleistungen. Die fertige Limonade ist dann die Gesamtleistung. Für die Wertschöpfung gibt es eine ganz einfache Formel: Wertschöpfung ist gleich Gesamtleistung minus Vorleistungen. Das heißt die Wertschöpfung in diesem Fall ist das, was beim Verkauf der Limonade herauskommt, abzüglich der Vorleistungen, die erbracht werden mussten, um die Limonade herzustellen.

Wenn man die gesamte Wertschöpfung zusammenzählt, die in einem Land stattfindet, bekommt man die volkswirtschaftliche Wertschöpfung.

Was ist die soziale Marktwirtschaft genau?

Die soziale Marktwirtschaft ist ein Wirtschaftssystem, das in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg unter anderem durch die Politik des einstigen Wirtschaftsministers Ludwig Erhard entstanden ist. Mittlerweile haben viele andere Länder diese Art des Wirtschaftssystems übernommen. Eine Besonderheit an der sozialen Marktwirtschaft ist der Versuch, das wirtschaftliche Wachstum einer Gesellschaft zu fördern, aber dabei auch gleichzeitig auf die Menschen Rücksicht zu nehmen, die in dieser Gesellschaft leben. Man sagt auch: Die soziale Komponente wird berücksichtigt. Wie funktioniert das Ganze?

Bei der sozialen Markwirtschaft kann der Staat (im Gegensatz zu anderen Wirtschaftssystemen, s. Und was hat es mit der freien Marktwirtschaft auf sich?) bis zu einem gewissen Grad eingreifen und mitentscheiden, was die wirtschaftliche Entwicklung betrifft. Das kann helfen, dass einzelne Unternehmen, oder private Personen nicht in einem System untergehen oder im Stich gelassen werden: In einer sozialen Marktwirtschaft sorgt der Staat dafür, dass auf der einen Seite die Wirtschaft unterstützt wird und auf der anderen seite sozial Schwächere nicht auf der Strecke bleiben.

Bei dieser Form der Marktwirtschaft haben zum Beispiel die Unternehmen viele Freiheiten. Sie können sich aussuchen, was sie herstellen und zu welchem Preis sie es dann verkaufen möchten. Auch die einzelnen Menschen können frei entscheiden, in welchem Beruf sie arbeiten und was sie kaufen möchten. Das heißt, die Freiheiten sind in einer sozialen Marktwirtschaft groß. Damit dabei aber auch alles fair abläuft, hat auch der Staat seine Rechte. Er kann zum Beispiel eingreifen, wenn sich Monopole (s. Was sind Monopol, Oligopol und Polypol?) bilden, beziehungsweise wenn Stärkere generell Vorteile haben, die zu Lasten der Schwächeren gehen. Er kann auch eingreifen, wenn bestimmte Unternehmen oder Privatleute Unterstützung benötigen. Das kann er dann mithilfe von Gesetzen so regeln, dass alles möglichst fair und sicher abläuft. Er sorgt dadurch unter anderem für den Schutz der Bürger – etwa mithilfe von Polizei und Gesundheitswesen. Er sorgt aber auch dafür, dass sich alle so frei und schnell wie möglich fortbewegen können – durch den Ausbau der Straßen und Verkehrswege. Der Staat kümmert sich also um folgende Bereiche, um dadurch Sicherheit, Stabilität und Fairness zu sichern:


	Ausbau der Infrastruktur


	Absicherung der Bürger


	Entwicklung und Überprüfung von Regeln und Gesetzen


	Förderung der Wirtschaft


	Hilfestellung für Schwächere


	Förderung von Forschung und Kultur




Inzwischen ist durch die weltweiten Bemühungen um den Klimaschutzes auch noch der Schutz der Umwelt hinzugekommen. Deshalb spricht man mittlerweile auch von der »Ökosozialen Marktwirtschaft«.

Die soziale Marktwirtschaft strebt also danach, dass möglichst alles gerecht und geregelt abläuft, sodass auch die Schwächeren mitgenommen werden und am wachsenden Wohlstand teilhaben. Gleichzeitig wird aber darauf geachtet, dass auch die Wirtschaft ihre Freiheiten hat, um weiter wachsen zu können. Am Ende versucht der Staat, die »Fouls«, zu denen es immer mal wieder kommt, möglichst gerecht zu ahnden, damit sich niemand auf unfaire Weise einen Vorteil ergaunern kann.

Und was hat es mit der freien Markwirtschaft auf sich?

Die freie Markwirtschaft ist der sozialen Markwirtschaft eigentlich sehr ähnlich. Der große Unterschied besteht hauptsächlich in einem Punkt: Bei der freien Marktwirtschaft greift der Staat nicht ein! Das heißt Freiheit in sämtlichen Punkten: Jeder kann frei entscheiden und danach handeln. Am Ende ist aber auch jeder ganz allein für sich selbst verantwortlich. Denn in der freien Marktwirtschaft hält sich der Staat komplett aus dem wirtschaftlichen Geschehen heraus. Aber was macht der Staat dann in diesem Fall dann überhaupt? Die Antwort lautet: Er schafft die Rahmenbedingungen dafür, dass das Leben um die Wirtschaft herum in geordneten Bahnen verläuft. Was heißt das?

In einer freien Marktwirtschaft kümmert sich der Staat um:


	das Rechtssystem: Regeln und Gesetze


	eine funktionierende Infrastruktur: Ausbau der Straßen, Wasserversorgung, Müllentsorgung und so weiter


	die Sicherheit der Bürger: Schutz etwa durch Polizei und Militär




Der bekannteste Staat mit einer freien Marktwirtschaft ist wohl die USA. Doch auch hier muss der Staat zu seinen Einnahmen kommen, weil er sonst die Ausgaben, die er für die Rahmenbedingungen benötigt, nicht bestreiten könnte. Denn auch in der freien Marktwirtschaft muss der Staat mithilfe von Steuern genug Gelder »einsammeln«, um für Sicherheit, Infrastruktur und so weiter zu sorgen und die Löhne der Menschen zu zahlen, die er dafür angestellt hat. Auch in einer freien Marktwirtschaft müssen Versorgungssysteme für Strom, Wasser, Mobilfunk geschaffen, ausgebaut und instand gehalten werden.

Das hört sich erst einmal alles ziemlich gut an – und das ist es aus dieser Sicht auch. Aber in einem solchen System darf man beispielsweise nicht ernsthaft krank, arbeitslos oder gar arbeitsunfähig werden. Denn eine freie Marktwirtschaft greift einem solchen Menschen dann nicht unter die Arme, das tun nur Staaten, in denen die sozialen Markwirtschaft vorherrscht. Es gibt in einer freien Marktwirtschaft, wie zum Beispiel in den USA, kaum Unterstützungen in Form einer sozialen Absicherung. Das heißt, die bei uns in Deutschland ganz selbstverständliche gesetzliche Sozialversicherung, die bei Arbeitslosigkeit oder Krankheit greift – gibt es in Amerika nicht oder nur in Ansätzen (s. Wofür ist die gesetzliche Sozialversicherung eigentlich gut?). Damit aber nicht gleich jeder, der einmal seinen Job verliert auch gleich zum Sozialfall wird, wurde auch in Amerika ein System entwickelt, dass zumindest etwas Erleichterung verschaffen soll. Zum einen kann jeder Amerikaner freiwillig in ein Rentensystem einzahlen und zum anderen werden sozial Bedürftige mit Wohngeldern und Essensmarken unterstützt. Alle anderen Hilfestellungen für jemanden, der in Not geraten ist, beruhen auf dem Einsatz von Ehrenamtlichen und sind deshalb nicht überall und einfach zu bekommen.

Was sind Monopol, Oligopol und Polypol?

Ein Monopol entsteht dann, wenn es für eine Sache nur einen Anbieter gibt. Damit das nicht passiert, passt der Staat mithilfe des Bundeskartellamtes genau auf und greift, wenn es sein muss, auch ein. Aber warum? Was ist denn so schlimm, wenn es nur einen Anbieter gibt – wenn also ein Unternehmen ein Monopol hat?

Das Problem bei einem Monopol ist, dass der einzige Anbieter sozusagen machen kann, was er will. Wenn es zum Beispiel nur einen Frisör in einer Stadt gäbe, hätte er das Monopol. Er könnte damit alles, was seine Leistungen betrifft, allein bestimmen. Er könnte also die Preise so hoch ansetzten, wie er gerade lustig ist. Oder er könnte einfach bestimmen, wann wer in den Genuss kommt, von ihm seine Haare schneiden zu lassen. Ohne Konkurrenz kann der einzige Anbieter machen, was er will. Damit das nicht passiert und der ganze Markt von nur einem Anbieter beherrscht wird, achtet das Bundeskartellamt darauf, dass es immer von möglichst allem eine gesunde Vielfalt geben kann.

Ein Oligopol entsteht dann, wenn es für eine Sache nur einige wenige Anbieter auf dem Markt gibt. Beispiele für Oligopole sind Fluggesellschaften, Strom- oder Mobilfunkanbieter. In diesen Bereichen gibt es relativ wenige Anbieter, die, wenn man sie miteinander vergleicht, preislich oft recht nah beieinander liegen. Doch auch diese Anbieter unterliegen wie Monopolisten einigen Regeln, die vom Bundeskartellamt überwacht werden. So dürfen die Oligopolisten sich zum Beispiel nicht untereinander absprechen, was die Preise betrifft, denn das wäre gegenüber den Verbrauchern unfair.

Das Polypol ist sozusagen das Gegenteil des Oligopols. Bei einem Polypol gibt es viele Anbieter am Markt. Das beste Beispiel für ein Polypol ist der Lebensmittelmarkt. Hier gibt es unzählige Anbieter, die sich alle den Markt untereinander teilen. Es gibt also viele kleine Anbieter einer Ware oder Dienstleistung, und genau das ist es auch, was das griechische Wort »Polypol« sagt: Verkauf durch viele. Das Polypol ist für die Nachfrager die beste Form der Marktwirtschaft. Das liegt an den vielen, kleinen Anbietern. Denn sie müssen reagieren und sich dem Verhalten der Nachfrager (der Kunden) anpassen. Wenn zum Beispiel ein Lebensmittelmarkt die Bananen günstiger verkauft als ein anderer, werden die Kunden wahrscheinlich eher zu dem günstigeren Anbieter wechseln. Das heißt, der teurere muss sich anpassen, und die Kunden haben immer die Möglichkeit zu wechseln.

Was heißt »Konkurs anmelden« und »Insolvenz anmelden« – und worin liegt der Unterschied?

Bei diesen beiden Begriffen kann man schon mal durcheinanderkommen – was denn nun – Insolvenz oder Konkurs? Das beides nicht gerade das ist, womit man sich als Selbstständiger überhaupt beschäftigen möchte, weiß jeder. Was steckt hinter diesen Begriffen und wie laufen die Verfahren dann ab?

Grundsätzlich kann man vorwegnehmen, dass der Konkurs einfach eine ältere Variante der heutigen Insolvenz ist. Man spricht zwar in der Umgangssprache immer noch manchmal von »Konkurs anmelden«, gemeint ist aber meistens »Insolvenz beantragen«.

Im Begriff »Insolvenz« steckt das lateinische Wort »solvere«, also »bezahlen«. Die Vorsilbe »in-« ist eine Verneinung – zusammengenommen bedeutet »in-solvere« also so viel wie »nicht zahlungsfähig sein«. Dass ein Unternehmen Insolvenz anmelden muss, kann zwei Ursachen haben: 1. Es ist (aktuell) zahlungsunfähig. 2. Es ist überschuldet.

Was heißt das? Wenn zum Beispiel viele Kunden einer Fabrik die von ihr bezogenden Produkte nicht zahlen, kann der Eigentümer etwa seine Angestellten nicht mehr entlohnen oder aufgenommene Kredite bei der Bank nicht fristgerecht tilgen. Das wäre eine Zahlungsunfähigkeit. Angenommen, er verkauft überhaupt nicht genug Produkte, um seine Kosten zu decken – dann türmen sich die Schulden sowohl bei den Angestellten als auch bei den Banken. Dann liegt Überschuldung vor. Alle diejenigen, die von dem Fabrikanten Geld bekommen müssten, aber nichts erhalten, sind dann die sogenannten Gläubiger.

Unternehmer sind verpflichtet, Insolvenz anzumelden, wenn sie zahlungsunfähig oder überschuldet sind. Aber auch die Gläubiger können einen Insolvenzantrag stellen, wenn sie glaubhaft machten können, dass diese Voraussetzungen erfüllt sind.

Aber auch eine Privatperson kann zahlungsunfähig beziehungsweise überschuldet sein. In diesem Fall ist die Überlegung dann durchaus sinnvoll, Privatinsolvenz anzumelden – etwa, wenn hohe persönliche Schulden vorliegen, ohne dass die Einnahmen jemals reichen könnten, um sie zu tilgen.

Was kann man zur Vermeidung einer Insolvenz tun? Der erste Schritt wäre, dass man mit den Gläubigern in Verhandlungen tritt. Das heißt, man versucht gemeinsam einen Weg zu finden, wie man den Schuldner entlasten könnte. Das ginge über folgende Wege:


	Eine Stundung: Hier würde man mit dem Einverständnis der Gläubiger die Zahlung der fälligen Rechnungen auf einen späteren Zeitpunkt verschieben, in der Hoffnung, dass es bis dahin wieder besser läuft.


	Eine Reduzierung der Zahlungen: In diesem Fall würden der Schuldner und die Gläubiger gemeinsam festlegen, dass der Schuldner zwar weiterhin seine Schulden abzahlt, aber mit kleineren Raten.


	Ein Schuldenerlass: Das ist leider eher selten möglich, aber es kann vorkommen, dass die Gläubiger dem Schuldner einfach einen gewissen Betrag erlassen, in der Hoffnung, dass das Unternehmen gerettet wird.


	Eine Bürgschaft: Manchmal gelingt es dem Schuldner, einen Bürgen zu gewinnen. Das wäre eine Person oder ein Unternehmen, das für den Schuldner einsteht. Der Bürge würde in diesem Fall für einige (vielleicht sogar für alle) Schulden geradestehen und sie für den Schuldner bezahlen. Natürlich passiert das nicht ohne Nutzen für den Bürgen – meistens bekommt er im Gegenzug einen Teil des Unternehmens oder die ganze Firma.


	Ein Schuldenbereinigungsplan kann Privatleuten in Zahlungsnot helfen: Dieser Plan wird mithilfe einer Schuldnerberatung oder eines spezialisierten Anwalts extra für die betroffene Person erstellt. Dabei wird überlegt, welche Sparmaßnahmen diese ergreifen und welche vorhandenen Wertgegenstände sie noch verkaufen kann, um wieder »flüssig« zu werden.




Wenn alles nichts mehr hilft, kommt es zum Insolvenzantrag. Daraufhin wird ein gerichtliches Insolvenzverfahren eingeleitet. Bei einem insolventen Unternehmen übernimmt dann meist ein Insolvenzverwalter das Ruder. Er sichert im Interesse der Gläubiger noch alle Vermögenswerte und treibt das Geld aus offenen Rechnungen ein. Dieses Vermögen (die sogenannte Insolvenzmasse) wird dann unter den Gläubigern aufgeteilt. Ganz grob vereinfacht wird dabei der Anteil ermittelt, zu dem das vorhandene Vermögen die Schulden noch abdeckt.

Der Konkurs wird in Deutschland seit Ende der 1990er-Jahre nicht mehr sogenannt – oder nur noch umgangssprachlich. In anderen Ländern hat sich der Begriff gehalten, wie zum Beispiel in der Schweiz und in Österreich. Das Wort kommt, wie auch die Insolvenz, aus dem Lateinischen: »Concurrere« heißt so viel wie »zusammenlaufen«, »zusammenströmen«. Was hat aber nun »zusammenlaufen« mit einem Konkurs zu tun? Das hat mit dem Zusammentreffen oder Zusammenströmen der Gläubiger zu tun. Denn genau das passiert bei einem Konkurs, wenn der Schuldner nicht mehr fähig ist, seine Schulden zu zahlen und das Gericht die Gläubiger einberuft, um den Rest des Vermögens unter ihnen aufzuteilen. Aber wie gesagt: Man spricht in Deutschland inzwischen von der Insolvenz, nicht vom Konkurs. Wie dann mit dieser Insolvenz umgegangen wird, beziehungsweise welche Gesetze dafür gelten, ist in jedem Land anders geregelt.

Umgangssprachlich wird übrigens auch oft von einer »Pleite« gesprochen, wenn von einer Insolvenz die Rede ist.

Was ist dann ein Bankrott?

Bei dem Begriff »Bankrott« sind wir wieder im mittelalterlichen Italien angekommen, als die ersten Banken entstanden sind (s. Wann sind die ersten Banken entstanden?). Denn zu jener Zeit sprach man von »Banca rotta«, wenn eine der Holzbänke, auf denen den Händlern das Geld ausgezahlt wurde, zerschlagen wurde. Wie zerschlagen? Tatsächlich wurden damals die Tische/Bänke, auf denen das Geld getauscht wurde, von den Behörden mit einer Axt zerschmettert, wenn ihr Eigentümer kein Geld mehr hatte, um die Händler auszuzahlen. In diesem Fall war seine »Banca rotta«.

Wenn man heute sagt, dass ein Unternehmen oder eine Privatperson bankrott ist, heißt auch das, dass eine Zahlungsunfähigkeit vorliegt ist. Ein Bankrott liegt aber erst vor, wenn der Schuldner die Zahlungsunfähigkeit in böser Absicht herbeigeführt hat. Im Unterschied zu einer Insolvenz ist ein Bankrott eine Straftat! Warum sollte jemand mit Absicht eine Zahlungsunfähigkeit herbeiführen? Was hat der- oder diejenige davon? Ein sogenannter »Bankrotteur« weiß ganz genau, was er tut, wenn er ein Unternehmen in die Pleite führt. Er hat sogar einen Vorteil davon. Und es ist ihm ganz egal, dass andere dabei den Schaden haben. Was macht also ein Bankrotteur? Ein Bankrotteur führt eine Insolvenz herbei, sorgt aber dafür, dass das niemand weiß. Das heißt er nutzt zum Beispiel die Gelder der Firma, um sich davon ein schönes Leben zu finanzieren und fälscht die Buchhaltung, sodass das möglichst lange niemand merkt. Da er ja als einziger weiß, dass es die Firma nicht mehr lange geben wird, bringt er schon lange vor der Insolvenz, seine Schäfchen ins Trockene und hortet Geld oder andere Vermögenswerte an einem nur ihm bekannten Ort. So kann er dann, wenn das Unternehmen geschlossen wird, in Ruhe von dem leben, was er zur Seite geschafft hat. Die anderen (die Gläubiger) gehen dabei leer aus und bleiben auf ihren Forderungen sitzen. Ein Bankrott ist also ein vorsätzlicher Betrug, bei dem der Bankrotteur den Verlust, den die Gläubiger haben, wissentlich in Kauf nimmt. Kurz gesagt, er betrügt alle anderen, indem er das Unternehmen in die Insolvenz führt.

Und was ist ein Staatsbankrott?

Im Gegensatz zu dem »normalen« Bankrott, gibt es auch noch den »Staatsbankrott«. In diesem Fall kann ein ganzer Staat seine Schulden nicht mehr bezahlen. Infolgedessen kann er dann auch seine Aufgaben nicht mehr erfüllen (Straßen erneuern, Krankenhäuser erhalten oder die Löhne von Staatsangestellten zahlen). Der Unterschied zum »normalen« Bankrott ist, dass im Falle eines Staatsbankrotts keine Straftat vorliegt. Denn der Staat führt nicht mit Absicht eine Pleite herbei, wenngleich in solchen Fällen oft darüber diskutiert wird, ob die Regierung nicht grob fahrlässig gehandelt hat. Vielmehr ist es so, dass der Staat sich für manche Dinge Geld leihen muss, um sie bezahlen zu können. Denn für alles reichen die Einnahmen aus den Steuergeldern nicht aus. Die Geldleihe erfolgt in Form von sogenannten Staatsanleihen. Das heißt, der Staat verkauft Anleihen (s. Was sind Anleihen?) an Bürger, Großinvestoren oder Banken. Staatsanleihen kann sich jeder an der Börse kaufen. Das Geld von dem Kauf bekommt dann der Staat quasi als Kredit, mit dem er arbeiten kann. Diejenigen, die Anleihen gekauft haben, bekommen dafür Zinsen vom Staat. Wenn aber die Schulden, die ein Staat gemacht hat, so groß werden, dass er weder für die Zinsen aufkommen kann noch für die Rückzahlung der Staatsanleihen zum Fälligkeitstermin, kommt es zu einem Staatsbankrott.

Wie bilden sich die Benzinpreise? Warum können sie sich so schnell ändern? Und wie hängt das Ganze mit dem Ölpreis zusammen?

Jeder, der sich mit einem Auto fortbewegt, kennt das: die Preise an den Zapfsäulen klettern und fallen andauernd. Manchmal geben sie Anlass zur Freude, meistens sorgen sie aber doch eher für Unverständnis und Kopfschütteln. Woran liegt es eigentlich, dass sich die Preise immer wieder verändern – und das noch dazu manchmal innerhalb eines Tages? Und was hat das Ganze mit dem Ölpreis zu tun?

Die Preise, die wir Verbraucher an den Leuchtsäulen der Tankstellen sehen, werden nicht von den Tankstellenbetreibern festgelegt, sondern von den großen Mineralölkonzernen. Die Tankstellen haben einen Vertrag mit jeweils einem der großen Konzerne und bekommen die Preise vorgeschrieben. Im Grunde genommen sind die Tankstellenbetreiber machtlos, was ihre Preise betrifft. Das Einzige, was sie tun können, wenn die angegebene Preise in die Höhe schießen ist, eine Preissenkung zu beantragen. Das geht aber auch nur unter bestimmten Voraussetzungen – wenn zum Beispiel die Konkurrenz – Tankstelle, die nicht weit entfernt ist, einen niedrigeren Preis aufruft. In dem Fall prüft der Mineralölkonzern dann, ob eine Preissenkung angebracht ist oder nicht. Das ist dann der Grund dafür, warum die Benzinpreise an ein- und derselben Tankstelle innerhalb eines Tages deutlich schwanken.

Wie setzt sich so ein Benzinpreis denn generell zusammen? Grundsätzlich besteht der Benzinpreis aus:


	Steuern, die an den Staat abgeführt werden müssen und


	den Preisen, welche die Mineralölkonzerne verlangen und in die sie ihre Kosten und ihre Gewinnspanne einkalkulieren.




Zu 1.: Für einen Liter Benzin bekommt der Staat knapp 65 Cent in Form einer Energiesteuer. Schrittweise wird diese Steuer in den kommenden Jahren erhöht. Das ist Teil des Klimapakets, das die Bundesregierung 2019 beschlossen hat. 19 Prozent vom Literpreis gehen außerdem in Form einer Mehrwertsteuer (s. Was genau ist die Mehrwertsteuer beziehungsweise Umsatzsteuer?) an den Staat. An beiden Steuerarten ändert sich erst einmal nichts, außer es werden neue Gesetze dazu erlassen.

Zu 2.: Der Preis, den die Mineralölkonzerne verlangen, setzt sich aus verschiedneen Komponenten zusammen. Zum einen aus den Kosten für die Beschaffung oder Förderung des Rohöls, zum anderen aus den Kosten für die Verarbeitung zu Benzin in den Raffinierien, zum dritten aus den Kosten für den Transport an die Tankstelle und zum vierten aus einem Gewinnaufschlag.

Der Benzinpreis hängt eng zusammen mit den Preisen am internationalen Rohölmarkt. Das ist auch der Grund dafür, warum er extrem schwanken kann. Dort »treffen« sich die Erdöl fördernden Länder – viele davon sind in der sogenannten OPEC organisiert (Organisation of the Petroleum Exporting Countries). Hier wird der Rohölpreis jeden Tag nach folgenden Punkten festgelegt:


	Angebot und Nachfrage: Da die OPEC-Länder die Fördermengen von Rohöl begrenzt haben, ist Rohöl eine heiß begehrte Ware. Denn immer mehr Länder brauchen immer mehr Öl, um ihre Wirtschaft am Laufen zu halten. Und alles, was schwer zu bekommen ist, hat seinen Wert. Auf diese Weise steigen die Preise.


	Krisen in Ländern, in denen Öl gefördert wird. Wenn es im Nahen Osten, wo das meiste Öl weltweit gefördert wird, zu einer Krise oder gar einem Krieg kommt, hat das unmittelbare Auswirkungen auf denÖlpreis und damit auch unseren Benzinpreis. Denn dann ist es noch schwerer, an das wertvolle Gut zu kommen. Die Preise erhöhen sich noch weiter.


	Der Kurs des Dollars: Ölpreise werden grundsätzlich nur in Dollar berechnet. Das heißt, sobald der Dollar im Wert schwankt, tun das die Ölpreise auch.


	Die Börse: Hier werden die Preise auch noch einmal in die Höhe getrieben, weil die meisten Börsianer auf immer weiter steigende Preise setzen.




Zurück zu Punkt 2. Zu den Preisen, die die Mineralölkonzerne verlangen, gehört nicht nur die Förderung des Öls, sondern auch die Verarbeitung zu Benzin und der Transport an die Tankstelle inklusive aller dafür anfallenden Kosten wie zum Bespiel Personalkosten. Darauf aufgeschlagen wird auch noch eine Gewinnspanne für die Mineralölkonzerne. Die genaue Berechnung bleibt das Geheimnis der Konzerne, die sich da nicht in die Karten schauen lassen. Dadurch hat man in diesen Bereich wenig Einblick.

Doch diese Berechnungen sind nicht alles, was man wissen muss, um die Benzinpreise zu verstehen. Dazu kommt, dass der gesamte Rohölmarkt von einigen wenigen Großkonzernen beherrscht wird. Das heißt, oft scheinen diese wenigen Konzerne die Preise untereinander abzustimmen oder zumindest zeitnah auf die Preisänderungen des jeweiligen Konkurruenten zu reagieren. Immer wieder wird ihnen Kartellbildung vorgeworfen, also die Ausnutzung ihrer Marktmacht, um die Konkurrenz auszuschalten und zum Nachteil der Verbraucher an den Zapfsäulen viel zu hohe Preise zu verlangen. Das Ganze ist also nicht ganz durchsichtig, und am Ende für Verbraucher und Tankstellenbetreiber auch oft nicht ganz fair. Denn letztere verdienen am wenigsten am verkauften Benzin – meistens sogar weniger als ein Cent pro Liter!

Was ist der Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt, Bruttonationaleinkommen und Bruttoinlandsprodukt?

Das Bruttoinlandsprodukt, oder auch BIP, ist die Bezeichnung für all das, was ein Jahr lang innerhalb eines Landes verkauft wurde. Das bezieht sich auf Waren (Autos, Lebensmittel usw.) aber auch auf Dienstleistungen (Beratungen, Frisör usw.). Um den genauen Wert des BIP zu errechnen, muss man noch manche Posten wie Vorleistungen und Subventionen (s. Wie sehen Subventionen aus?) abziehen und auf der anderen Seite die gezahlten Steuern dazurechnen.

Der Begriff »Bruttoinlandsprodukt« ersetzt seit 1999 das bis dahin übliche »Bruttosozialprodukt«. Die Unterschiede sind nicht so groß: Im Bruttosozialprodukt enthalten sind auch Leistungen, die Staatsbürger des eigenen Landes im Ausland erbringen (etwa der Deutschen, die in Spanien einen Modeladen eröffnet hat). Dafür sind Leistungen von Ausländern im eigenen Land nicht enthalten (etwa von dem Türken, der in Deutschland einen Imbiss betreibt). Um Vergleichbarkeit auf der ganzen Welt herzustellen, hat man sich darauf geeinigt, dass es künftig einheitlich um das BIP geht, und dass man dieses BIP jetzt auf der ganzen Welt »Bruttonationaleinkommen«, also BNE nennt. Das BNE bezeichnet alle Produkte und Dienstleistungen die von »Inländern«, also Menschen, die z.B. in Deutschland einen Wohnsitz haben, in einem Jahr in diesem Land erbracht werden. Das heißt, wenn jemand zum Beispiel in Deutschland lebt, aber zur Arbeit in ein Nachbarland pendelt, erscheint seine Leistung in dem Land, in dem er arbeitet, im Bruttoinlandsprodukt. In dem Land, in dem er wohnt, erscheint das Ganze dann dafür im Bruttonationaleinkommen.


BEKANNTE THEORIEN UND PERSÖNLICHKEITEN

Kapitalismus, Kommunismus – was steckt genau dahinter?

Die Geschichte des Kapitalismus wird in drei Phasen aufgeteilt:


	der Frühkapitalismus, von ungefähr dem 15. bis zum Beginn des 18. Jahrhunderts


	der Hochkapitalismus, im 18. und 19. Jahrhundert


	der Spätkapitalismus, vom Ende des 19. bis zum Anfang des 20. Jahrhunderts




Geld, Maschinen, Werkzeuge, Gebäude – das alles ist »Kapital«. Beim Kapitalismus gehört aber eben dieses Kapital nicht dem Staat, sondern Privatleuten. Sie sind zum Beispiel Eigentümer einer Fabrik, die bestimmte Waren herstellt. Ihr Gewinn steht und fällt mit der Nachfrage und dem Angebot, das es gerade in ihrem Bereich auf dem Markt gibt. Die Kernfrage lautet also: Wollen die Menschen das Produkt, das in der Fabrik hergestellt wird, kaufen oder nicht? Das Ganze nennt man auch die »freie Marktwirtschaft«. Manchmal tun sich auch ein paar oder mehrere Kapitalisten zusammen, um noch mehr herstellen zu können. Darunter leiden dann wieder die kleineren Unternehmen, weil es für sie immer schwieriger wird, mit der großen Konkurrenz mitzuhalten. Beim Kapitalismus geht es grundsätzlich also immer um Wachstum und den damit verbundenen Gewinn. Dieser Grundsatz gilt auch heute noch. Aber inzwischen kann der Kapitalismus nicht mehr so frei schalten und walten, wie das früher der Fall war. Denn mittlerweile kann zum einen der Staat eingreifen, indem er zum Beispiel Monopole verhindert (s. Was sind Monopol, Oligopol und Polypol?) und auch die Abgaben haben sich verändert. So gibt es heute viele unterschiedliche Sozialabgaben, die von den Unternehmen geleistet werden. Bei all dem Streben nach Wachstum spielt die Konkurrenz eine wichtige Rolle. Denn dadurch befeuern sich die Unternehmen gegenseitig, immer neue Produkte, Dienstleistungen und Technologien auf den Markt zu bringen, die oft begeistert vom modernen Menschen angenommen werden. Wermutstropfen in dem ganzen System sind andere Länder, denen es nicht so gut geht und denen es durch diese stetige Entwicklung immer schwerer gemacht wird, mit all den hochtechnologisierten Unternehmen der kapitalistischen Länder mitzuhalten. Auf der anderen Seite haben auch diese Länder etwas von der Entwicklung der westlichen, kapitalistischen Länder abbekommen. Denn zum Beispiel der medizinische Fortschritt hält – wenn auch sehr langsam – immer mehr Einzug in ärmeren Ländern und das nicht zuletzt, weil sie von den reicheren Ländern unterstützt werden. Leider hat dieses System noch viele Schwächen, aber vielleicht wird sich das in Zukunft bessern.

Der Kommunismus steht im Gegensatz dazu. Der Begriff »Kommunismus« kommt von dem lateinischen Wort »communis«, was so viel wie gemeinsam bedeutet. Der Kern des Kommunismus ist das Bestreben, dass alle innerhalb dieses politischen Systems gleich sind. Das heißt, es gibt keine Unterschiede zwischen Arm und Reich – alle sind gleich. Im Zuge dessen gibt es in einem kommunistischen Land kein Privateigentum an Produktionsmitteln, sondern nur ein Gemeineigentum. Übersetzt heißt das, dass Gebäude, Maschinen oder Ackerflächen nicht einer Person oder einer Firma gehören, sondern allen gemeinsam, also dem Staat. Das nennt man auch »Kollektiveigentum«. Hier entscheidet der Staat, was und wieviel von welchem Gut produziert wird – es herrscht eine Planwirtschaft. Im Gegensatz zum Kapitalismus, bei dem die Firmen oder die Eigentümer von Unternehmen entscheiden, was in welcher Menge hergestellt wird.

Der Kommunismus war sozusagen die Gegenreaktion auf den Kapitalismus. Man dachte, damit die Ausbeutung der Armen und der Arbeitskräfte verhindern zu können. Leider hat das am Ende nicht so funktioniert. Denn egal wo die Menschen sich gegen die Planwirtschaft aufgelehnt haben, weil sie doch lieber ein anderes System gehabt hätten, wurden sie vom Staat verfolgt und bestraft. Das heißt, es gab (und in manchen Ländern ist das noch heute so, zum Beispiel in Nordkorea) keine Freiheit für den Einzelnen, selbst zu entscheiden.

Wer oder was ist eigentlich der Homo oeconomicus?

Der Homo Oeconomicus ist eine Person, auf die man immer trifft, sobald man sich mit dem Thema »Wirtschaft« auseinandersetzt. Aber wer ist das? Und was bedeutet der Name?

Zuerst zum Namen: Er stammt aus dem Lateinischen und heißt ganz einfach Wirtschaftsmensch. Der Homo oeconomicus ist genauer gesagt ein Modell – ein Typus, mit dem man wirtschaftliche Zusammenhänge veranschaulichen kann. Beim Homo oeconomicus handelt es sich aus wirtschaftlicher Sicht um einen Idealmenschen. Das heißt, diesem Modell Mensch unterstellt man wirtschaftlich perfekt durchdachtes Handeln. Es gibt dieses Modell als Kunden, aber auch als Produzenten beziehungsweise Hersteller: Ein wahrer Homo oeconomicus muss vier Merkmale haben, damit er sich so nennen kann:


	Es ist der Typ Mensch, der sich perfekt auf dem Markt auskennt. Das heißt, wenn der Homo oeconomicus sich etwas kaufen möchte, dann weiß er ganz genau Bescheid, wo man die Ware bekommt und wieviel sie kostet.


	Der Homo oeconomicus ist abgeklärt und unemotional – man könnte auch sagen: cool. Er lässt sich nicht von der Werbung oder den Versprechungen der Verkäufer leiten, sondern entscheidet sich nur dann für einen Kauf, wenn er aus sämtlichen Blickwinkeln vernünftig erscheint.


	Wichtig ist auch die Nutzenmaximierung. Das heißt, dass der Homo oeconomicus für einen möglichst geringen Preis die bestmögliche Ware bekommen möchte. Wenn es sich um einen produzierenden Homo oeconomicus handelt, dann handelt er nach dem Grundsatz der Gewinnmaximierung.


	Festgelegte Präferenzen. Das heißt, dass der Homo oeconomicus ganz klare Vorstellungen und Vorlieben hat, die er auch nie ändert.




So viel also zu der Idealvorstellung eines wirtschaftlich handelnden Menschen. Und obwohl es diesen Typ Mensch zumindest ansatzweise auch tatsächlich gibt, erntet dieses Modell immer mehr Unmut. Denn zum einen ist die Art und Weise seines Handelns anderen gegenüber ziemlich egoistisch. Das heißt, dadurch dass der Homo oeconomicus immer nur für sich den größten Nutzen anstrebt, denkt er keine Sekunde an seine Mitmenschen. Zum anderen ist es fraglich, ob das Modell das menschliche Handeln im echten Leben wirklich zutreffend beschreibt. Niemand auf dieser Welt verfügt wirklich über alle Informationen des weltweiten Marktes. Dazu kommt, dass es höchstwahrscheinlich kein menschliches Wesen schafft, ohne irgendeine Gefühlsregung etwas einzukaufen. Selbst wenn es äußerlich so wirken mag, spielen doch automatisch immer bestimmte für Gefühle zuständige Bereiche im Gehirn eine Rolle, sobald es darum geht, sich für etwas zu entscheiden. Das kann, außer einem Roboter, noch niemand ausschalten.

Wer war Maslow und was hat er mit der Wirtschaft zu tun?

Manchen sagt der Begriff »Maslowsche Bedürfnispyramide« vielleicht etwas. Was haben diese Bedürfnisse aber in der Wirtschaftstheorie zu suchen? Ganz einfach, die Pyramide von einem US-amerikanischen Psychologen namens Abraham Maslow erklärt die Grundbedürfnisse der Menschen. Wenn diese nicht befriedigt sind, dann sieht es meistens auch in der Wirtschaft nicht allzu gut aus. Denn Menschen, denen es an den grundlegendsten Dingen fehlt, nehmen auch nicht an einem normalen Wirtschaftskreislauf teil – entweder weil sie andere Sorgen haben oder weil ihnen die finanziellen Möglichkeiten dazu fehlen. Deshalb ging Maslow auch davon aus, dass etwas zu essen wichtiger sei als ein neuer Fernseher. Außerdem wird die Maslowsche Pyramide auch immer wieder in wirtschaftlichen Zusammenhängen gebraucht, wenn es zum Beispiel um das Zusammenspiel zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer geht. Die Maslowsche Pyramide wird in fünf Ebenen aufgeteilt. Jede Ebene steht für eine bestimmte Kategorie von Bedürfnissen. Diese werden dann wieder in Mangelbedürfnisse und Wachstumsbedürfnisse unterteilt. Die unteren drei Ebenen spiegeln die Mangelbedürfnisse wieder, die beiden oberen stehen für die Wachstumsbedürfnisse:


	Grundbedürfnisse: Essen, Trinken, Schlafen, körperliches Wohlbefinden


	Sicherheitsbedürfnisse: genügend Geld, ein Job und eine Wohnung


	Soziale Bedürfnisse: Freundschaften, Zugehörigkeit zu einer Gruppe und die Liebe


	Wertschätzung: Erfolg, Ansehen, Freiheit, Unabhängigkeit, Stärke


	Selbstverwirklichung: tun können, was einem Spaß macht und wichtig ist




Der Zusammenhang zur Wirtschaft besteht nicht nur dadurch, dass die Grundbedürfnisse der Menschen versorgt sein müssen, damit diese an einem Wirtschafskreislauf teilnehmen können. Die Maslowsche Pyramide spielt auch eine Rolle, wenn es um die Zusammenarbeit von Arbeitgeber und Angestellten geht. Grundsätzlich kümmern sich die Angestellten selbst um ihre Grundbedürfnisse wie Essen, ein Dach über dem Kopf und so weiter. Das heißt, was die Grundbedürfnisse betrifft, hat ein Arbeitgeber wenig Einfluss. Anders sieht es dann aber schon bei dem Bereich der Sicherheit aus: Denn ein Arbeitgeber kann zum Beispiel für berufliche Sicherheit sorgen, indem er den Angestellten keine befristeten, sondern feste Arbeitsverträge anbietet. Umgekehrt kann er aber auch für große Verunsicherung sorgen, wenn die Angestellten nie wissen, wie lange sie noch in der Firma bleiben können. Was den dritten Bereich, die sozialen Bedürfnisse, betrifft, geht es bei der Arbeit darum, dass jeder Mitarbeiter seinen Platz in der Gruppe finden möchte. Das kann ein Arbeitgeber unterstützen durch Anerkennung für die Mitarbeiter und ihre Leistungen und durch einen festen Platz im Büro beziehungsweise im Betrieb. Die Wertschätzung als vierte Ebene bekommt ein Arbeitnehmer, wenn der Arbeitgeber Lob oder auch Belohnungen verteilt. Was die Selbstverwirklichung als fünfte und oberste Ebene betrifft, so können zum Beispiel Fortbildungen oder Gespräche mit einem Coach beziehungsweise Trainer wahre Wunder bewirken. Mithilfe von Fachleuten kann die Arbeit oder der Platz, an dem der Angestellte arbeitet, so eingerichtet werden, dass er sich gut wie möglich einbringen und damit selbst verwirklichen kann. Das funktioniert allerdings nur, wenn alle an einem Strang ziehen und sich verstehen. Sonst muss ein Arbeitgeber weiter unten in der Pyramide ansetzen, bis wirklich alles passt.

Die Maslowsche Bedürfnispyramide ist also auch in der modernen Wirtschaft ein wichtiger Punkt. Allerdings sollte man immer daran denken, dass es sich dabei um eine Theorie handelt und man nicht einfach stur an nach Schema F vorgehen kann.

Wer war Adam Smith und was besagt seine Theorie der unsichtbaren Hand?

Was sich wie der Titel eines Horrorfilmes anhört, ist tatsächlich ein Begriff aus der Wirtschaftstheorie. Er wurde im 18. Jahrhundert von dem schottischen Philosophen und Ökonomen Adam Smith geprägt. Die unsichtbare Hand ist eine Umschreibung für die sogenannte Selbstregulierung des Marktes. Worum handelt es sich dabei? Kurz gefasst lässt sich das so beschreiben: Sobald sich ein Mensch um sein eigenes Wohl kümmert, also wenn er also Dinge kauft, die er zum Leben braucht, kümmert er sich automatisch auch um die anderen Menschen. Denn wer zum Beispiel zum Metzger geht, um sich um sein Essen zu kümmern, kümmert sich gleichzeitig auch um den Metzger. Denn dieser lebt schließlich davon, sein Fleisch zu verkaufen. Und andersherum ist der Metzger, der mit seiner Metzgerei für seinen eigenen Lebensunterhalt sorgt, auch dafür verantwortlich, dass andere Menschen an Fleisch kommen. Egal von welcher Seite man es also betrachtet – jeder, der nach seinem eigenen Wohl strebt, fördert damit unbewusst die Wirtschaft. Denn wer herstellt und verkauft, ist genauso Teil der gesamten Wirtschaft, wie derjenige, der einkauft. Das heißt, dieses wirtschaftliche Zusammenspiel wird wie von einer unsichtbaren Hand gelenkt.

Wer war Keynes und was ist der Keynesianismus?

In den 1920er- und 1930er-Jahren entwickelte der britische Wirtschaftswissenschaftler John Maynard Keynes eine der bedeutendsten Theorien im wirtschaftlichen Bereich des gesamten Jahrhunderts: den Keynesianismus. Er besagt: Ob es einer Wirtschaft gut geht, kann man daran sehen, wie groß die Nachfrage ist. Denn wenn die Nachfrage nach Gütern steigt, fangen die Betriebe auch an zu investieren. Das heißt an einem Beispiel: Wenn die Menschen immer mehr Limonade trinken, werden die Hersteller der Getränke größere Fabriken bauen, um der Nachfrage nachzukommen. Gleichzeitig werden sie dann auch mehr Mitarbeiter brauchen, um die ganze Limonade herstellen zu können. Dadurch haben dann mehr Menschen Arbeit, die Arbeitslosigkeit sinkt und die Kaufkraft steigt. Dadurch haben die Menschen mehr Geld und geben auch mehr aus. Das kommt dann wiederum den Betrieben zugute. Der Keynesianismus besagt aber auch: Wenn die Wirtschaft und damit die Nachfrage für eine Zeit abnimmt, der Staat nachhelfen kann. Wie geht das? Indem die Regierung mithilfe von Staatsausgaben eine Zeit lang künstlich die Nachfrage in die Höhe treiben. Dadurch wird die Wirtschaft dann wieder stabilisiert. Sobald die Wirtschaft dann wieder gut läuft, kann sich der Staat das ausgegebene Geld durch Steuereinnahmen wieder zurückholen. Das funktioniert dann ganz einfach. Denn wenn die Wirtschaft wieder boomt und die Menschen Arbeit haben, kann man auch wieder mehr Steuern verlangen. Aber auch diese Theorie hat ihre Ecken und Kanten. Deshalb hat es auch hier mit der Zeit Menschen gegeben, die den Keynesianismus in Frage gestellt haben. Einer davon war Milton Friedman. Er entwickelte deswegen eine andere Theorie, den sogenannten Monetarismus.

Was muss man über Milton Friedman und seine Theorie des Monetarismus wissen?

Friedman war kein Freund davon, im Fall einer schleppenden Wirtschaft die Staatsausgaben zu erhöhen. Deshalb hat er eine andere Theorie als den Keynesianismus entwickelt. Er meinte, es sei wesentlich besser nachzuhelfen, indem man die Geldmenge, die im Umlauf ist, durch die Zentralbank kontrollieren lasse. Die Zentralbank solle sozusagen darauf aufpassen, dass die Preise nicht zu schnell steigen (s. Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?). Sobald die Preise zu schnell steigen, solle sie die Geldmenge, die im Umlauf ist, verringern und andersherum. In dem Moment, in dem die Zentralbank die Wirtschaft unterstützt, weil sie mehr Geld in den Markt pumpt, können die Menschen wieder mehr ausgeben und investieren. Das führt dann wiederum zu einer Ankurbelung der Wirtschaft. Kein Wunder, dass Friedmans Theorie also Monetarismus heißt, denn das Wort »Monetas« ist Latein und heißt so viel wie Münze oder generell Geld.

Welche der beiden Theorien, Keynesianismus oder Monetarismus, letztendlich die bessere ist, kann man nicht beantworten. Denn das Wirtschaftsgeschehen hängt von so vielen verschiedenen Einflüssen ab, dass man nie sicher sagen kann, auf der Grundlage welcher Theorien die besseren Entscheidungen getroffen werden.

Wer sind die Wirtschaftsweisen und was machen sie?

1963 wurde in Deutschland der »Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung« eingeführt. Umgangssprachlich spricht man auch von den fünf Wirtschaftsweisen. Die Mitglieder des Sachverständigenrates beobachten die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands mithilfe von wissenschaftlichen Methoden. Diese Beobachtungen sollen den Regierenden helfen, sich einen Überblick über die landesweite Lage zu verschaffen und zu entscheiden, ob etwas geändert werden muss, um die Konjunktur am Laufen zu halten oder anzukurbeln. Jedes Jahr verfassen die Mitglieder des Rates einen Bericht, der an die Regierung weitergeleitet wird. Auf diese Weise kann die Regierung dann prüfen, ob die deutsche Wirtschaft gut läuft oder ob Maßnahmen zu ihrer Stützung nötig sind. Die Wirtschaftsweisen erstellen auch eine Prognosen (also Vorschau) dazu, wie es wirtschaftlich in naher Zukunft höchstwahrscheinlich weitergehen wird. Abgesehen davon sind die Wirtschaftsweisen auch dazu da, vor bestimmten Entwicklungen zu warnen. Wenn eine Schwächung der Wirtschaft in Sicht ist, wird die Regierung von den Wirtschaftsweisen auch darauf hingewiesen.

In dem Rat befinden sich fünf Experten, die von der Bundesregierung ausgewählt und dann vom Bundespräsidenten für fünf Jahre berufen werden. Dabei gelten strenge Regeln, denn ein zukünftiger Wirtschaftsweiser darf zum Beispiel nicht Mitglied der Regierung oder sonst in irgendeiner Form mit dem Staat »verbandelt« sein. Das ist so geregelt, damit niemand einen Vorteil aus der Wahl zum Sachverständigenrat ziehen kann. Eine direkte Einflussnahme auf die Politik zur Durchsetzung eigener Interessen soll ausgeschlossen sein. Normalerweise kommen die Mitglieder des Sachverständigenrats sowohl aus dem Arbeitgeberlager als auch aus den Gewerkschaften. Bei ihrer Arbeit versuchen die Ratsmitglieder möglichst, die Ziele des magischen Vierecks im Auge zu behalten (s. Was ist das magische Viereck?).

Welche bekannten Persönlichkeiten spielen oder spielten eine große Rolle in der Wirtschaft?

Es gab und gibt immer wieder Persönlichkeiten, die in der Wirtschaft von sich reden machten beziehungsweise machen. Sie sind diejenigen, die in die Geschichte eingehen und mit ihren Ideen oder Handlungen einen tiefgreifenden und weltweiten Einfluss auf die Wirtschaft hatten und haben.

Wenn man aus diesen Persönlichkeiten eine der Gegenwart herauspicken möchte, stößt man beinahe unweigerlich auf Elon Musk. Er ist in unserer Zeit wohl einer der bekanntesten Geschäftsleute der Welt. Er wartet immer wieder mit neuen Ideen auf, wobei manche davon mittlerweile wie selbstverständlich in unser alltägliches Leben Eingang gefunden haben. Wir merken es schon gar nicht mehr, aber Erfindungen wie zum PayPal, ein Zahlungsdienst, zu deren Gründern Elon Musk gehört, sind inzwischen fester Bestandteil unseres modernen Lebens.

Elon Reeve Musk wurde am 28. Juni 1971 in Pretoria (Südafrika) geboren. 2002 erhielt er zusätzlich zu seiner südafrikanischen und kanadischen Staatsbürgerschaft diejenige der USA. Dort ist auch der Sitz seiner Unternehmen. Bekannt wurde er unter anderem durch die Gründung des Bezahldienstes PayPal, des Raumfahrtunternehmens SpaceX und die Herstellung von Elektroautos der Marke Tesla.

Bereits 1995 gründete Musk seine erste Firma: Zip2. Das geschah damals noch gemeinsam mit seinem Bruder Kimbal Musk. Das vergleichsweise kleine Start-up-Unternehmen, das für andere, große Medienunternehmen arbeitete, wurde nur vier Jahre später für über 300 Millionen Dollar verkauft. Von diesem Moment an hatte Elon Musk das nötige Vermögen, um gleich wieder eine andere, neue Firma an den Start zu bringen: X.com. Hier entwickelte er ein Bezahlsystem, das über E-Mails funktionierte. Ein Jahr später 2000, schloss Musk sich mit einem Konkurrenzunternehmen zusammen, das sich ebenfalls auf das elektronische Bezahlen spezialisiert hatte. Zusammen entwickelten sie das Bezahlsystem »PayPal«, das nach wie vor zu den gängigsten Zahlungsanbietern unserer Zeit zählt. Auch dieses Unternehmen wurde einige Jahre später von Musk verkauft. Im Anschluss daran hatte er wieder Zeit und Geld für neue Projekte.

Also gründete er noch im selben Jahr (2002) das Raumfahrtunternehmen SpaceX. Inzwischen zählt das Unternehmen zu den führenden Anbietern von Raketenstarts und transportiert Satelliten, die ins All gebracht werden müssen. Außerdem verfügt SpaceX über ein Raumschiff, mit dem die Raumstation ISS versorgt wird. Seit 2020 wird sogar die Crew der ISS mithilfe eines zweiten SpaceX-Raumschiffes hin und her transportiert.

Obwohl Elon Musk eigentlich alle Hände mit SpaceX voll zu tun haben müsste, wurde er 2004 sozusagen nebenbei auch noch CEO von Tesla, einem Unternehmen, das Elektroautos baut. Dazu kamen in den Jahren 2006 bis 2018 auch noch weitere Unternehmen:


	Solar City: Hier werden Solarstromanlagen entwickelt, finanziert und vermietet.


	OpenAI: Diese gemeinnützige Gesellschaft dient der Erforschung von künstlicher Intelligenz.


	Neuralink: Neuralink beschäftigt sich mit der Forschung, wie man das menschliche Gehirn mit Maschinen verbinden könnte.


	The Boring Company: Dieses Unternehmen soll auf lange Frist die wichtigsten Städte Amerikas durch ein Hochgeschwindigkeitstunnelsystem verbinden und so das Reisen einfacher und schneller machen.


	Hyperloop: Hier wird daran getüftelt, wie man mithilfe von Hochgeschwindigkeitskapseln in Röhrensystemen Menschen oder Dinge schneller als die Bahn befördern kann.


	Thud: Selbst im Bereich der Comedy hat Elon Musk seine Finger im Spiel. Dazu gründete er 2018 das Medienunternehmen Thud.




Obwohl in dieser Aufzählung noch nicht einmal alle Gründungen genannt sind, bei denen sich Elon Musk jemals beteiligt hat, kann man erkennen, wie präsent er in der heutigen weltweiten Wirtschaft ist. Denn in all diesen Unternehmen werden Menschen beschäftigt, Umsätze gemacht und so weiter. Abgesehen davon zählt Musk mittlerweile zu den vermögendsten Menschen unserer Zeit. 2021 wurde er sogar zum wohlhabendsten Menschen der Welt. Sein Vermögen belief sich zu diesem Zeitpunkt auf ca. 185 Milliarden Dollar! Wie lange das so bleibt, hängt allerdings auch wieder von der wirtschaftlichen Entwicklung seiner Unternehmen ab.

Elon Musk ist wohl eines der schillerndsten Beispiele dafür, wie aus einem Kind, das an der Schule ein Mobbing-Opfer war, ein weltbekannter Unternehmer wurde. Seine Beweggründe für all die Forschungsprojekte und Erfindungen sind Probleme, die gelöst werden müssen, um den Menschen das Dasein zu erleichtern. Gleichzeitig soll das alles aber auch für jeden bezahlbar und machbar werden. Seine Zukunftsvision besteht darin, dass irgendwann jeder etwas von den neuen Entwicklungen haben soll. Der Weltraumtourismus ist dabei zum Beispiel eines der erklärten Ziele Musks, das er mithilfe von SpaceX erreichen will. Einen Flug ins All allerdings werden sich wohl nur die wenigsten Menschen leisten können, denn das bleibt mit Sicherheit eine ausgesprochen teure Angelegenheit.

Die nächste Berühmtheit, um die man im Bereich Wirtschaft nicht herumkommt, ist Warren Buffett. Er ist so etwas wie ein Urgestein unter den Anlegern an der Börse. Der mittlerweile über 90-Jährige ist einer der erfolgreichsten Investoren der Welt. Er hat ein einzigartiges Gespür für die Börse beziehungsweise dafür, wann man am besten in welche Aktien investieren sollte. In Amerika wird er deshalb auch schon als Orakel von Omaha (sein Wohnort im Mittleren Westen der USA) bezeichnet. Viele Anleger folgen seiner Strategie, weil sie sich dabei am sichersten fühlen.

Der unternehmerische Erfolg Buffetts nahm schon sehr früh seinen Lauf, als sich der gerade mal 16-Jährige an der Universität bewarb, um in die Welt der Wirtschaftswissenschaften einzutauchen. Im Jahr 1956 gründete Buffett sein erstes Unternehmen, die Buffett Partnership Ltd. Etwas später erwarb diese Firma dann die Textilfabrik Berkshire Hathaway. Buffett wandelte die ehemalige Textilfabrik in eine Beteiligungsgesellschaft um. Das heißt, dass das Unternehmen in Form von Aktien Anteile von anderen Unternehmen kauft. Diese Aktien werden dann entweder gehalten oder zu einem bestimmten Zeitpunkt wieder verkauft. Auf diese Weise hat sich der Amerikaner zu einem der reichsten Menschen der Welt entwickelt.

Die Französin Christine Lagarde wurde von der Financial Times im Jahr 2009 zur besten Finanzministerin der EU gewählt. Inzwischen leitet sie die Europäische Zentralbank und ist laut Forbes-Liste 2020 auf Platz zwei der Liste der mächtigsten Frauen der Welt! Dass beides auch heute noch für eine Frau eine ganz besondere Leistung bedeutet, ist unumstritten. sie gehört zu den bedeutendsten Menschen unserer Zeit im Hinblick auf ihren Einfluss auf die weltweite Wirtschaft. Ihre einzigartige Karriere begann mit der Arbeit als Rechtsanwältin in Paris bei einer amerikanischen Kanzlei. Innerhalb weniger Jahre schaffte sie es an die Spitze des Unternehmens und wurde Vorsitzende von einer der größten internationalen Wirtschaftskanzleien weltweit. Später bekleidete sie nacheinander mehrere Ministerposten, sie war zum Beispiel Ministerin für Außenhandel, für Landwirtschaft und Fischerei und danach für Wirtschaft und Finanzen.

Aber selbst damit war für sie noch nicht das Ende der Karriereleiter erreicht. Lagarde wurde 2011 zur Geschäftsführerin des Internationalen Währungsfonds IWF ernannt. Dieses Amt behielt sie sogar für zwei Amtszeiten bis zum Jahr 2019. Direkt im Anschluss daran wurde Christine Lagarde Präsidentin der EZB, der Europäischen Zentralbank.

Irgendwie ist der Name der Familie Rockefeller jedem geläufig. Aber was wirklich hinter diesem Namen steckt, ist oft nicht genau bekannt. Deshalb sollte auch zu diesem Namen Licht ins Dunkel gebracht werden. Denn dahinter verbirgt sich nicht nur eine der bekanntesten Persönlichkeiten im Bereich Wirtschaft, sondern gleich eine ganze Familiendynastie.

Den Anfang machte im 19. Jahrhundert John Davison Rockefeller. Er wurde am 8. Juli 1829 in New York geboren. 1859 gründete er ein Kommissionsgeschäft in Cleveland, mit dem er bereits am Ende des ersten Geschäftsjahres einen Umsatz von 500 000 Dollar verzeichnete. Nach ein paar Jahren nutzte er sein Vermögen, um in die Ölindustrie einzusteigen. Er gründete den Rockefeller Trust, in den auch andere ihr Geld investieren, also mitmachen konnten. Es heißt, dass John D. Rockefeller ein unglaubliches Talent darin hatte, die richtigen Mitarbeiter zu finden, und außerdem immer wusste, wie er sie am besten einsetzen konnte. Mit der Zeit erwarb er sich auf diese Weise ein unglaubliches Vermögen, das er klug verwaltete. Dieses Erbe gab er weiter und seine Nachkommen wussten es zu mehren. Auch heute noch ist der Name Rockefeller in Amerika eine »Marke«. Die Familie wird bewundert und viele versuchen den Mitgliedern des Clans nachzueifern. Auch der heute 82-jährige Enkel Rockefellers, David, machte von sich reden. Er schaffte es, als einer der erfolgreichsten Bankiers in die Geschichte Amerikas einzugehen. Sein Bruder, Nelson Rockefeller wurde sogar US-Vizepräsident.

Aber die Rockefellers hatten nicht nur Bewunderer, denn ihr Name stand und steht für Reichtum und Macht. Das erzeugt auch viel Missgunst und ruft Kritiker auf den Plan. Es gab und gibt einige, darunter auch sehr prominente Menschen, die den Rockefeller-Clan sogar schon als Verbrechersyndikat bezeichnet haben. Ob erfolgreiche Geschäftsleute oder skrupellose Verbrecher was davon nun eher der Wahrheit entspricht, können wahrscheinlich nur die Rockefellers selbst sicher beurteilen. Fest steht, dass die Familie einige der bekanntesten Persönlichkeiten im Bereich der Wirtschaft hervorgebracht hat und schon seit beinahe 200 Jahren bekannt ist.

Obwohl man die Liste mit den einflussreichsten Menschen der Wirtschaft noch ein ganzes Stück fortführen könnte, soll hier noch ein letzter Prominenter aus der heutigen Zeit genannt werden. Es handelt sich um Jeff Bezos, der mit der Gründung des Unternehmens Amazon mittlerweile auch einer der bekanntesten und wohlhabendsten Menschen der Welt geworden ist.

Der in den USA geborene Jeffrey Preston Jorgensen bekam seinen jetzigen Familiennamen Bezos erst mit vier Jahren, als seine Mutter nach der Scheidung von ihrem ersten Mann zum zweiten Mal heiratete. Nachdem Jeff Bezos die Universität abgeschlossen hatte, arbeitete er bei einer Mobilfunkgesellschaft und danach bei einer Unternehmensberatung. Während dieser Zeit hatten Bezos und ein Kollege die Idee, einen Online-Buchhandel ins Leben zu rufen. Als Bezos dann 1994 Amazon gründete, tat er das allerdings allein. Den Erfolg von Amazon hat inzwischen höchstwahrscheinlich schon jeder mitbekommen, der Zugang zum Internet hat. Doch damit ist für Jeff Bezos nicht genug: Er kaufte oder gründete in den vergangenen Jahren noch insgesamt 15 weitere Unternehmen, von denen nicht jeder weiß.

Da wäre zum Beispiel Souq.com. Dieses Unternehmen funktioniert nach dem gleichen Prinzip wie Amazon, hat seinen Sitz aber in Dubai. Kurzgefasst, könnte man Souq.com als das Amazon des Nahen Ostens bezeichnen.

Bei Blue Origin handelt es sich sozusagen um das Konkurrenz-Unternehmen zu Elon Musks SpaceX. Beide Milliardäre kämpfen darum, schneller als der andere das Weltall zu erobern. Beide wollen die Raumfahrt für jeden, der sich das leisten kann, nutzbar machen und damit eine völlig neue Tourismusbranche einführen.

2013 kaufte Bezos eine der traditionsreichsten Zeitungen Amerikas, die »Washington Post«. Das Blatt gehörte zuvor Warren Buffet und kostete Bezos 250 Millionen Dollar!

Weiter geht es mit Twitch, einem Streaming Service. Er gehört genauso wie Audible (eine Plattform für Hörbücher und Podcasts) und Alexa Web Services zu Amazon.

Außerdem nennt Bezos Amazon Robotics, früher Kiva-Systems, sein eigen. Es handelt sich um einen Entwickler von Arbeitsrobotern. Auch Whole Foods, eine Lebensmittelkette, gehört ihm. Für Whole Foods hat er fast 14 Milliarden Dollar ausgegeben!

Doch mit diesen Unternehmen ist man noch nicht am Ende angekommen. Es gibt noch diverse andere Firmen, auch solche, die die Vorlieben der Verbraucher genau analysieren und nutzen.

Was ist der Big-Mac-Index? Und der Mini Mac?

Wahrscheinlich denkt wirklich jeder, der vom Big-Mac-Index hört, sofort an den berühmten Burger der Fast-Food-Kette McDonald’s. Tatsächlich geht es bei diesem Index um diesen Burger. Der Big-Mac-Index wurde von der britischen Zeitschrift »The Economist« ins Leben gerufen. Er ist zu einem ernstzunehmenden wirtschaftlichen Begriff geworden. Wie das? Grundlage für den Big Mac Index ist die sogenannte Theorie der Kaufkraftparität – schon wieder ein Begriff, den zunächst einmal keiner versteht. Was ist also diese Theorie? Die Theorie der Kaufkraftparität beruht zunächst auf folgender Annahme: Wenn die wirtschaftlichen Verhältnisse überall auf der Welt gleich wären, würde das gleiche Produkt auch weltweit überall das Gleiche kosten. Aber das ist nicht so; manche Länder sind wirtschaftlich schwächer und andere stärker; zudem weisen die verschiedenen Währungen auch eine unterschiedlich hohe Kaufkraft auf. Deshalb braucht man ein Hilfsmittel, mit dem man die Kaufkraft der verschiedenen Länder vergleichen kann. Und das schafft man mithilfe des Big-Mac-Index. Den Big Mac kann man in 140 Ländern der Erde kaufen, und er wird überall mit den gleichen Zutaten hergestellt und ist überall gleich. Das heißt, eigentlich sollte er auch gleich viel kosten. Tatsächlich verlangt Mac Donald’s aber unterschiedlich hohe Preise, weil sich die Preisgestaltung nach dem richtet, was die Leute im Land bezahlen können. Der Big-Mac-Index wird also erhoben, indem zunächst die Preise verschiedener Länder ermittelt und dann in US-Dollar umgerechnet werden. Im Moment bezahlt man in Deutschland mehr für einen Big Mac als in Polen. Das zeigt, dass die Kaufkraft in Deutschland größer (und die Wirtschaft somit stabiler) ist als in Polen und der Euro mehr wert ist als der Złoty. Man kann also mithilfe des Big-Mac-Index eine ungefähre Aussage über den Wert einer Währung in einem Land treffen – und über die Kaufkraft, die im betreffenden Land herrscht. Ganz perfekt ist die Aussagekraft des Big-Mac-Index natürlich nicht, denn zum einen gibt es den Burger eben doch nicht in allen Ländern der Welt kaufen. Zum anderen können viele kleine aber doch wichtige Dinge wie zum Beispiel die unterschiedlichen Kosten für die Herstellung nicht berücksichtigt werden. Um Abhilfe zu schaffen, hat eine US-amerikanische Denkfabrik namens »Counsel on Foreign Relations« 2013 einen anderen Index, den Mini-Mac-Index, eingeführt. Bei einem Mini Mac handelt es sich um ein iPad Mini. Der Mini-Mac-Index ist verlässlicher, weil man Apples iPad Mini wirklich auf der ganzen Welt kaufen kann und nicht nur in 140 Ländern. Mittlerweile gibt es noch andere vergleichbare Indizes mit lustigen Namen. Am Ende geht es immer nur darum, dass ein Produkt auf der ganzen Welt zu kaufen sein muss, damit man den Preis weltweit vergleichen kann. Der Preis in Landeswährung wird dann zunächst in US-Dollar umgerechnet. Damit ist ein Preisvergleich für fast alle Länder der Welt möglich. Aus den Preisen aller Länder zusammen berechnet man den Durchschnittswert und diesen kann man dann mit den Preisen in den einzelnen Ländern vergleichen. Am Ende lässt sich dann mit diesem Vergleich eine Rangliste aufstellen, in welchen Ländern die Kaufkraft am höchsten und wo sie am niedrigsten ist.


RUND UM DIE WELT

Globalisierung: Was bedeutet sie und welche Chancen und Risiken birgt sie?

Die Globalisierung ist eines der Schlagwörter unserer Zeit. Die meisten verknüpfen sie mit etwas Gutem. Aber was bedeutet Globalisierung genau? Und lauern hinter den Chancen womöglich auch Risiken, an die zunächst niemand gedacht hat?

Fangen wir damit an, wie sich die Globalisierung entwickelt hat: Mit der immer weiter fortschreitenden Technik ist es in den letzten Jahrzehnten gelungen, die Welt zu vernetzen. Das betrifft nicht nur den zwischenmenschlichen Bereich, in dem es auf einmal möglich wurde, mit Menschen auf der ganzen Welt zu kommunizieren – und das in Echtzeit. Auch der Handel auf der gesamten Welt wurde ausgeweitet und vereinfacht. Das hat die weltweite Wirtschaft extrem verändert und die Nachfrage angekurbelt. Was früher undenkbar war, geschieht heute per Mausklick. Die Welt ist durch die moderne Technik zusammengerückt. Das hat, wie alles andere auch, auf der einen Seite noch nie gekannte Vorteile, auch für den normalen Verbraucher: Wir können mehr oder weniger uneingeschränkt die ganze Welt bereisen, günstig im Internet einkaufen und das ganze Jahr über exotische Früchte essen. Auf der anderen Seite hat die Globalisierung auch Probleme mit sich gebracht, die es zuvor noch nie gab und die jetzt kluge Lösungen erfordern. Denn mit der Entwicklung wurde auch die Kluft zwischen dejenigen, die sich die neueste Technologie leisten können, und dejenigen, denen das nötige Kapital dazu fehlt, immer größer. Das heißt kurz gesagt: Der wirtschaftliche Wohlstand wächst vor allem bei denen, die es sich leisten konnten zu investieren und zu modernisieren. Die anderen, denen das Geld dazu fehlte, werden gleichzeitig immer ärmer und müssen letztendlich für einen Hungerlohn für diejenigen arbeiten, denen der Aufschwung in den weltweiten Markt gelungen ist. Das betrifft nicht nur im Kleinen die Betriebe in den verschiedenen wirtschaftlichen Bereichen, sondern im Großen ganze Länder. In vielen Entwicklungs- und Schwellenländern müssen die Menschen für Niedrigstlöhne arbeiten. Manchmal gerät ein ganzes Land in Abhängigkeit von den reicheren Ländern.

Doch wie nahm die Globalisierung ihren Lauf? Klar ist, dass die immer modernere Technik eine große Rolle spielte und nach wie vor spielt. Was vor einigen Jahrzehnten Tage oder Wochen benötigte, benötigt heute im besten Fall nur ein paar Minuten oder sogar nur Sekunden. Zudem musste man früher auf Waren aus dem Ausland Zölle zahlen. Dinge, die aus dem Ausland kamen, waren somit teurer und entsprechend weniger erschwinglich als Waren aus dem Inland. Mit dem Wegfall der meisten Zölle wurde die Welt für Verbraucher zunächst größer und günstiger. Gleichzeitig wurde damit aber auch der Weg frei für Billigwaren, wie man sie zum Beispiel aus China oder Taiwan kennt. Man sieht, dass allein dieses Thema zwei Seiten hat. Zum einen hat der Wegfall der Zölle zwar den weltweiten Handel erleichtert und angetrieben. Andererseits jedoch müssen die Menschen in den Ländern, in denen extrem günstig hergestellt wird, unter teilweise menschenunwürdigen Verhältnissen leben. Die reichen Nationen tauschen untereinander aus, was sie brauchen, indem sie Technologien und Ideen entwickeln und verkaufen. Dadurch werden sie immer noch stärker und reicher. Die armen Länder dagegen können sich nur über Wasser halten, indem sie Waren anfertigen, die günstiger sind als die aus anderen Ländern. Die billige Herstellung geht zu Lasten der Arbeitskräfte, die nur sehr spärlich entlohnt werden. Kurz gesagt werden dadurch die reichen Länder noch wohlhabender und die armen immer ärmer. Die ärmeren Länder konkurrieren zudem noch untereinander darum, wer die Ware am günstigsten herstellen kann. Denn nur, wer zu Niedrigstpreisen produziert, kann bei den reichen Industriestaaten punkten und seine Waren an sie verkaufen. Das Problem dabei ist nicht allein die Armut, die immer größer wird. Dieser Wettkampf belastet auch die Umwelt, denn auf sie kann bei der Billigstherstellung keine Rücksicht genommen werden. Die schlechten Produktionsbedingungen gehen und letztendlich sogar oft zu Lasten der Schwächsten. Gerade in den armen Ländern ist Kinderarbeit weit verbreitet. Hier ist die Globalisierung oft mehr Fluch als Segen, denn die großen Konzerne verlagern ihre Produktionsstätten immer dahin, wo es am günstigsten ist. Bei einer solchen Verlagerung verlieren auf einmal die Menschen ihren Job, die zuvor in den Fabriken gearbeitet haben. Sie stehen plötzlich ohne eine Existenzgrundlage da. In den Ländern, wo neue Fabriken entstehen, werden dann zwar Arbeitsplätze geschaffen. Jedoch ist der Lohn für die Arbeiter dort so niedrig, dass weder Bevölkerung noch die betreffenden Länder selbst davon profitieren. Aus diesen Gründen melden sich immer mehr Globalisierungsgegner zu Wort, um auf die Ungerechtigkeiten aufmerksam zu machen und verlangen, die weltweiten Bedingungen für den Handel so auszugestalten, dass auch die Ärmsten etwas davon haben.

Wann und wie ist die OECD entstanden?

Die OECD, die »Organisation for Economic Co-operation and Development« (übersetzt: »Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung«) wurde 1961 gegründet und hat ihren Sitz in Paris. Schon bevor sie ins Leben gerufen wurde, existierte eine ähnliche Organisation, die »OEEC« also die »Organisation for European Economic Co-operation«. Sie wurde im Zuge des Marshall-Plans (s. Was genau war der Marshall-Plan und wofür war er gut?) gegründet. Zu den damaligen Mitgliedern gehörten 20 Staaten, darunter die USA, Kanada und alle europäischen Länder. Erst später traten dann noch andere Länder wie Japan, Australien oder Mexiko bei. Heute besteht die OECD aus 35 Staaten. Die Mitgliedstaaten der OECD sind im Wesentlichen Industrieländer; aber auch einzelne Schwellenländer beziehungsweise ehemalige Schwellenländer haben sich angeschlossen.

Das Ziel der OECD ist die Förderung und Optimierung des Welthandels unter Rücksichtnahme auf die schwächeren Länder. Die OECD arbeitet mithilfe von Analysen und Studien und versucht auf diese Weise, den besten Weg für alle zu finden. Dabei nimmt die OECD die freie Marktwirtschaft (s. Und was hat es mit der freien Marktwirtschaft auf sich?) als Leitlinie für den weltweiten Handel. In diesem Zusammenhang hat die OECD ein Auge auf die wichtigsten Bereiche des Handels, wie die Entwicklung der Wirtschaft, der Finanzen und auch die jeweilige gesellschaftliche Entwicklung der Mitgliedsstaaten. Dazu kommen Bereiche wie die Nachhaltigkeit. In diesem Zusammenhang kommen auch neue Technologien ins Spiel.

Die OECD setzt sich aus 200 Arbeitskreisen zusammen, die aus ungefähr 40 000 Mitwirkenden aus den verschiedenen Mitgliedsstaaten bestehen. Diese Arbeitskreise und die gesamte OECD an sich werden von einem Rat geleitet, der aus den Botschaftern der Mitgliedsstaaten und der EU-Kommission zusammengesetzt ist. Der Rat selbst hat einen Vorsitzenden, den sogenannten Generalsekretär. Einmal im Jahr wird dann mithilfe der Minister der verschiedenen Staaten festgelegt, welche Ziele die OECD in den nächsten zwölf Monaten anvisiert und welche wichtigen Themen bearbeitet werden müssen.

Warum finden so viele arme Länder trotz Globalisierung nicht aus der Armut heraus?

Dass die Globalisierung zwei Seiten hat, ist nun klar. Aber warum gelingt es trotz Vernetzung und Anschluss an den weltweiten Markt den meisten wirklich armen Ländern nicht, aus ihrer Armut herauszufinden?

Durch die neuen Möglichkeiten unserer modernen Zeit ist es der Wirtschaft der einzelnen Länder zwar generell gelungen, sich zu vernetzen und auszubauen. Das Problem sind aber die unterschiedlichen Startbedingungen der einzelnen Staaten. Da gibt es auf der einen Seite die Industrienationen, von denen die neuen Möglichkeiten zum Handel sofort genutzt werden konnten. Immer mehr ohnehin schon große Konzerne haben sich zu noch größeren zusammengeschlossen, was auf der anderen Seite dazu geführt hat, dass die ärmeren Regionen nicht mithalten konnten. In diesem Fall gab es wirklich einen Wechsel von einer Wirtschaftsmacht zur Macht der Wirtschaft. Die riesigen weltweit handelnden Konzerne versuchen also, so günstig wie möglich herzustellen und das passiert, wie schon erwähnt, oft auf Kosten der Arbeiter oder der Umwelt in den ärmeren Ländern. Oft wollen Firmen teure Arbeiterschutzmaßnahmen oder Vorschriften zum Schutz der Umwelt umgehen. Deshalb legen sie ihre Produktionsstätten oft in Freihandels- beziehungsweise Sonderwirtschaftszonen. Diese Zonen wurden zum Beispiel in China und Indien ausgewiesen. In diesen Zonen können die Konzerne beinahe ohne gesetzliche Auflagen produzieren. Alle Regeln, die in anderen Ländern zum Schutz der Arbeiter und der Umwelt dienen, sind hier nicht vorhanden. Inzwischen gibt es mehr als 800 Freihandelszonen weltweit. In den betreffenden Ländern werden die Menschen aber immer abhängiger von einzelnen, großen Unternehmen und haben dadurch kaum Chancen, sich selbst zu entwickeln. Sie sind gezwungen, nach den Spielregeln der anderen zu spielen. Dazu kommen die Kredite, die von den armen Ländern aufgenommen werden müssen. Da diese Länder kaum in der Lage sind, ihre eigene Wirtschaft zu erhalten, ist es ihnen umso weniger möglich, Kredite zu tilgen oder auch nur die laufenden Zinsen zu bestreiten. Die ärmeren Länder befinden sich also in einem Teufelskreis, aus dem es oft keinen Ausweg gibt. Dazu kommt, dass sie durch ihre hohe Verschuldung in die Abhängigkeit der Kreditgeber geraten und sich nach deren Wünschen richten müssen. Das führt dazu, dass hauptsächlich Waren für den Export hergestellt werden sollen. Am Ende haben die armen Länder selbst nichts von der Ware, die sie produzieren. Sie müssen also das, was sie eigentlich selbst herstellen, wieder von anderen einkaufen – und dafür fehlt ihnen das Geld.

Was ist ein G8- oder G7-Gipfel und was passiert bei diesen Treffen?

Die Abkürzung G8 beziehungsweise G7 steht für die Gruppe der sieben, beziehungsweise acht weltweit führenden Wirtschaftsnationen. Die Staats- und Regierungschefs der G8-beziehungsweise G7-Staaten treffen sich einmal im Jahr, um sich über Fragen der weltweiten Politik, der Wirtschaft, des Klimaschutzes und der Sicherheit zu beraten. Ziel ist es, eine einheitliche Linie zu diesen aktuellen Themen zu finden, damit möglichst alle an einem Strang ziehen. Welche Länder gehören zu den G8 beziehungsweise G7? Das sind Deutschland, Frankreich, das Vereinigte Königreich, Italien, Japan, die USA und Kanada und – im Kreis der G8-Staaten – auch Russland.

Zum ersten Mal trafen sich die führenden Wirtschaftsnationen im Jahr 1975. Damals nannte man das Treffen noch den »Weltwirtschaftsgipfel«. Dieses erste Treffen wurde von dem damaligen französischen Präsidenten Valéry Giscard d‘Estaing und dem deutschen Bundeskanzler Helmut Schmidt initiiert. Damals trafen sich die Regierungsoberhäupter von Deutschland, Italien, Frankreich, Japan, Großbritannien und den USA. Ein Jahr darauf wurde auch Kanada in die Gruppe einbezogen. Seitdem finden jährliche Treffen jeweils im Wechsel in einem der dazugehörenden Länder statt. 1994 kam erstmals Russland dazu. Ab 1998 wurde die G7-Gruppe zur G8-Gruppe erweitert. 2014 wurde Russland aber wieder ausgeschlossen – aus der G8- wurde wieder die G7-Gruppe. Was war passiert? Russland hatte zuvor die Ukraine angegriffen, was dazu führte, dass die Regierungschefs der G7-Staaten beschlossen, das Treffen 2014 ohne Russland abzuhalten. Interessanterweise hätte besagtes Treffen eigentlich in Russland stattfinden sollen. Stattdessen verlegte man den G7-Gipfel nach Brüssel. Mit diesem Schritt wollten die G7-Staaten zeigen, dass sie einen Angriff auf ein anderes Land, bei dem die Rechte von Menschen verletzt werden, in der G7-Gemeinschaft nicht dulden.

Während solcher Treffen können die Regierungsoberhäupter die Gelegenheit nutzen, sich miteinander auszutauschen und neue Pläne zu schmieden. Jedes Mal rufen solche Treffen aber auch stets Globalisierungsgegner auf den Plan. Denn es ist immer wieder umstritten, nach welchen Gesichtspunkten die G7-Länder ihre neuen Ziele entscheiden. Ihnen wird von Kritikern zum Beispiel immer wieder vorgeworfen, dass sie sich hauptsächlich um den wirtschaftlichen Fortschritt der reichen Länder kümmern, während die armen Regionen zu kurz kommen. Außerdem kommt es immer wieder zu Auseinandersetzungen zwischen Sicherheitskräften und Globalisierungsgegnern. Von deren Seite wird nämlich bemängelt, dass man mit den Demonstranten aus ihren Reihen viel zu hart umgeht und damit ihr Recht auf Meinungsfreiheit und freie Versammlung einschränkt. Dazu kommen andere, denen die Kosten eines solchen Gipfels ein Dorn im Auge ist. Es heißt, für ein G7-Treffen würden allein 120 Millionen Euro für die Sicherheitsmaßnahmen für die Politiker und ihre Delegationen, für Unterkünfte und Verpflegung und für das große Polizeiaufgebot ausgegeben. Bei den Auseinandersetzungen zwischen den Protestlern und den Ausrichtern des Gipfels kommt es auch immer wieder zu Rechtsstreitigkeiten, sowie teilweise auch zu Ausschreitungen vor den Gebäuden der Gipfeltreffen.

Mittlerweile haben sich die G7-Treffen inhaltlich verändert. Es gibt spezielle Termine für die Wirtschafts- und Finanzlage der Industrieländer, weil die Beteiligten zu dem Schluss gelangt sind, dass dieses Thema letzten Endes auch alle anderen Länder betrifft. Die Wirtschaft ist also auch bei diesem internationalen Treffen ein eigenständiges und immer wichtigeres Gebiet. Deshalb treffen sich inzwischen auch die Finanzminister der G7-Länder nicht nur einmal, sondern gleich mehrmals regelmäßig innerhalb eines Jahres. Aber selbst das reicht noch nicht aus, um die wichtigen Fragen der Weltwirtschaft zu besprechen. Aus diesem Grund hat man eine weitere Gruppe, die G20, ins Leben gerufen.

Was ist die G20?

Die G20 ist eine Gruppe der 19 wichtigsten Industrie -und Schwellenländer – und als 20. Mitglied zählt die EU insgesamt. Die G20 ist für die internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit der beteiligten Länder zuständig. Zu den Mitgliedsstaaten gehören neben der EU Argentinien, Australien, Brasilien, China, Deutschland, Frankreich, Vereinigtes Königreich, Indien, Indonesien, Italien, Japan, Kanada, Mexiko, Russland, Saudi-Arabien, Südafrika, Korea, die Türkei und die Vereinigten Staaten von Amerika. Der Vorsitz der G20 wird jedes Jahr an ein anderes Land aus der Reihe der Mitgliedsstaaten vergeben.

Alle diese Staaten sind derzeit für über drei Viertel der weltweiten Wirtschaftsleistung BIP (s. Was ist der Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt, Bruttonationaleinkommen und Bruttoinlandsprodukt?) verantwortlich. Bei den Treffen der G20 dürfen auch Gastländer teilnehmen und ebenso Vertreter von internationalen Zusammenschlüssen, wie zum Beispiel dem Internationalen Währungsfonds.

Der Sinn der eigens 1999 gegründeten Vereinigung wurde in den Jahren der Wirtschaftskrise 2008/2009 belegt, als die G20 die Weltwirtschaft nicht nur durch abgestimmte Maßnahmen vor einem noch massiveren Einbruch bewahrt hat, sondern ihr anschließend auch wieder auf die Beine half. Auf der anderen Seite gab und gibt es aber zu dieser Vereinigung durchaus kritische Stimmen. In diesem Zusammenhang kamen Unterlagen von Edward Snowden ans Licht, die zeigten, dass der britische Geheimdienst im Jahr 2009, als der G20-Gipfel in London stattfand, die Vertreter der anderen Staaten abgehört und ausspioniert habe. Zudem gibt es auch in Bezug auf diese Gruppe immer wieder Anschuldigungen, dass die Entscheidungen, die dort von den mächtigsten Ländern der Welt getroffen werden, ähnlich wie bei den G7-Treffen, oft dem alleinigen Vorteil der Beteiligten gelten. Das habe dann dieselben schlechten Auswirkungen auf die ärmeren Länder.

Abgesehen von ihrem Hauptthema, der weltweiten Wirtschaft, beschäftigt sich die G20 aber auch noch mit anderen Problemen, von der die ganze Welt betroffen ist. Da wären zum Beispiel Fragen zu Frauenpolitik, Migration und Terrorismus.

Was sind sogenannte Schwellenländer?

Es gibt Entwicklungsländer, Schwellenländer und die reichen Industrienationen. Was mit Entwicklungsländern und Industrienationen gemeint ist, ist meist klar: Entwicklungsländer sind, wie es der Name sagt, Länder, die sich noch entwickeln sollen. Hier spielt Armut, Arbeitslosigkeit und oft keine Möglichkeiten für eine gute Bildung eine große Rolle. Industriestaaten sind wirtschaftlich stabile und ausgereifte Länder, in denen es den meisten Menschen im Durchschnitt relativ gut geht.

Was aber sind dann genau Schwellenländer? Hier sagt auch die Bezeichnung einiges aus: Schwellenländer sind Länder, die sich an der Schwelle von einem Entwicklungsland zu einem Industriestaat befinden. Typischerweise gibt es in einem Schwellenland auf der einen Seite immer noch extreme Armut. Auf der anderen Seite wächst die Industrie und dort, wo sie sich ansiedelt, entsteht sehr schnell sehr viel Wohlstand. Das macht die Sache natürlich nicht einfach, denn ein solches Land ist sozusagen gespalten. Es gibt die Reichen und die Armen. Im Moment gehören Länder wie China, Mexiko, Indien oder Brasilien zu den Schwellenländern. Allerdings kann die Bezeichnung manchmal etwas irreführend sein. Denn gerade Brasilien und China haben in den letzten Jahrzehnten so extrem aufgeholt, dass man sie eher zu den Industriestaaten zählen müsste. Trotzdem gibt es noch ein paar Merkmale, die sie als Schwellenländer ausweisen, wie zum Beispiel die nicht sehr ausgeprägte soziale Gerechtigkeit. In Schwellenländern herrscht trotz des großen Wirtschaftswachstums immer noch eine riesige Kluft zwischen den Armen und den Reichen. Die vier größten und wichtigsten Schwellenländer nennt man übrigens BRICS-Staaten. BRICS ist die Abkürzung für Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika. Diese Länder zählen noch zu den Schwellenländern, weil die sozialen Unterschiede im eigenen Land einfach noch sehr groß sind. Wirtschaftlich gesehen sind sie aber schon lange keine reinen Schwellenländer mehr. Inzwischen entfallen auf die BRICS-Staaten fast 20 Prozent der weltweiten Wirtschaftsleistung. Die BRICS können damit sogar schon europäische Länder finanziell unterstützen! Wirtschaftswissenschaftler gehen schon länger davon aus, dass die BRICS-Staaten in Zukunft die heutigen Industrieländer wirtschaftlich überholen werden.

Was ist der Unterschied zwischen Schwellenländern und Ländern der Dritten Welt?

Zuerst sollte man wissen, dass es nicht nur eine Dritte, sondern auch eine Erste und Zweite Welt gibt – oder besser gesagt gab. Denn die Bezeichnungen sind inzwischen veraltet und werden nur noch selten benutzt. Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte tauschte man sie immer mehr gegen Ausdrücke wie: Entwicklungsländer, Schwellenländer und Industriestaaten aus. Denn man kam zu dem Schluss, dass eine Bezeichnung wie »Dritte Welt« irgendwie nachranging klingt und damit einen faden Beigeschmack hinterlässt.

Aber wie kam es überhaupt zu diesen Bezeichnungen? Geprägt wurden sie in den 1950er-Jahren, als noch der kalte Krieg zwischen den USA und der Sowjetunion wütete. Die USA beanspruchten zusammen mit ihren westlichen Verbündeten den Begriff »Erste Welt« für sich. Die »Zweite Welt« war der Ostblock und die »Dritte Welt« dann schließlich alle extrem armen Länder, wie zum Beispiel die Mehrzahl der afrikanischen Staaten. Dass andere Staaten, außer den westlichen Verbündeten, diese Bezeichnungen nie angenommen hatten, interessierte diese nicht. Als dann in den 1980er-Jahren die Sowjetunion zusammenbrach, erschien auch die Bezeichnung »Zweite Welt« grotesk, denn es gab sie plötzlich nicht mehr! Auch die »Erste Welt« wurde nur noch selten so genannt. Am Ende hatte sich nur die »Dritte Welt« als Bezeichnung für sehr arme Länder, aber auch für Diktaturen eingebürgert. Schließlich erfand man kurzerhand noch einen weiteren Namen für die ärmsten der armen Länder: die »Vierte Welt«. Mit der Vierten Welt waren Länder wie zum Beispiel viele Staaten Afrikas sowie Afghanistan, Bangladesch und Laos gemeint. Die Dritte Welt wurde dann die Bezeichnung für die Schwellenländer. Aber wahrscheinlich wird in der nahen Zukunft niemand mehr von Dritter oder Vierter Welt sprechen. Wie gesagt: Die Begriffe sind mittlerweile überholt.

Was ist TTIP?

TTIP war eine Zeit lang in aller Munde. Nach dem Amtsantritt von Donald Trump in den USA liegt das geplante Abkommen dieses Namens aber auf Eis. Wann und wie sich das ändern wird, zeigt sich wahrscheinlich erst in den kommenden Jahren unter dem neuen US-Präsidenten Joe Biden. Aber was genau steckt hinter dieser Abkürzung? Worum ging oder geht es, wenn von TTIP die Rede war oder ist?

TTIP (Englisch: Transatlantic Trade and Investment Partnership) ist die Abkürzung für ein Freihandelsabkommen zwischen Europa und Nordamerika. Es wird immer wieder heftig darum gestritten, da es neben den günstigen Auswirkungen auf den Handel zwischen den beteiligten Ländern auch einige bedenkenswerte Nebenwirkungen hat.

Fassen wir zunächst die »gute Seite« zusammen:

Sollte dieses Abkommen zwischen den Handelspartnern von Nordamerika und Europa geschlossen werden, könnten die Hersteller dies- und jenseits des Atlantiks ihre Ware viel einfacher und günstiger an die Abkommenspartner verkaufen. Denn mit TTIP als Rechtsgrundlage würden beim Export und Import all die lästigen Zusatzarbeiten und Zahlungen wegfallen, die normalerweise nötig sind. Das betrifft zum Beispiel die Zollabfertigung. Ein Hersteller muss, damit er seine Ware in ein anderes Land verkaufen darf, die Ware gegenüber dem Zoll deklarieren (das heißt, viele Fragen beantworten) und manchmal auch Zölle zahlen. Das Ganze erfordert viel Zeit und Geld und verteuert die Importe, also eingeführten Waren. Außerdem gibt es oft Mengenbeschränkungen. Das heißt, man darf nur eine gewisse Anzahl des Produktes ins Ausland einführen oder aus dem Ausland beziehen. Ein Hersteller überlegt es sich also zweimal, bevor er ein teures Produkt ins Ausland ausführt oder aus dem Ausland einführt. Wenn TTIP in Kraft treten sollte, würde das alles wegfallen. Die Unternehmen der beteiligten Länder könnten sich ihre Produkte gegenseitig viel günstiger verkaufen. Es gäbe einen sogenannten Freihandel. Der Handel würde wachsen und damit könnten auch neue Arbeitsplätze entstehen. Ganz abgesehen davon, dass es für Wirtschaft der beteiligten Länder von Vorteil wäre: Sie hätten mehr Geld zu Verfügung.

Das hört sich alles eigentlich sehr gut an. Das Problem mit solchen Freihandelsabkommen zwischen verschiedenen Ländern ist, dass jedes Land seine eigenen Gesetze und Vorschriften hat. Würde das Handelsabkommen geschlossen, müssten auch die Vorschriften angepasst werden, damit jeder die gleichen Chancen hat. Das hätte aber auch Auswirkungen auf viele Bereiche. Da wäre zum einen das Thema »Gesundheit«. In Deutschland darf zum Beispiel kein Mais verkauft werden, der mithilfe von Gentechnik verändert wurde. In Amerika ist das allerdings erlaubt. Soll Deutschland nun auf seine strengen Vorschriften in Sachen Gentechnik verzichten, um einen problemlosen Handel mit Genmais zu ermöglichen? Aber auch andere Bereiche, wie zum Beispiel der Umweltschutz oder die Regelungen für den Verkauf von Medikamenten wären betroffen. Jedes Land hat seine eigenen Gesetze zu den verschiedenen Bereichen. Im Grunde hat keiner der Partner große Lust dazu, alle im eigenen Land geltenden Gesetze zu verändern und bestehende Standards des anderen Landes zu übernehmen. Dazu kommt, dass alle Verhandlungen zwischen den Abkommenspartnern bislang stets hinter verschlossenen Türen stattfanden. Das stört viele. Denn am Ende betrifft der Pakt zwischen den Ländern ja nicht nur die Politiker, die ihn aushandeln, sondern Hunderte Millionen von Menschen.


ZÖLLE UND HANDEL

Was ist die WTO und was macht sie?

Die WTO ist wohl eine der wichtigsten Vereinigungen, wenn es um die weltweite Wirtschaft geht. Denn inzwischen besteht diese Gruppe aus 164 Mitgliedsstaaten, die für nicht weniger als 98 Prozent des weltweiten Warenhandels zuständig sind! Zu den Hauptzielen der WTO gehört der Abbau von Handelshemmnissen, also zum Beispiel von Zöllen. Außerdem hat sich die WTO vorgenommen, gegen die weltweite Diskriminierung im internationalen Handel vorzugehen. Auf unserer Welt sollten alle Länder frei untereinander Handel betreiben können, ohne dass die ärmeren Staaten dabei benachteiligt werden.

Die WTO wurde 1995 gegründet und hat ihren Hauptsitz in Genf. Alle Länder dieser Welt, die eine wirtschaftliche Bedeutung haben, sind aktuell schon Mitglieder der WTO. Es sieht danach aus, als würden in Zukunft auch noch einige, derzeit fehlende Staaten aus Afrika und dem Nahen Osten beitreten, dann sind wirklich alle Länder der Welt Mitglieder. Die WTO ging aus dem GATT hervor, einem Abkommen, das 1947 für den Handel mit Waren geschlossen wurde. Inzwischen gibt es neben GATT noch weitere handelsrechtliche Abkommen zwischen den verschiedenen Ländern, und für all diese Abkommen ist eine Dachorganisation notwendig, die dem Ganzen einen Rahmen gibt. Eben diese Dachorganisation ist die WTO. Zu den Abkommen gehören GATT, GATS und TRIPS.

Das GATT-Abkommen – die Abkürzung steht für »General Agreement on Tarifs and Trade« ist das erste seiner Art und damit auch der Vorläufer zur heutigen WTO. Es wurde am 30. Oktober 1947 in Genf zwischen 23 Staaten geschlossen und diente dazu, den weltweiten freien Handel zu vereinfachen. Dadurch wurde das GATT-Abkommen zur Grundlage der heutigen Globalisierung. Ziel des Abkommens war es, den Handel zu vereinfachen, der zwischen den verschiedenen Ländern stattfand. Um das zu schaffen, wurden die Zölle und Gesetze, die den freien Handel behinderten, immer weiter abgebaut. Gleichzeitig wurde darauf geachtet, dass Gleichberechtigung zwischen den handeltreibenden Nationen herrscht. Mit diesen Maßnahmen setzten die Verantwortlichen sich folgende Ziele für die Zukunft: Der Lebensstandard in den Ländern sollte sich verbessern. Zudem sollte die Arbeitslosigkeit in den Mitgliedsstaaten im besten Fall nahe Null sinken. Dadurch sollte die Wirtschaft insgesamt immer stabiler und besser werden.

GATS steht für »General Agreement on Trade in Services«. Das heißt übersetzt: Allgemeines Abkommen über den Handel mit Dienstleistungen. Gemäß GATS soll der weltweite Handel mit Dienstleistungen, wie zum Beispiel Bildung, Banking, Telekommunikation, die weltweit über das Internet angeboten, geregelt ablaufen und gleichzeitig auch immer freier werden sollen. Das Abkommen ist seit 1995 gültig und sollte eigentlich von diesem Zeitpunkt an alle fünf Jahre erneuert werden. Das hat in der Vergangenheit zwar nicht immer geklappt, dennoch ist es nach wie vor aktuell.

Bei TRIPS, dem »Agreement on Trade-Related Aspects of Intellectual Property Rights«, handelt es sich um ein Abkommen zur Sicherung des geistigen Eigentums. Das geistige Eigentum betrifft Dinge wie zum Beispiel Patente oder auch Markenrechte. Das TRIPS-Abkommen achtet darauf, dass Ideen und Erfindungen, aber auch Kunst und Kultur, einen Schutz erhalten, wenn es um den weltweiten Handel damit geht. Am Ende sollten alle etwas davon haben – diejenigen, denen das geistige Eigentum gehört, und die, die es »verwerten«, oder auch gleich ganz (ver)kaufen wollen. All diese Abkommen stellen also den internationalen Handel auf vielen verschiedenen Gebieten sicher. Jeder Handel soll fair und immer mit einem Blick auf die Zukunft, in Bezug auf die Menschen, aber auch in Hinblick auf die Natur, getrieben werden.

Am 15. April 1994 wurde aus dem GATT-Abkommen die WTO. Sie übernahm die Aufgaben ihrer Vorgängerorganisation und wurde gleichzeitig auch zur Dachorganisation für die anderen Abkommen. Die WTO hat sich die drei der Grundpfeiler des GATT-Abkommens zur Regel gemacht:


	Gleichberechtigung für alle Mitglieder


	Gleichberechtigung für die Produkte aus dem In- und Ausland


	Verbote bei Importen oder Exporten im Hinblick auf Mengenbeschränkungen




Doch auch die WTO hat nicht nur Befürworter. Deshalb kommt es bei den Sitzungen der Vereinigung auch immer wieder zu Protesten. Denn Gegner der Globalisierung gehen davon aus, dass es für manche Länder besser wäre, wenn sie nicht Teil der WTO wären. So kam es bei Verhandlungsrunden in der Vergangenheit immer wieder zu Ausschreitungen zwischen der Polizei und Globalisierungsgegnern. Die Globalisierungsgegner kritisieren, dass das Abkommen die sowieso schon reichen Industrienationen beziehungsweise die großen Konzerne bevorzugt. Die ärmeren und stärker benachteiligten Länder würden auf diese Weise immer schwächer gemacht und früher oder später den »Großen« zum Opfer fallen.

Warum kann man am Flughafen zollfrei einkaufen?

Flugreisende kennen sie, die sogenannten Duty-Free-Läden an den Flughäfen. In diesen Geschäften können die Menschen, die sich auf eine Reise mit dem Flugzeug begeben, zollfreie Waren einkaufen (nichts anderes bedeutet Duty-Free übersetzt). Das heißt, sie können Dinge wie Parfums, Tabak oder Kleidung kaufen, ohne darauf die sonst übliche Umsatzsteuer anfällt oder ein Zoll, mit dem vor allem Alkoholika und Tabak sonst in hohem Maße belegt sind. Allerdings sind die Mengen, die gekauft werden dürfen, je nach Zielland, unterschiedlich festgelegt. Duty-Free-Länden befinden sich immer zwischen zwei Ländern beziehungsweise Zollstellen, am Flughafen also klassischerweise am Gate, das die Reisenden betreten, nachdem sie die Zollkontrolle des Abfluglandes passiert haben.

Seit dem 1. Juli 1999 sollte es die klassischen Duty-Free-Angebote bei Reisen innerhalb der EU eigentlich nicht mehr geben; nur noch Flugreisende, die sich auf den Weg aus der EU heraus machen, sollten Duty-Free-Shops nutzen können. So war es zumindest in der betreffenden Verordnung vorgesehen. Damit den Kunden aber trotzdem die Möglichkeit bleibt, weiterhin steuer- und zollfrei einzukaufen, haben sich die Einzelhändler am Flughafen etwas einfallen lassen: Sie benannten ihre Läden um in sogenannte Travel-Value-Geschäfte (was so viel wie: »Reisenutzen-Geschäfte« heißt). Zudem erklärten sie sich bereit, die anfallenden Steuern selbst zu übernehmen. Auf diese Weise bleibt es am Ende doch für alle Reisenden günstiger, egal wohin sie fliegen.

Man kann übrigens nicht nur auf Flugreisen zollfrei einkaufen, sondern auch bei Schiffsreisen und auf Fähren.

Was ist ein Freihafen?

Ein Freihafen ist ein spezieller Hafen, beziehungsweise manchmal auch eine ganze Stadt mitsamt Umland, wo Schiffe aus dem Ausland ihre Fracht bevorzugt abladen, weil diese dort von Zöllen und Einfuhrumsatzsteuern befreit ist. Das ist ein Unterscheid zu normalen Häfen. Freihäfen dienen vor allem als Umschlagplätze: Hier werden Produkte gelagert oder weiterverarbeitet, bevor sie abermals auf Reise gehen. Freihäfen sind streng umfriedete Gebiete. Wird Ware vom Freihafen ins Landesinnere gebracht, erhebt das Einfuhrland dann doch Zölle und Einfuhrumsatzsteuern.

Zum Hintergrund: Häfen waren schon immer Umschlagplätze für den weltweiten Handel. Seit Menschen miteinander Handel betreiben, sind Schiffe eines der wichtigsten Transportmittel, um Waren in aller Herren Länder zu bringen. Die Häfen spielen dabei eine wichtige Rolle. Sie liegen praktisch immer im im Grenz- und damit auch Zollgebiet. Das Land, in dem ein Schiff anlegt, verlangt normalerweise Zölle und Steuern auf die Waren, die eingeführt. Bei Freihäfen ist das nicht der Fall. Die ersten Freihäfen entstanden im Mittelalter. Die Befreiung von Zöllen war ein beliebtes Mittel, um bestimmten Häfen gegenüber der Konkurrenz Vorteile zu verschaffen. Auf diese Weise konnte man den Handel an diejenigen Küstenorte verlagern, an denen er für das jeweilige Land den meisten Nutzen brachte. Die Freihäfen wurden von den Handelsleuten immer gerne in Anspruch genommen. Sie lagen und liegen bis heute meistens an wichtigen Knotenpunkten. Der Wegfall der Zölle bringt eine erhebliche Ersparnis beim Transport der Waren mit sich. In jedem Land förderten die Freihäfen den Handel und damit die gesamte Wirtschaft.

Da sich mit der Zeit die Freihäfen aber auch als beliebte Orte für Schmuggler entpuppten und zugleich immer mehr andere Transportwege für Waren entstanden, fielen die meisten Freihäfen mit der Zeit weg. Man fand heraus, dass man mit Depots, in denen man Ware zollfrei lagern konnte, schneller mehr Ware befördern konnte. Außerdem ließen sich nicht beliebig viele Gebiete als Freihafen ausweisen, sondern nur bestimmte Orte. Heute gibt es in Deutschland nur noch wenige Freihäfen, wie zum Beispiel in Hamburg, Kiel, Stettin oder Bremerhaven. Bei den wenigen Freihäfen, die noch existieren, stellt sich aber auch heute immer mal wieder die Frage nach dem Sinn. Da gibt es zum Beispiel den Genfer Freihafen, der kein Hafen im eigentlichen Sinne ist. Es handelt sich um ein Zollfreilager, das weit entfernt ist von einem Gewässer. Der Genfer Freihafen liegt mitten in den Schweizer Alpen. Aufgrund der Befreiung von Zöllen wird immer wieder gemunkelt, ob sich dort nicht der Reichtum der Mächtigsten der Welt befindet – oder sogar Diebesgut. Denn der Genfer Freihafen ist extrem gut von schwerbewaffneten Wachleuten überwacht. Dennoch war die Erschaffung der Freihäfen ein wichtiger Schritt zur Förderung der weltweiten Wirtschaft und des Handels. Und die daraus resultierenden Freihandelszonen sind auch heute noch wichtige Eckpfeiler des weltweiten Handels.


EUROPA UND DER EURO

Das Schengen-Abkommen – was wurde dort genau beschlossen?

Am 15. Juni 1985 wurde in Schengen, einem Ort in Luxemburg, ein zwischenstaatliches Abkommen geschlossen. Beteiligt waren die Länder Frankreich, Belgien, Niederlande, Luxemburg und Deutschland. In diesem Abkommen wurde vereinbart, dass es ab dem 15. Juni 1985 zwischen diesen Ländern keine Grenzkontrollen mehr geben soll. Wer eine solche Grenze überschreiten will, muss zwar einen Ausweis dabeihaben (das muss aber jeder Erwachsene ohnehin immer). Doch grundsätzliche Kontrollen finden nicht mehr statt. Im Laufe der Jahre sind immer mehr Länder dem Abkommen beigetreten. Inzwischen haben sich 26 Staaten zum Schengener Abkommen verpflichtet. Dabei müssen nicht alle Länder Mitglieder der EU sein. Auch mussten nicht alle EU-Länder das Schengen-Abkommen automatisch unterzeichnen. Im Grunde profitieren Bürger und Unternehmen von dem Abkommen. Denn zum einen wird das Reisen einfacher und das selbst in Länder wie zum Beispiel Norwegen (Norwegen ist als Nicht-EU-Mitglied auch Teil des Schengen-Raums). Zum anderen haben auch diejenigen, die aus einem Land kommen, das dem Abkommen nicht beigetreten ist, wesentlich mehr Reisefreiheit, sobald sie zum Beispiel ein Aufenthaltsrecht in einem der Schengen-Staaten haben.

Trotzdem hat man auch die Sicherheit nicht aus den Augen gelassen, als man sich für die Öffnung der Grenzen entschied. Denn es wäre nicht im Sinne der Erfinder gewesen, wenn man mit dem Schengener Abkommen, auch den Verbrechern Tür und Tor geöffnet hätte. Deshalb werden die Außengrenzen der Schengen-Länder strenger überwacht. Und zur Bekämpfung von Verbrechen können sowohl die Polizeistellen als auch die Gerichte der beteiligten Länder grenzenüberschreitend zusammenarbeiten.

Das Schengener Abkommen ist elementarer Bestandteil der EU. Die Grenzen frei überqueren zu können, ist ein Privileg für Bürger innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten. Auch hier gibt es natürlich Ausnahmen. Die beteiligten Länder können ihre Grenzen doch wieder für eine gewisse Zeit schließen. Dafür müssen dann aber Gründe wie zum Beispiel eine Bedrohung der inneren Sicherheit vorliegen.

Inzwischen gehören zum Schengen-Raum mehr als 400 Millionen Einwohner.

Was ist die EZB?

EZB ist die Abkürzung für Europäische Zentralbank. Die EZB ist die Zentralbank für alle Orte, an denen mit der Währung Euro bezahlt wird. Sie kontrolliert alle Banken im europäischen Raum und kümmert sich um die Geldmenge, die in Europa im Umlauf ist. Es gibt keine Politiker, die direkt Einfluss auf die EZB nehmen. Das Einzige was festgelegt ist, ist ihr Ziel. Dabei geht es im Wesentlichen darum, dass die Preise stabil bleiben und dass die Wirtschaft in Europa wachsen kann.

Preisstabilität bedeutet, dass sich die Menschen in Europa darauf verlassen können, dass die Preise für bestimmte Waren sich nicht sprunghaft verändern. Die EZB sorgt dafür, dass die Preise jedes Jahr um nur ungefähr 2 Prozent (das nennt man Inflation, s. Was ist eine Inflation?) steigen dürfen. Wenn das nicht so wäre, könnte niemand mehr seine künftigen Anschaffungen planen. Denn wenn zum Beispiel ein Auto in einem Jahr 20 000 Euro kostet und im Jahr darauf nur noch ein Viertel so viel wert wäre, könnte man es nur mit größtem Verlust verkaufen, und keiner würde sich mehr trauen, etwas Neues anzuschaffen. In dem Fall würde die Wirtschaft zum Erliegen kommen, weil kein Handel mehr stattfinden würde.

Die 2 Prozent Preissteigerung, also das von der EZB anvisierte Inflationsziel, ist durchaus wichtig für die Wirtschaft. Denn wenn die Preise nicht immer etwas steigen, sondern fallen würden, würden die Menschen auch nicht mehr investieren (also etwas kaufen), weil sie darauf hoffen würden, dass es im nächsten Jahr noch etwas günstiger wäre.

Damit die EZB für diese beiden Punkte in der EU sorgen kann, hat sie verschiedene Möglichkeiten:

Der Leitzins: Die EZB gibt den Banken in Europa Kredite – sie können sich Geld bei der EZB leihen. Wenn der Leitzins niedrig ist (wie im Moment), können sich die Banken sehr günstig Geld bei der EZB leihen. Das hat zur Folge, dass sie es dann auch wieder sehr günstig an Firmen oder private Kunden weiterverleihen können, die einen Kredit aufnehmen wollen. Und das kurbelt wiederum die Wirtschaft an, denn die Menschen oder Firmen leihen sich gerne günstig Geld, um es wieder in den Wirtschaftskreislauf (s. Was ist ein Wirtschaftskreislauf?) einzubringen – die Wirtschaft wächst.

Der Einlagezins: Die europäischen Banken können ihr Geld bei der EZB einlagern, sie haben dort eine Art Konto. Damit aber nicht einfach alle Banken ihr Geld dort »parken«, gibt es den Einlagezins. Das heißt, die Banken müssen Zinsen bezahlen, wenn sie Geld auf dem EZB-Konto deponieren. Denn sie sollen es ja eigentlich verleihen, damit es auch wieder in den Wirtschaftskreislauf gelangen kann.

Geld drucken: Wenn, so wie es vor einiger Zeit der Fall war, der Leitzins aber schon so niedrig ist, dass man ihn einfach nicht mehr senken kann, hat die EZB noch ein Mittel, um die Wirtschaft wieder anzukurbeln. Sie kann neues Geld drucken und in Umlauf bringen. Wenn dann wieder mehr Geld im Umlauf ist, wird auch wieder mehr investiert. Allerdings sinkt damit auch der Wert des Euro – denn wenn es von etwas mehr gibt, wird es weniger wert. Das führt dann wieder zu Preissteigerungen und am Ende zu mehr Wachstum.

Was war los bei der Eurokrise?

2011 war Europa mittendrin in der Eurokrise. Angefangen hat das Problem allerdings schon drei Jahre zuvor. Aber was war damals eigentlich genau los? Und stimmt es, dass die Krise mit der Währung des Euros eigentlich gar nichts zu tun hatte?

Eines vorweg: Mit dem Euro als Währung hatte die Eurokrise tatsächlich nichts zu tun. Denn die europäische Gemeinschaftswährung blieb während der gesamten Krise ziemlich stabil. Bei der Eurokrise handelte es sich um eine Krise bezogen auf Staatsschulden, Banken und die europäische Wirtschaft an sich. Aber fangen wir von vorn an:

2011 nahm die Eurokrise ihren Anfang. Es begann damit, dass vor allem Griechenland, aber auch Irland in wirtschaftliche Probleme stürzten. Diese waren so heftig, dass die anderen EU-Länder zur Hilfe kommen mussten. Die große Angst der anderen Länder dabei war, dass es nicht nur Griechenland und Irland so erging, sondern dass kurz darauf zur gleichen Zeit mehreren weitere wirtschaftlich schwächere Länder der EU kollabieren würden. In diesem Fall hätten die anderen wirtschaftlich stabilen Länder zugleich sich selbst über Wasser halten und die angeschlagenen Länder aus dem finanziellen Sumpf ziehen müssen. Tatsächlich beantragten in den Jahren 2010 bis 2012 zusätzlich zu den Griechen und Iren noch Spanien, Zypern und Portugal externe Hilfe von den anderen. Um nicht am Ende die gesamte EU in den Ruin zu treiben, ließen sich die EU-Mitgliedsländer etwas einfallen – so sah ihr Plan aus:


	Die anderen EU-Ländern sollten ein Rettungspaket über 10 Milliarden Euro schnüren. Das passierte 2010 und reichte am Ende bei Weitem nicht aus.


	Zusätzlich sollte für alle Länder der EU ein Rettungsschirm errichtet werden, in dem fast noch siebenmal mehr Geld sein würde als im ursprünglichen Rettungspaket.




Dieser Plan wurde auch umgesetzt, doch gab es die beiden Maßnahmen nicht einfach bedingungslos. Ein Staat, der sie für sich beansprucht hatte, musste das Geld später wieder zurückzahlen und sich gleichzeitig verpflichten, in Zukunft besser zu haushalten – sich also besser um die Wirtschaft im eigenen Land zu kümmern. Den Rettungsschirm gab es nur einen begrenzten Zeitraum. Nach 2013 wurde er dann vom ESM abgelöst (s. Was ist der ESM?), dem Europäischen Stabilitäts-Mechanismus, in den 80 Milliarden Euro von den stabilen EUStaaten eingezahlt wurde. Selbst bei dieser Summe war nicht Schluss, der ESM kann bis zu 420 Milliarden Euro mehr beanspruchen. Aber auch dieses Geld wurde nicht verschenkt.

Auch die Europäische Zentralbank machte im Fall Griechenlands noch eine Ausnahme und lieh dem Land ebenfalls Geld. Denn die normalen Banken hatten sich aufgrund der schlechten Lage des Landes geweigert, weitere Kredite zu vergeben. Die griechische Regierung beschloss zudem ein Sparprogramm, das große Empörung in der heimischen Bevölkerung hervorrief.

Trotz der ganzen Ideen und Hilfsmaßnahmen waren alle Löcher in Griechenlands Wirtschaft noch nicht gestopft. Das führte zu erheblichen Auseinandersetzungen zwischen den anderen EU-Ländern. Die einen waren sich ganz sicher, dass noch ein bisschen mehr Geld alles retten könnte. Die anderen sahen in den milliardenschweren Hilfsmaßnahmen den wirtschaftlichen Ruin der gesamten EU.

Letzten Endes war aber nicht nur Griechenland an der Eurokrise schuld. Man könnte sagen, dass das Land einer der Hauptverursacher war. Aber angefangen hatte das Problem schon 2007, als die ganze Welt in einer Wirtschafts- und Finanzkrise steckte. Diese Krise betraf auch alle EU-Länder. Sie versuchten sich anfangs selbst zu retten, was bei vielen auch glückte. Bei einigen, wie Griechenland, gelang das aber eben nicht. Alle Versuche, das Land zu retten, führten zu immer noch höheren Schulden, bis das Land von allein nicht mehr aus der Krise kommen konnte. Dann halfen tatsächlich die zuvor erwähnten Rettungsmaßnahmen. Zumindest wurde dadurch das Schlimmste verhindert. Trotzdem zieht sich die Eurokrise bis heute wie ein roter Faden durch die jüngere wirtschaftliche Geschichte mancher Länder. Denn sie betraf, wie gesagt, nicht nur Griechenland. Für die anderen Länder, die mit ihrem Geld zur Rettung eilten, waren die erforderlichen Summen auch nicht gerade ein Pappenstiel.

Was sind Rating-Agenturen und was hatten sie mit der Eurokrise zu tun?

Im Zuge der Eurokrise kamen auch immer mehr die sogenannten Rating-Agenturen ins Gespräch. Was ist, beziehungsweise macht eine Rating-Agentur? Kurz gefasst sind Rating-Agenturen Unternehmen, deren Aufgabe es ist, die Kreditwürdigkeit von verschiedenen Ländern oder Staaten – und übrigens auch Unternehmen zu beurteilen. Das heißt, sie können mithilfe bestimmter Analysen herausfinden, ob es sinnvoll ist, einem Unternehmen oder Geld zu leihen oder nicht. Bei einem Staat ermitteln sie zum Beispiel die genaue Höhe der Schulden, verschaffen sich einen Überblick über dessen wirtschaftliche Lage und werfen ein Blick auf dessen Finanzen. Aus all diesen Punkten erstellt die Rating-Agentur dann ein »Rating«. In diesem Rating ist dann zu sehen, ob das betreffende Land kreditwürdig ist oder nicht. Anders gesagt, untersuchen die Rating-Agenturen für mögliche Kreditgeber, wie wahrscheinlich es ist, dass diese das Geld auch wieder zurückbekommen, wenn sie es verleihen. Und sie identifizieren dabei die Länder oder Unternehmen, die finanziell in solchen Schwierigkeiten sind, dass ein Kreditausfall droht. Das ist zumindest die Theorie.

Rating-Agenturen gab es natürlich schon vor der Eurokrise. Die drei weltweit bekanntesten Rating-Agenturen wurden Anfang des vergangenen Jahrhunderts in den USA gegründet: Moody’s, Standard & Poor’s und Fitch. Alle haben ihren Firmensitz auch heute noch in den Vereinigten Staaten, und zwar in New York. Diese drei bekannten Agenturen fällten auch während der Eurokrise ihre vielbeachteten Urteile dazu, welches Land aus ihrer Sicht kreditwürdig war und welches nicht. Genau das sorgte nach einiger Zeit für Verstimmungen innerhalb der EU-Länder. Der Ruf nach einer Rating-Agentur, die in Europa statt den USA beheimatet ist, wurde immer lauter. Die Gründe dafür waren vielfältig:


	Eine Rating-Agentur mit Sitz in Europa könnte die Wirtschaft in den europäischen Ländern womöglich besser beurteilen als eine aus dem fernen USA.


	In der EU war man sich nicht sicher, ob die Ratings wirklich neutral erstellt wurden, oder ob hier und da ein bisschen »herumfrisiert« wurde.


	Man wurde sich der Gefahr bewusst, die von den Urteilen der Rating-Agenturen ausgehen. Wenn ein Land schlecht beurteilt wird, also ein negatives Rating bekommt, verschlimmert sich eine bestehende Krise – in diesem Fall war es die Eurokrise. Damals wurden mehrere EU-Staaten als nicht kreditwürdig eingestuft. Das führte dazu, dass genau diese Länder sich kaum mehr Geld leihen konnten und damit immer tiefer in die Krise gerieten. Böse Zungen behaupten, dass damit die Rating-Agenturen die Eurokrise erst zu dem gemacht haben, was sie war. Es wurden Neubewertungen gemacht, bei denen noch mehr EU-Staaten die Fähigkeit abgesprochen wurde, dass sie ihre Schulden zurückbezahlen könnten. Deshalb wurden infolgedessen die Zinsen (s. Wie sind Zinsen entstanden?) für die Anleihen (s. Was sind Anleihen?) für diese Staaten erhöht. Denn man war sich ja nicht mehr sicher, ob man sein Geld überhaupt noch zurückbekommen würde. Das führte dann wiederum dazu, dass die ohnehin schon angeschlagenen Länder die Kredite und die Zinsen nicht mehr aufbringen konnten und noch tiefer in der Krise saßen als zuvor.




Wozu dient der Europäische Fiskalpakt?

Am 2. März 2012 wurde der Europäische Fiskalpakt von 25 EULändern unterschrieben. Lediglich England und Tschechien schlossen sich diesem Pakt nicht an. Nach der Erfahrung mit der Eurokrise hatten sich die EU-Verantwortlichen überlegt, wie sich in Zukunft eine stabilere wirtschaftliche Lage in Europa herstellen und vor allem auch halten ließ. Der Fiskalpakt enthält dazu vier grundsätzliche Punkte, die das regeln sollen:


	Die Schuldenbremse: Sie gilt für jedes Land, das sich in dem Pakt befindet und sagt aus, dass alle Länder ihre Schulden verringern müssen. Es dürfen nicht mehr, mehr Schulden gemacht werden als 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukt BIP (s. Was ist der Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt, Bruttonationaleinkommen und Bruttoinlandsprodukt?). Dazu kommt, dass die Ausgaben der Länder nur noch 0,5 Prozent höher sein dürfen als die Einnahmen innerhalb eines Jahres.


	Die Länder verpflichten sich, die Schuldenbremse in ihren jeweils geltenden Gesetzen festzuschreiben. Zusätzlich wird unterschrieben, dass der Pakt nicht gekündigt werden kann. Wenn ein Land die Schuldenbremse nicht in den eigenen Gesetzen verankert, kann es eine Geldstrafe bekommen.


	Wenn eines der Länder den Fiskalpakt nicht einhält, muss es Verbesserungsvorschläge machen und diese mit der EU besprechen. Damit dann auch eingehalten wird, was man zur Verbesserung vorgeschlagen hat, wird alles jedes Jahr aufs Neue von der EU überprüft.


	Gipfeltreffen werden festgelegt. Die Mitgliedsstaaten haben sich darauf geeinigt, sich mindestens zweimal im Jahr zu treffen.




Wenn eines der Länder, die zum Fiskalpakt gehören, wirtschaftliche Probleme bekommt, ist ihm die Hilfe durch den Euro-Rettungsschirm ESM (s. Was ist der ESM?) gesichert.

Was ist der ESM?

Die Abkürzung ESM steht für Europäischer Stabilitäts-Mechanismus. Manchmal wird der ESM auch als dauerhafter Euro-Rettungsschirm bezeichnet. Der ESM ist der Sammelbegriff für alle Maßnahmen, die europaweit stattfinden, um den Euro stabil zu halten. In den ESM zahlen alle EU-Mitgliedsländer ein. Sobald dann eines dieser Länder in wirtschaftliche Not kommt, kann es auf den ESM zurückgreifen und sich daraus Geld leihen. Genauer gesagt, nimmt sich dieses Land dann einen Kredit, den es für sehr günstige Zinsen bekommt. Dafür, dass dieses Land den Kredit dann so günstig bekommt, muss es sich aber zu bestimmten Veränderungen verpflichten, damit so etwas nicht noch einmal passiert. Dazu kommen verschiedene Sparzwänge, denen das Land nun Folge leisten muss. Zu guter Letzt bekommt das betreffende Land den Kredit dann, wenn es ihm wirklich so schlecht geht, dass es damit auch die anderen Mitgliedsländer der EU gefährdet. Das hört sich im Grunde alles sehr vernünftig an. Trotzdem gibt es deswegen immer Streit und auch gerichtliche Auseinandersetzungen innerhalb der EU. Das hat mehrere Gründe: Zum einen werden die Menschen, die entscheiden, welches Land Hilfe bekommt und welches nicht, von den Ratsvorsitzenden des ESM bestimmt. Das heißt, das sind keine Vertreter, die durch das Volk gewählt wurden. Das finden einige nicht gerade toll, denn das Volk der verschiedenen Länder hat kein Mitspracherecht, wenn es darum geht, wohin das Geld verteilt werden soll. Außerdem betrifft der ESM alle EU-Mitgliedsstaaten. Das heißt aber auch, dass die einzelnen Länder nicht mehr für sich gesehen frei und eigenständig entscheiden können, sondern immer auf die Entscheidungen der anderen Länder angewiesen sind. Auch das stößt einigen übel auf. Und schließlich gibt es noch diejenigen Kritiker, die sich nicht sicher sind, ob denn das Geld im Rettungsschirm am Ende auch wirklich auseichen würde, wenn es darum geht, ein schwer angeschlagenes EU-Land zu »retten«.

Was sind Eurobonds?

Eurobonds sind eine Idee, die seit Jahren heiß umstritten ist und die erst 2020 im Zuge der Corona-Maßnahmen eingeführt wurde. Aber was sind Eurobonds überhaupt? Eurobonds sind gemeinsame europäische Staatsanleihen (s. Was sind Anleihen?), welche sämtliche Länder der Eurozone, wirtschaftlich schwache wie auch wirtschaftlich starke, herausgeben. Es handelt sich im Grunde um das Gleiche wie ganz normale Staatsanleihen, nur ist bei Eurobonds nicht ein einziges Land der Schuldner, sondern alle Länder der Eurozone zusammen. Warum sind Eurobonds so umstritten? Sie haben einen Konstruktionsfehler: Jeder Euro-Staat haftet »gesamtschuldnerisch« für die Rückzahlung. Das heißt: Wenn manche schwächere Euro-Staaten die Rückzahlung zum Fälligkeitszeitpunkt nicht leisten können, dann müssen die stärkeren Staaten den Anleihegläubigern das geliehene Geld zurükgeben – und zwar das ganze Geld und nicht nur einen Teil davon. Vor allem Ländern wie zum Beispiel Deutschland, Finnland, Österreich und den Niederlanden gefällt das aber gar nicht. Denn sie haben in den vergangenen Jahren eine hohe Haushaltsdisziplin an den Tag gelegt, um die schwarze Null (s. Wofür steht die schwarze Null?) zu erreichen oder doch zumindest ihre Staatsschulden einzudämmen. Sie wollen daher nicht einstehen für die Schulden der anderen Euro-Staaten, die hemmungslos Geld ausgeben. Sie befürchten, mit Eurobonds könnte die Haushaltsdisziplin der schwächeren Euro-Staaten noch vollends untergraben werden. Den Leichtsinn, Schulden ohne Ende aufzunehmen, müssten sie dann bezahlen.

Wofür steht die schwarze Null?

Die schwarze Null ist auch so ein Begriff, den jeder schon einmal gehört hat. Was aber ganz genau hinter dem Begriff steckt und wie wichtig das ist, ist nicht allen geläufig.

Grundsätzlich steht die schwarze Null für einen ausgeglichenen Haushalt im laufenden Jahr. Sie betrifft aber nur die Neuverschuldung. Das heißt, dass ein Unternehmen oder ein Staat im laufenden Jahr keine Schulden macht. Erreichen kann man das, wenn man genauso viel einnimmt, wie man ausgibt. Alles andere würde dann wieder Schulden verursachen. Von 2014 bis 2020 hat es die Regierung in Deutschland geschafft, seit den 1960er-Jahren das erste Mal ohne Neuverschuldung auszukommen. Wir schrieben eine schwarze Null. Das Corona-Virus und die zahlreichen staatlichen Hilfen aufgrund der Pandemie haben es allerdings 2020 und 2021 nötig gemacht, neue Schulden aufnehmen. Letzten Endes spielt es aber nicht die alleinige Rolle, wie gut ein Staat im Sparen ist. Genauso wie in einem Betrieb müssen auch immer Investitionen gemacht werden. Das heißt, man muss Geld in die Hand nehmen, um auf dem Laufenden zu bleiben und um neue Anschaffungen zu machen. Denn wenn man nur spart und nichts in neue Möglichkeiten wie Bildung, Forschung oder die Erhaltung des bestehenden Zustandes steckt, wird es schwierig mitzuhalten mit den anderen, die das tun. Es ist also nicht immer der beste Weg, an der schwarzen Null festzuhalten. Denn wenn zu wenig investiert wird, leidet darunter am Ende die junge Generation. Das betrifft auch die Umwelt, die Digitalisierung und unsere sonstige Infrastruktur (Straßen, Brücken, Gebäude …).

Was ist der Unterschied zwischen der schwarzen Null und der Schuldenbremse?

Beide Themen drehen sich um die Schulden des Staates, aber haben dabei andere Ansätze: Fangen wir mit der Schuldenbremse an: Sie ist Gesetz laut Artikel 109 GG und gilt seit 2016 für den Bund und seit 2020 auch für die einzelnen Bundesländer. Der Bund darf in diesem Fall, nicht mehr als 0,35 Prozent des BIP, also des Bruttoinlandproduktes (s. Was ist der Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt, Bruttonationaleinkommen und Bruttoinlandsprodukt?), an Schulden aufnehmen. Bis jetzt hat sich der Bund auch an das Gesetz der Schuldenbremse gehalten. Das hat man auch mit Absicht so streng festgelegt, damit sich der Staat nicht zu hoch verschuldet. Das Gesetz zur Schuldenbremse kann deshalb nur in richtigen Notlagen gelockert werden. Die Corona-Pandemie ist eine solche Notlage, denkbar wären zum Beispiel aber auch wirtschaftliche Notlagen aus anderen Gründen oder Naturkatastrophen, durch die das Land in Schieflage kommt. Wenn eine solche Notlage vorliegt, kann der Bund das Gesetz zwar lockern, verpflichtet sich dann aber auch, die aufgenommenen Schulden mitsamt Zinsen nach einem bestimmten Plan zurückzuzahlen. Diese Schuldenbremse hat sich Deutschland selbst auferlegt.

Die schwarze Null (s. Wofür steht die schwarze Null?) ist im Gegensatz zur Schuldenbremse kein Gesetz. Sie gibt lediglich an, dass ein ausgeglichener Bundeshaushalt angestrebt werden soll.

Worum ging es beim Brexit?

Der Begriff »Brexit« leitet sich ab aus den Begriffen »Britain« (Großbritannien) und »Exit« (Austritt). Dieses Thema hat nicht nur die Briten in den letzten Jahren in Atem gehalten, sondern die gesamte Europäische Union. Deshalb ist es auch nicht verwunderlich, dass viele am Ende eigentlich gar nicht mehr mitgekommen sind, was wann passiert ist. Aus diesem Grund fangen wir ganz von vorn an: Warum geht es beim Brexit überhaupt ständig um Theresa May, die ehemalige Premierministerin von Großbritannien? Hatte das nicht alles die Queen zu entscheiden? In diesem Fall lautet die Antwort: Nein! Denn die Queen Elisabeth die II ist »nur« das Staatsoberhaupt. Sie hat, ähnlich wie der Bundespräsident in Deutschland, hauptsächlich repräsentative Aufgaben, vertritt also ihr Land nach draußen, empfängt Politiker anderer Länder, segnet Gesetze ab oder setzt formell ihre Unterschrift unter Verträge mit anderen Staaten. An der Spitze der Politik steht in Großbritannien aber der Premierminister oder die Premierministerin. Bei uns in Deutschland ist das der Bundeskanzer oder die Bundeskanzlerin.

Großbritannien wurde 1973 Mitglied der EU. Seitdem gab es allerdings immer wieder Probleme, denn die Briten waren mit einigen Regelungen der EU nicht einverstanden. Da war zum Beispiel der Streit um die Währung. Die Briten wollten ihre eigene Währung – das Britische Pfund beibehalten und haben das ja am Ende auch durchgesetzt. Außerdem wollten sie bei einigen Entscheidungen nicht mitmachen, die die europäische Union getroffen hatte und die damit eigentlich für alle Mitgliedsstaaten gelten sollten. Das war zum Beispiel während der Eurokrise ein großes Thema: Die Briten wollten sich nicht an dem finanziellen Aufbau Griechenlands beteiligen. Es war also schon immer ein bisschen schwierig, Großbritannien in die EU einzugliedern, aber man hatte immer wieder Lösungen gefunden. Trotzdem stieß David Cameron, britischer Premierminister von 2010 bis 2016, bei EU-Fragen immer wieder auf Widerstand im eigenen Land. Deshalb entwarf er schließlich das sogenannte EU-Referendum. Damit sollten die Bürger von Großbritannien die Möglichkeit bekommen abzustimmen, ob sie überhaupt in der EU bleiben wollen, oder nicht.

Am 23. Juni 2016 war es dann soweit. Die Bürger Großbritanniens konnten mithilfe des Referendums entscheiden, ob ihr Land Mitglied der EU bleibt oder nicht. Das Ergebnis war knapp und letzten Endes auch erstaunlich: Die Mehrheit der Briten war für einen Austritt aus der EU – den Brexit. Der Ausgang war knapp, weil es nur 51,9 Prozent waren, die dafür gestimmt hatten, aber dennoch klar. David Cameron war aber immer ein Verfechter der EU gewesen und kündigte deshalb nach diesem Ergebnis seinen Rücktritt an. Die neue Premierministerin hieß dann also ab Juli 2016 Theresa May. Ihre Aufgabe war es von nun an, den Austritt aus der EU zu »regeln«, also Verhandlungen mit den anderen Mitgliedern der EU darüber zu führen, wie Großbritannien möglichst unbeschadet würde austreten können. Im Jahr darauf stellte sie den offiziellen Antrag auf Austritt aus der EU. Von da an gingen die Verhandlungen los, für die May zwei Jahre Zeit haben sollte. Denn das war die zeitliche Vorgabe, innerhalb derer alles geregelt werden sollte. Doch die Verhandlungen waren nicht so einfach, wie gedacht und zogen sich deshalb in die Länge. Größter Streitpunkt war dabei Irland. Denn hier regelte der Friedensvertrag von 1998, dass Nordirland und Irland zwar getrennt sind, dass diese Trennung aber die Bewohner beider Teile nicht beeinflussen darf. Eben diese Abmachung geriet durch die Verhandlungen für den Brexit in Gefahr: Nach dem Brexit wären Nordirland und Irland durch eine EU-Grenze getrennt. Irland wäre dann noch innerhalb der EU, Nordirland würde zu Großbritannien gehören und damit aus der EU austreten. Das hätte zur Folge, dass es doch und entgegen dem Friedensvertrag, eine bewachte Grenze zwischen den beiden Ländern geben würde. Dieses Problem sollte durch den sogenannten Backstop geregelt werden. Der Backstop sollte, vereinfacht gesagt, für ein wirtschaftliches Abkommen zwischen Großbritannien und Irland sorgen, das es beiden Ländern ermöglicht, sich langsam an den Brexit zu »gewöhnen«. Wenn das geschafft sein würde, sollte es neue Verhandlungen geben.

Doch mit genau diesem Backstop waren viele Mitglieder der britischen Regierung nicht zufrieden. Gleichzeitig wurde aber die Zeit knapp, denn die zwei Jahre, die Theresa May für den Brexit bekam, würden bald ablaufen. Der Druck wurde immer größer und es gab einen Riesenstreit im englischen Parlament. Auch die Mitglieder der EU verloren langsam die Geduld, da kein Ende der Streitigkeiten in Sicht war.

Ende des Jahres 2018 wurde dann endlich ein Abkommen von Seiten der EU unterschrieben. Allerdings waren dummerweise die Mitglieder des englischen Parlaments immer noch nicht zufrieden damit. Das Ganze ging so weit, dass die Politiker ein Misstrauensvotum gegen Theresa May (also eine Abstimmung darüber, ob Theresa May noch Premierministerin bleiben sollte) forderten. Sie überstand das Votum zwar, aber gleichzeitig lief die Zeit weiter. Schon war das Jahr 2019 gekommen, und es wurde klar, dass ein geregelter Brexit, der im Frühjahr hätte kommen sollen, nicht mehr umzusetzen war. Alles deutete nun darauf hin, dass nur noch ein ungeregelter Brexit eintreten würde, was nicht nur für Großbritannien, sondern auch für alle anderen EU-Staaten zu großen wirtschaftlichen Problemen führen würde. Denn in diesem Fall würden Zölle und Handelshürden den gesamten Handel zwischen der EU und Großbritannien erschweren. In der Zwischenzeit musste die Premierministerin dann noch ein weiteres Misstrauensvotum über sich ergehen lassen, das sie aber auch überstand.

Im Sommer 2019 billigte die EU Großbritannien eine weitere Verlängerung der Frist bis Oktober des Jahres zu. Danach musste der Brexit aber vollzogen werden, egal ob geregelt oder ungeregelt (letzteres nennt man auch den »harten Brexit«). Theresa May legte aufgrund der Unstimmigkeiten ihr Amt zum Juli 2019 nieder.

Im Anschluss wurde Boris Johnson zum neuen Premierminister gewählt. Er setzte den Austritt Großbritanniens aus der EU schließlich im englischen Parlament durch. Erst 2020 folgte dann der offizielle Austritt. In letzter Sekunde konnte ein »harter Brexit«, oder auch »No-Deal-Brexit«, verhindert werden.

Schließlich einigten sich die Europäische Union und Großbritannien auf ein sogenanntes Freihandelsabkommen. Großbritannien hat aufgrund dieser Vereinbarung am 1. Januar 2021 den europäischen Binnenmarkt und auch die Zollunion verlassen und damit den Brexit nach mehr als vier Jahren Verhandlungszeit vollzogen.


DER STAAT UND DIE WIRTSCHAFT

Wofür ist die gesetzliche Sozialversicherung gut? Was hat es mit dem Solidaritätsprinzip auf sich?

Nicht in jedem Land ist es so selbstverständlich wie in Deutschland, dass jeder eine Sozialversicherung hat. Das haben wir schon gehört. Aber wie funktioniert diese Versicherung und wofür ist sie gut?

In einem Sozialstaat sind die Menschen gesetzlich vor den finanziellen Folgen einer Krankheit oder Arbeitslosigkeit geschützt. Das heißt, dass jeder Mensch, der in einem solchen Staat lebt, finanziell abgesichert ist, selbst wenn er einmal krank wird oder keine Arbeit mehr hat. In einem Staat mit freier Marktwirtschaft sieht das anders aus (s. Und was hat es mit der freien Marktwirtschaft auf sich?). Im Sozialstaat Deutschland gibt es dagegen das sogenannte Solidaritätsprinzip. Es besagt: Je mehr jemand verdient, der in dieser Gemeinschaft lebt, desto mehr muss er an Sozialabgaben zahlen. Auf diese Weise können die staatlichen Sozialsysteme dann mit dem eingenommenen Geld denjenigen unter die Arme greifen, die krank werden oder Probleme haben, ein Einkommen zu erwirtschaften. Außerdem werden davon auch die Renten für die älteren Mitbürger bestritten. Das ist ein weiterer Teil des Solidaritätspaktes, der Generationenvertrag. Darin ist festgelegt, dass die jungen Menschen durch ihre Abgaben an die staatliche Rentenversicherung die Ruhestandsbezüge der alten bestreiten. Grundsätzlich besteht das Solidaritätsprinzip aus fünf Absicherungen für jeden Bürger. Das sind: Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Rentenversicherung, Arbeitslosenversicherung und die Unfallversicherung. Auf diese Weise ist jeder in einem Sozialstaat grundsätzlich und per Gesetz abgesichert. Aber natürlich hat auch dieses System seine Probleme:


	Es gibt immer mehr alte und immer weniger junge Menschen. Früher kamen auf einen Rentner zum Beispiel drei junge Menschen, die seine Rente bezahlten. In einigen Jahrzehnten wird nur noch ein junger Mensch allein die Rente eines alten Menschen zahlen müssen. Dazu kommt, dass die Menschen immer älter werden. Auch das muss dann bezahlt werden.


	Nicht alle zahlen in dasselbe Krankenversicherungssystem ein. Die gesetzlichen Krankenkassen sind nur für eine bestimmte Gruppe von Angestellten gedacht – und diese müssen nur bis zu einem bestimmten Betrag ihren Beitrag leisten – bis zur sogenannten Beitragsbemessungsgrenze.


	Es gibt ganze Berufsgruppen, die ihre eigenen Absicherungssysteme haben, bei der Rente etwa Beamte, Ärzte, Anwälte, Architekten oder Steuerberater. Bei der Krankenversicherung sind die meisten Selbstständigen nicht Pflichtmitglieder in der gesetzlichen Krankenkasse. Damit zahlen oft gerade die Berufsgruppen nicht in die gesetzlichen Sozialsysteme ein, die eigentlich gut verdienen und damit auch einiges beitragen würden, wenn sie nicht ihre eigenen Systeme hätten. Das heißt es fehlt eine Menge an Einnahmen.


	Die Politiker, die sich nicht trauen, die nötigen Reformen durchzuführen. Denn es wäre nur durch höhere Beiträge und niedrigere Leistungen beziehungsweise Ansprüche für alle möglich, die Probleme aus dem Weg zu räumen. Aber das wäre eine unangenehme Nachricht für die Bürger, und diese wählen schließlich die Politiker.




Dass diese Probleme ziemlich dringend sind, sieht man zum Beispiel daran, dass immer mehr Krankenkassen aufgeben und pleite gehen. Oder sie fusionieren mit anderen Kassen, um überhaupt überleben zu können.

Alles in allem ist also auch unser Sozialsystem noch nicht vollständig ausgeklügelt, und es wird wahrscheinlich noch einige Änderungen geben müssen, damit am Ende auch diejenigen, die heute noch jung sind, später ausreichend abgesichert sind.

Wie sehen Subventionen aus?

Subventionen sind kurzgefasst Unterstützungsgelder vom Staat. Sie sind dazu da, Unternehmen oder auch ganzen Wirtschaftszweigen (wie zu Beispiel der Solarindustrie) mithilfe von Zuschüssen unter die Arme zu greifen. Das geschieht durch öffentliche Mittel, also unter anderem durch Steuergelder. Ziel ist es, damit die gesamte Wirtschaft des Landes zu unterstützen und zu fördern. Diejenigen, die auf diese Weise unterstützt werden, müssen das Geld nicht zurückzahlen. Der Staat geht aber davon aus, dass die Gelder sinnvoll und auch im Sinne des wirtschaftlichen Wachstums oder der wirtschaftlichen Stabilität eigesetzt werden. Dabei hat er zwei Möglichkeiten, die Subventionen (also die Gelder) zu vergeben: direkt oder indirekt. Bei direkten Subventionen erhält ein bestimmtes Unternehmen oder ein bestimmter Wirtschaftszweig Geld. Bei der indirekten Subvention muss ein Unternehmen weniger Steuern oder Zinsen zahlen. Zurzeit werden in Deutschland zum Beispiel hauptsächlich der Bergbau und die Landwirtschaft subventioniert, damit diese Wirtschaftsbereiche nicht aussterben. Gerade im Bergbau werden dann auch auf diese Weise die Arbeitsplätze aufrechterhalten. In diesem Fall scheiden sich allerdings die Geister, wie lange die Subventionen aufrechterhalten bleiben sollten und ab wann dies nicht mehr sinnvoll ist.

Was sind eigentlich Steuern?

Steuern können auf alle Fälle ganz schnell für schlechte Laune sorgen, das hat wahrscheinlich schon jeder Erwachsene einmal erlebt. Was sind Steuern und warum können sie die Laune so gründlich verderben?

Steuern sind Gelder, die dafür da sind, dass ein Land so funktionieren kann, wie wir es kennen. Ohne Steuern hätten wir zum Beispiel keine Straßen, keine Krankenhäuser und keine Schulen. Wer gibt dem Land all das Geld? Das sind wir – das heißt, alle Bürger, die arbeiten gehen, bezahlen auch Steuern. Auch Unternehmen müssen Steuern zahlen, allerdings gelten hier andere Regeln. Die genaue Besteuerung ist im Gesetz festgeschrieben, und Steuern gibt es auf der ganzen Welt. Wie viele Steuern gezahlt werden müssen, entscheidet aber jedes Land für sich. Die Politiker eines Landes befinden dann darüber, wofür das Steuergeld benötigt wird. Das führt auch oft dazu, dass die Bürger nicht ganz damit einverstanden sind und sich dann darüber aufregen. Aber Gesetz ist Gesetz, und sich aufzuregen bringt da leider meistens nichts. Wie viel jeder an Steuern zahlen muss, ist auch ganz genau in Gesetzen festgeschrieben und richtet sich danach, wie viel der Betreffende verdient. Wer zum Beispiel in einer Firma arbeitet, dessen Lohnsteuer wird automatisch vom Bruttogehalt abgezogen. Das heißt, der Angestellte bekommt nur das ausgezahlt, was nach Abzug der Steuern übriggeblieben ist. Andere Menschen, etwa die Selbstständigen, die ein eigenes Unternehmen besitzen, müssen die Steuern am Ende des Jahres selbst abführen. Man bezahlt aber nicht nur Steuern auf den Lohn oder Gewinn aus der eigenen Arbeit, sondern auch jedes Mal, wenn man etwas kauft oder verkauft. Das fällt kaum auf, weil die Steuern schon im Preis enthalten sind. Aber auch eine solche Steuer gibt es; sie nennt sich Mehrwert- oder Umsatzsteuer (s. Was genau sind Mehrwertsteuer und Umsatzsteuer?).

Alle Steuergelder werden dann an das Finanzamt geschickt. Das Finanzamt ist dazu da, um zu überprüfen, ob auch alle Bürger ihre Steuern richtig und rechtzeitig gezahlt haben. Von diesem Moment an gehört das Geld dem Staat, beziehungsweise dem jeweiligen Land und nicht mehr den Menschen, die es eingezahlt haben.

Auch wenn die Steuerzahlungen manchmal wirklich wehtun, sollte man nicht vergessen, dass sie sehr wichtig für ein Land sind. Wenn sie nicht wären oder wenn zu wenig Steuern erhoben würden, würde dies das Land in große Schwierigkeiten bringen. Außerdem werden die Steuergelder auch für wichtige Dinge wie die Unterstützung ärmerer Menschen im Land gebraucht.

Was genau ist die Mehrwertsteuer beziehungsweise Umsatzsteuer?

Wir treffen jeden Tag auf die Mehrwertsteuer, sobald wir etwas einkaufen. Erhoben wird diese Steuer in Deutschland seit 1968. In dem Moment, in dem man Geld für etwas wie Reisen, Lebensmittel, elektronische Geräte und andere Dinge ausgibt, wird die Mehrwertsteuer auf den Preis aufgeschlagen. Kaum jemand denkt in diesem Moment darüber nach, wozu die Steuer eigentlich verwendet wird. Dabei zahlen wir sie bei jedem Einkauf. Abgesehen davon sind die Angaben auf den Rechnungen auch manchmal recht verwirrend. Denn einmal werden auf einen Artikel 19 Prozent Mehrwertsteuer aufgeschlagen und auf einem anderen nur 7 Prozent. Das heißt: Zu dem Grundpreis für einen Artikel, also dem sogenannten Nettopreis, kommt die Steuer dazu. Das ist dann der Bruttopreis. Zu dieser Verwirrung kommt dann noch eine weitere: Manchmal wird nämlich in diesem Zusammenhang auch plötzlich von der Umsatzsteuer gesprochen. Was ist denn der Unterschied? Und wofür ist die Mehrwertsteuer überhaupt gut? Fragen über Fragen:

Um das begriffliche Durcheinander aufzuklären: Die Umsatzsteuer ist die Mehrwertsteuer. Es hat sich einfach nur im Laufe der Zeit in der Umgangssprache der Begriff »Mehrwertsteuer« mehr eingebürgert als das im Fachjargon benutzte Wort »Umsatzsteuer«.

Wofür ist die Mehrwertsteuer da? Wenn ein Artikel hergestellt wird, durchläuft er verschiedene Stationen, bis er beim Endverbraucher – also bei uns – ankommt. Es ist aber jedes Mal mit einem Aufwand verbunden, den Artikel zum Beispiel erst von der Fabrik, in der er hergestellt wird, zu einem Händler und dann in ein Geschäft zu bringen, in dem wir ihn dann letzten Endes kaufen können. Dieser Aufwand kostet Geld. Also wird der Artikel mit jedem Schritt etwas teurer. Mit diesem steigenden Wert erhöht sich dann auch jedes Mal die Mehrwertsteuer. Für den Verkäufer ist das kein Problem, denn die Mehrwertsteuer wird auf den Nettopreis, also den Einkaufspreis aufgeschlagen (das ergibt dann den Bruttopreis) und dann vom Verkäufer direkt an das Finanzamt weitergegeben. Das heißt, der Verkäufer bekommt die Steuern gleich bei der Zahlung vom Käufer und leitet sie nur weiter. Der Staat kümmert sich mit dem eingenommenen Steuergeld dann wiederum um die Bedürfnisse seiner Bürger, wie zum Beispiel die Instandhaltung von Straßen und Schienen, den Ausbau des Internets und vieles Weitere. Seit 2007 liegen die Mehrwertsteuersätze bei 7 beziehungsweise 19 Prozent, was aber nicht heißt, dass das immer so bleiben muss. Aber warum gibt es zwei verschiedene Steuersätze? Man hat sich drauf geeinigt, dass die meisten Produkte oder Dienstleistungen eine Mehrwertsteuer von 19 Prozent kosten sollen. Dagegen soll alles, was für die Grundbedürfnisse der Bürger wichtig ist wie Lebensmittel, Kulturgüter, öffentliche Verkehrsmittel oder Güter zur Erhaltung der Gesundheit, günstiger sein. Deshalb zahlt man für diese Produkte nur einen Mehrwertsteuersatz von 7 Prozent.

Natürlich gibt es immer Menschen und Unternehmen, die versuchen, diese Steuer zu umgehen – was ist der Unterschied zwischen Steuervermeidung und Steuerflucht?

Sobald man in einem Land etwas produziert und verkauft, muss man dafür Steuern zahlen. Weil diese Steuern manchen aber im eigenen Land zu hoch sind, kann man versuchen, mit ein paar Tricks weniger abgeben zu müssen oder in manchen Fällen sogar die Steuern ganz zu vermeiden. Es gibt allerdings eine Grenze zwischen erlaubt und verboten. Wenn die Grenze zur Kategorie »Steuerhinterziehung«, beziehungsweise »Steuerflucht« überschritten ist, kann das schwerwiegende Strafen nach sich ziehen.

Der Unterschied liegt hauptsächlich darin, dass bei der legalen (also erlaubten) Steuervermeidung sozusagen ein paar Tricks angewandt werden, um Geld zu sparen. Das geht, indem man die geltenden Steuerrechte im eigenen Land mithilfe von bestimmten »Ideen« umgeht. Viele Besitzer von Firmen gründen deshalb eine Tochterfirma in einem Land, in dem weniger Steuern bezahlt werden müssen. Das sind die sogenannten »Steueroasen«. Wenn jetzt in der Hauptfirma in Deutschland etwas produziert werden soll, muss diese Firma Lizenzgebühren an die Tochterfirma bezahlen. Kurz gesagt, wird das Geld einfach zwischen den beiden zusammengehörende Firmen hin und her geschoben. Aber was bringt das dem Eigentümer? In dem Moment, in dem die Hauptfirma Lizenzgebühren an die Tochterfirma bezahlen muss, hat sie Ausgaben. Das heißt sie nimmt weniger ein und muss deshalb auch weniger Steuern in Deutschland zahlen. Die Tochterfirma, die sich in einer Steueroase befindet, muss zwar auch Steuern zahlen. Da aber in diesem Land die Steuersätze ja viel niedriger als in Deutschland sind, spart sich der Firmenbesitzer insgesamt mehr, als wenn er die ganzen Steuern in dem Land zahlen müsste, in dem sich der Hauptsitz der Firma befindet. Man kann also sagen – der Aufwand mit einer weiteren Firma in einem anderen Land lohnt sich durchaus, vorausgesetzt man wählt ein Land mit niedrigen Steuersätzen.

Obwohl diese Praxis noch keine Steuerhinterziehung ist, da man bei einer Steuerhinterziehung mit Absicht die geltenden Gesetze bricht, geben sie den Regierenden eines Landes immer wieder Anlass zu neuen Ansätzen, wie sich auch diese Praxis unterbinden ließe. Denn diejenigen, die brav ihre gesamte Steuer in ihrem Land bezahlen, finden es natürlich nicht lustig, dass andere genau das nicht tun. Von den Steuergeldern wird schließlich der Staat finanziert. Das heißt, die Straßen, auf denen wir fahren, die Krankhäuser, in die wir uns zur Behandlung begeben, und die Schulen, in die wir unsere Kinder schicken – all das und vieles mehr wird von den Steuern bezahlt. Es ist also ungerecht für die anderen und gleichzeitig verliert der Staat riesige Summen, die dann wieder fehlen, um sie in das Land zu investieren. Deshalb beschäftigt sich die gemeinschaftliche Organisation der Industrieländer, kurz OECD (s. Wann und wie ist die OECD entstanden?) auch damit, dass diese Ungerechtigkeiten in Zukunft nicht mehr stattfinden können. Um das zu gewährleisten arbeiten die Mitglieder ständig an Verbesserungen und Maßnahmen, damit diejenigen, die versuchen zu tricksen, kein so leichtes Spiel mehr haben. Ein Ziel der OECD besteht darin, das Steuersystem der ganzen Welt mehr aneinander anzugleichen, sodass es in einzelnen Ländern keine so großen Vorteile mehr gegenüber anderen gibt. Gleichzeitig soll alles überschaubarer und dadurch auch besser regulierbar werden. Am Ende soll eine Art Steuerreform stattfinden, bei der dann auch alle Firmen in dem Land Steuern zahlen sollen, in dem die Hauptfirma ihren Sitz hat.

Warum heißt der Emissionshandel »Handel« und was hat er mit der Wirtschaft zu tun?

Eigentlich dreht es sich bei dem Wort »Emission« (also Ausstoß) immer um die Umwelt. Viele Länder der Erde versuchen ihre Emissionen an Treibhausgasen herunterzuschrauben, um den Klimawandel abzubremsen. Aber was hat der Emissionshandel mit der Wirtschaft zu tun? Im Grunde liegt die Antwort schon im Begriff selbst. Denn alles, was mit Handel zu tun hat, fällt automatisch in den Bereich Wirtschaft. In diesem Fall geht es um den Handel mit dem Treibhausgas Kohlendioxid (CO2), genauer gesagt, mit dem Recht, es auszustoßen. Wie funktioniert das Ganze und welchen Sinn hat der Emissionshandel?

1997 wurde in Japan mit der Klimarahmenkonvention in Kyoto der Beginn des Emissionshandels losgetreten. In besagtem »Kyoto-Protokoll« wurde vereinbart, dass die Vereinten Nationen bestimmen müssen, welcher CO2-Ausstoß künftig nicht mehr überschritten werden darf. Damit die Eindämmung auch wirklich funktionieren würde, wurde der Emissionshandel eingeführt. Er läuft nach dem Cap- and Trade-Prinzip ab. Was ist das? Cap ist eine Begrenzung der Emissionsrechte. Jedes Land, das sich dem Kyoto-Protokoll angeschlossen hat, bekommt eine gewisse Menge an Emissionsrechten zugeteilt, darf also innerhalb eines Jahres eine bestimmte Menge an CO2 ausstoßen. Das Ganze soll der Ansporn sein, dass die Länder sich bemühen, möglichst wenige Gase auszustoßen. Denn wem das gelingt, der darf nach dem Trade-Prinzip (das Wort »Trade« heißt Handel) den Rest seiner Emissionsrechte an andere Länder verkaufen. Zugleich hat man zusätzlich festgelegt, dass die Menge der erlaubten Emissionen jedes Jahr für alle immer weniger werden soll. Auf diese Weise kann mit der Zeit einiges an Emissionen gespart werden.

Das Kyoto-Protokoll trat erst 2004 in Kraft, als die erforderliche Mindestzahl von 55 Staaten beigetreten war (zuletzt Russland), die zusammen mindestens für 55 Prozent des jährlichen CO2-Ausstoßes verantwortlich waren. Im Dezember 2015 wurde das Kyoto-Protokoll vom Pariser Klimaabkommen abgelöst. 196 Staaten plus die EU verpflichten sich darin zur Einhaltung bestimmter CO2-Ausstoßgrenzen. Die USA waren unter dem ehemaligen US-Präsidenten Donald Trump ausgetreten. Sein Nachfolger Joe Biden hat allerdings im Februar 2021 den Wiedereintritt veranlasst.

Und in der EU hat sich noch etwas geändert. Mittlerweile gilt der Emissionshandel nicht mehr nur unter den Ländern. 2005 wurde von der Europäischen Kommission das European Union Emission Trading System, das EU ETS, ins Leben gerufen. Damit wurde der Handel mit Emissionen innerhalb der EU nun auch für Unternehmen möglich. Hier wird der Cap, also die Begrenzung, von der EU festgelegt. Dann können die europäischen Unternehmen untereinander Handel mit Ausstoßrechten betreiben. Die Firmen, die ihren Cap nicht ausgeschöpft haben, können es an andere verkaufen, die zu viele Emissionen produziert haben und dafür eine Strafe kassieren würden. Auf diese Weise haben alle etwas davon – die Firma, die ihre Emissionsgrenzwerte nicht ausgeschöpft hat, kann noch Geld mit den weiterverkauften Ausstoßrechten verdienen. Und ein anderes Unternehmen, das wegen zu hoher Ausstöße Strafe zahlen müssten, können für weniger Geld Ausstoßrechte kaufen. Das alles hilft der Umwelt, denn auf diese Weise werden die festgelegten Emissionswerte eingehalten, die Jahr für Jahr immer weiter nach unten gesetzt werden.


UNTERNEHMEN

Welche Rechtsformen von Unternehmen gibt es?

Wer sich mit diesem Thema noch nicht eingehend beschäftigt hat, findet die vielen Abkürzungen der verschiedenen Rechtsformen doch etwas irritierend. Was steckt hinter Kürzeln wie GmbH, AG oder GbR?

Grundsätzlich sind all diese Abkürzungen Bezeichnungen für verschiedene Rechts- beziehungsweise Gesellschaftsformen von Unternehmen. Die Unterschiede liegen dabei hauptsächlich in den Rechten (und Pflichten) der Unternehmen und in Bezug auf die steuerlichen Hinsichten. Im Folgenden soll auf die verschiedenen Unternehmensgrundformen eingegangen werden, um einen Überblick zu bekommen.

Es gibt vier »Hauptgruppen« von Unternehmen:


	Die größte Kategorie in Deutschland besteht aus den Einzelunternehmern. Davon gibt es hierzulande mehr als 2 Millionen! Dazu gehören zum Beispiel Ärzte, Anwälte, Büroservices, Yogalehrer oder selbstständige Web-Programmierer, sprich alle, die selbstständig sind und eine Firma, Kanzlei, Büro oder Ähnliches betreiben.


	Kapitalgesellschaften. Sie firmieren unter Kürzeln wie GmbH oder AG. Es handelt sich oft um größere bis sehr große Unternehmen, bei denen allein die Mittel (das Kapital) zählen, die eingebracht werden, nicht aber die Menschen, die sie einbringen. Häufig sind die Eigentümer einer Kapitalgesellschaft andere Personen als diejenigen, die sie als Geschäftsführer oder Vorstand leiten. Wobei es durchaus viele GmbHs oder AGs gibt, bei denen der Chef alle Unternehmensanteile hält oder doch wenigstens den größten Teil davon. Die meistverbreitete Form der Kapitalgesellschaft in Deutschland ist die GmbH, also die »Gesellschaft mit beschränkter Haftung«. Diese Form der Unternehmensgesellschaft gibt es schon seit dem 19. Jahrhundert. Der Vorteil einer GmbH besteht darin, dass die Haftung beschränkt ist. Das heißt, dass die beteiligten Menschen nicht mit ihrem eigenen, privaten Kapital (Geld) haften, sondern nur mit dem Geld, das in der Firma steckt. Für die Gründung einer GmbH braucht man 25 000 Euro Startkapital. Die zweite und zugleich bekannteste Rechtsform ist die AG, die Aktiengesellschaft. Um eine AG zu gründen muss man mindestens 50 000 Euro einlegen. Sobald eine AG gegründet ist, kann sie sich auch an der Börse listen (also für den Börsenhandel registrieren) lassen. Dann sind die Unternehmensanteile, sprich Aktien, handelbar und können ständig den Eigentümer wechseln. Ein Börsenlisting ist aber freiwillig; keine AG ist dazu verpflichtet (s. Warum bringt ein Unternehmen Aktien an die Börse?).


	Personengesellschaften: Das sind GbRs, KGs oder OHGs. Sie entstehen, wenn sich mindestens zwei Personen zusammentun. Diese Personen nennen sich »Gesellschafter«. Die GbR als kleinste und unkomplizierteste Personengesellschaft heißt ausgeschrieben »Gesellschaft bürgerlichen Rechts«. Sie besteht im Prinzip schon, wenn zwei Menschen gemeinsam das gleiche Ansinnen verfolgen. Jeder Gesellschafter der GbR hat dabei die gleichen Rechte und Pflichten. Jeder kann mitbestimmen, wenn es um Entscheidungen geht. Aber jeder ist auch für sich genommen für den vollen Schaden verantwortlich, falls je etwas schief geht. Für die Gründung einer GbR muss niemand Kapital beisteuern. Sie kann mit 0 Euro Eigenkapital gegründet werden.




Was ist denn der Unterschied zwischen Umsatz und Gewinn?

Auch wenn man denken mag, dass Umsatz und Gewinn doch eigentlich das Gleiche sein könnten, liegt man in diesem Fall doch falsch. Denn die beiden Begriffe haben verschiedene Bedeutungen, obwohl wir sie zunächst einmal gedanklich mit ähnlichen Dingen verknüpfen.

An dem Beispiel eines Unternehmens erklärt, ist der Umsatz alles, was das Unternehmen aus dem Verkauf einer Ware oder Dienstleistung einnimmt. Man spricht manchmal auch vom Erlös, das ist dasselbe wie der Umsatz.

Der Gewinn ist das, was dem Unternehmen übrigbleibt, wenn man vom Umsatz alle Kosten abzieht, die im Unternehmen anfallen. Da gibt es Kosten für die Räume, in denen etwas hergestellt wird, für die Menschen, die dort arbeiten, für den Fuhrpark, der betrieben werden muss, für die Rohstoffe, die man zur Produktion braucht und so weiter.

Was heißt Rentabilität oder Rendite?

In der Wirtschaft ist immer wieder von der Rentabilität oder Rendite die Rede. »Renta« kommt aus dem Altfranzösischen und bezeichnet regelmäßige Einnahmen. Rendita stammt aus dem Lateinischen und heißt einfach »Miete«, »Pacht« oder »regelmäßiges Einkommen ohne Arbeitsleistung«. Warum ist diese Kennzahl so wichtig? Die Rentabilität oder Rendite ist deshalb in aller Munde, wenn es um wirtschaftliche Themen geht, weil diese Kennzahl darüber Auskunft gibt, ob ein Unternehmen erfolgreich ist oder nicht beziehungsweise, mit wieviel sich der Geldeinsatz verzinst.

Zum Hintergrund: Ein Unternehmen ist erst dann rentabel, wenn die Einnahmen über den Ausgaben liegen. Erst dann wird Gewinn erwirtschaftet. Die Kernfrage lautet: Wieviel Prozent Gewinn macht ein Unternehmen (Prozent heißt immer »von hundert« – also 7 Prozent sind 7 von hundert)? Natürlich lautet die zweite Frage gleich: Wie viel Prozent von was – denn man kann die Rentabilität auf ganz verschiedenen Größen beziehen. Am häufigsten werden folgende Größen betrachtet:


	Gesamtkapitalrentabilität (oder Gesamtkapitalrendite)


	Fremdkapitalrentabilität (oder Fremdkapitalrendite)


	Eigenkapitalrentabilität (oder Eigenkapitalrendite)


	Umsatzrentabilität (oder Umsatzrendite)




Die Gesamtkapitalrentabilität ist für alle Personen wichtig, die ein Unternehmen beurteilen wollen. Die Kernfrage lautet: Wie viel Prozent vom gesamten eingesetzten Kapital kommt als Gewinn zurück? Mit Hilfe dieser Berechnung können etwa Unternehmenslenker und Investoren einschätzen, wie viel ein Unternehmen bezogen auf das eingesetzte Kapital erwirtschaftet.

Die Fremdkapitalrentabilität ist für Banken oder andere Kapitalgeber, die einem Unternehmen vielleicht Geld leihen wollen, einer der wichtigsten Punkte. Denn sie sagt aus, wie viel Gewinn mit dem geliehenen Geld (sprich, dem Fremdkapital) erwirtschaftet wird. Kurz gesagt, ob es sich lohnt, dem Unternehmen Geld zu leihen.

Die Eigenkapitalrentabilität berechnet, inwieweit das Geld, das ein Unternehmer in seine Firma steckt, am Ende durch den Gewinn wieder herauskommt oder vielleicht sogar vermehrt wird.

Die Umsatzrentabilität betrachten vor allem Investoren etwa beim Vergleich verschiedener Unternehmen innerhalb einer Branche. Hier wird der Gewinn eines Unternehmens bezogen auf alle Umsatzerlöse, also alles, was durch den Verkauf von Gütern und Dienstleistungen an Geld hereinkommt. Je höher die Umsatzrendite, desto interessanter ist ein Unternehmen etwa für Investoren. Denn eine hohe Umsatzrendite bedeutet, dass ein hoher Anteil vom Preis für die verkauften Güter und Dienstleistungen als Gewinn beim Unternehmen hängenbleibt.

Was bedeutet amortisieren?

Amortisieren kommt von dem französischen Wort »amortir« und heißt »dämpfen«, »bremsen«, »tilgen«. Wenn man von »amortisieren« spricht, meint man einerseits eine Tilgung – also die Abzahlung eines Kredites oder einer Anleihe. Diese Tilgung geschieht bei einer Amortisation mithilfe eines zuvor festgelegten Plans.

Doch andererseits kann Amortisation auch die Frage beantworten, wie lange es dauert, bis das Geld, das in etwas investiert wurde, wieder herauskommt. Was heißt das? Angenommen, man investiert 10 000 Euro in eine Maschine. Mit den Waren, die sie produziert, lassen sich im Monat 1000 Euro verdienen. Wenn man dann den Preis, den die Maschine gekostet hat, durch den Betrag teilt, den sie monatlich bringt, hat man die Amortisierungsdauer. Das heißt, nach 10 Monaten ist das Investment in die Maschine schon wieder heraus. Die Maschine hat dann sozusagen ihren eigenen Wert zurückerwirtschaftet.

Diese Rechnungen sind für alle extrem wichtig, die sich für eine Anschaffung entschieden haben, um damit Geld zu verdienen. Denn nur so kann man sich ausrechnen, ab wann sich eine Investition lohnt.

Zusammengefasst ist eine Amortisation also für zwei Vorgänge in der Wirtschaft wichtig: für die Berechnung der Zeit, bis eine Investition sich rentiert (s. Was heißt Rentabilität?) und zur Berechnung des Tilgungsplans für einen Kredit.

Was ist der Unterschied zwischen einem CEO, CFO, CIO, CMO und COO?

Eines ist trotz der Vielfalt der ganzen »Cs« zumindest relativ klar: Es handelt sich um die Chefetage. Denn das C steht grundsätzlich für den »Chief«, also den Chef oder die Chefin. In welchem Bereich die betreffende Person dann Chef oder Chefin ist, erschließt sich aus den folgenden Buchstaben. Am besten fängt man wohl mit dem Chef der Chefs an, und das ist der CEO: Chief Executive Officer. Er oder sie ist der Vorstandsvorsitzende oder Geschäftsführer eines Unternehmens und hat damit die höchste Position inne. Dem CEO sind alle anderen »Cs« unterstellt und liefern ihm alle Berichte zum jeweiligen Unternehmensbereich ab. Im Grunde kann inzwischen jedes Unternehmen für jeden beliebigen Bereich einen eigenen Chief ernennen. Deshalb wird die Sache mit den Chiefs auch teilweise beinahe undurchschaubar. Im Folgenden sind die gängigsten Chief-Posten nach dem CEO aufgelistet:

CEO: Der Chief Executive Officer ist der Vorstandsvorsitzende.

CFO: Der Chief Financial Officer ist derjenige, der sich um die Finanzen kümmert – also der kaufmännische Vorstand.

CIO: Der Chief Information Officer kümmert sich um sämtliche Bereiche der Informationstechnik. Das heißt er kümmert sich um die Digitalisierung im Unternehmen und damit um alles, was mit Hard- und Software (Computer, Telefone) im Unternehmen zu tun hat.

CMO: Der Chief Marketing Officer ist für den Außenauftritt der Firma zuständig, also unter anderem für die Werbung und alles, was damit zusammenhängt.

COO: Der Chief Operating Officer ist für das Tagesgeschäft eines Unternehmens zuständig.

Was ist ein Entrepreneur?

Die Bezeichnung Entrepreneur kommt aus dem Französischen und setzt sich aus den Einzelwörtern »entre« und »prendre« zusammen, was so viel wie »unternehmen« heißt. In Frankreich und im englischsprachigen Raum ist das auch so: Ein Entrepreneur ist ein Unternehmer. In Deutschland steht der Begriff allerdings für mehr. Wenn man hierzulande von einem Entrepreneur spricht, meint man nicht einfach nur einen Unternehmer, also den Chef einer Firma. Man bezeichnet Menschen damit, wenn sie sich durch weitere Merkmale auszeichnen: Entrepreneure sind ihrer Zeit immer einen kleinen Schritt voraus. Sie haben einen Spürsinn für neue Ideen und den Mut, diese dann auch umzusetzen. Und das auch dann, wenn sie merklichen Gegenwind haben. Außerdem sind sie der Überzeugung, dass die Zukunft im Fortschritt steckt und unterstützen diesen ohne Wenn und Aber. Das heißt aber nicht, dass einem Entrepreneur alles gelingt und dass ihm die Geschäftsideen nur so zufliegen. Aber selbst, wenn einmal ein frisch gegründetes Unternehmen scheitert ist ein Entrepreneur niemand, der sich von Niederlagen einschüchtern lässt. Er überlegt, wo der Fehler war, versucht, diesen zu beheben und stürzt sich mit neuem Enthusiasmus auf neue Aufgabe. Man könnte auch sagen: Entrepreneure sind die Stehaufmännchen der Wirtschaft. Sie sind nie Angestellte, sondern immer Gründer von Unternehmen, bei denen sie dann auch die volle Verantwortung übernehmen. Eine der typischen Charaktereigenschaften eines Entreprenuers ist die Willensstärke.

Das hört sich alles zunächst sehr heldenhaft und mutig an. Aber auch in diesem Fall hat die Medaille zwei Seiten. Denn ein Entrepreneur lebt für sein Unternehmen. Urlaube und Familie stehen bei den meisten an zweiter Stelle. Das heißt, dass ein erfolgreicher Entrepreneur zwar ein beneidenswertes Leben hat. Dafür müssen aber er und auch seine Familie einige Opfer bringen.

Den Unternehmergeist und das Tun eines Entrepreneurs nennt man übrigens Entrepreneurship (übersetzt etwa »Unternehmertum«). Davon gibt es verschiedene Arten:


	Intrapreneurship: das Intrapreneurship ist mehr eine Strategie von Unternehmen als eine Berufsbezeichnung. Viele Unternehmen wollen ihre Mitarbeiter dazu bringen, sich auch als eine Art Entrepreneur zu sehen. Mit diesem »Trick« identifizieren sich die Mitarbeiter dann noch mehr mit ihrer Firma. Denn auf diese Weise sind sie keine Angestellten, sondern Mitgründer, was dazu führt, dass sie viel mehr Interesse daran haben, dass es dem Unternehmen auch gut geht.


	Serial Entrepreneurship: wie es der Name sagt – hier geht es um Serien, also um Wiederholungen. In diesem Fall gründet der Entrepreneur also mehrere Unternehmen in Folge. Grundlegend ist hierbei, dass die Gründungen immer nacheinander stattfinden, nie gleichzeitig! Ist ein Unternehmen erst einmal erfolgreich am Start, verkauft es der Entrepreneur und widmet sich dann der nächsten Gründung.


	Senior Entrepreneurship: In diesem Fall handelt es sich um eine relativ neue Bezeichnung. Es passiert immer öfter, dass sich erfahrene Menschen im höheren Alter dazu entscheiden, eine Unternehmensgründung zu wagen.


	Corporate Entrepreneurship: Beim Corporate Entrepreneurship handelt es sich um eine Geschäftsstrategie, die sich die Persönlichkeitsmerkmale von Entrepreneuren zunutze macht. Hier wird versucht, die andersartige und neue Denkweise der Entrepreneure zu nutzen, um Probleme zu lösen, die mit der Zeit aufkommen. Gelingt es, kann man sich viel einfacher und schneller wieder den eigentlichen Themen widmen.


	Ecopreneurship: In diesem Fall gilt die Aufmerksamkeit des Entrepreneurs der Umwelt. Ziel ist es, neue Ideen und Technologien für den Erhalt unserer Umwelt zu entwickeln und marktfähig zu machen.


	Social und Regional Entrepreneurship: Wie die Namen schon vermuten lassen, beziehen sich die Ideen und Herangehensweisen in diesen beiden Fällen auf das soziale Miteinander oder auf eine bestimmte Region.


	Hightech Entreprenuership: ein sehr beliebter Bereich bei den Entrepreneuren. Denn gerade die Möglichkeiten, die sich durch modernste Technologien bieten, sind für die zukunftsgewandten Unternehmer immer wieder eine Art Steckenpferd. In diesem Fall wird auch immer wieder extrem viel Geld investiert, was aber gerade auch in Bereichen wie zum Beispiel bei der Raumfahrttechnik unablässig ist.




Was ist ein Start-up?

Als Start-ups bezeichnet man Unternehmensgründungen oder frisch gegründete Unternehmen, meist mit innovativen Geschäftsideen. Der amerikanische Unternehmer und Investor Howard Love war in seinem Leben an so vielen Start-ups beteiligt oder hat sie begleitet, dass er irgendwann zu einer Art Experte auf diesem Gebiet wurde. Mit der Zeit fiel ihm auf, dass sich die Gründung eines Unternehmens meistens auf ähnliche Weise vollzieht. Er beobachtete das Ganze und gab der Sache schließlich den Namen »J-Curve«. Die J-Kurve beschreibt den Weg eines Unternehmens von der Gründung, also von der eigentlichen Gründung bis zu dem Moment, an dem es sich fest im bestehenden Markt angesiedelt hat. Dabei durchläuft es sechs Phasen:


	Die »Create«-Phase (Gründungsphase): In diesem ersten Schritt geht es um die drei grundlegenden Dinge, die man braucht, um ein Unternehmen zu gründen: eine tragfähige Idee, das nötige Geld und ein gutes Team. Das heißt, dass man die neue Idee Investoren vorstellen muss, um von ihnen das nötige Startkapital zu bekommen. Dazu gehört dann noch ein gutes Team. Denn eine tolle neue Idee, die niemand mit Leben füllt, kann auch schnell wieder zunichte gemacht werden.


	Die »Release«-Phase (die Phase, in der das neue Produkt auf den Markt gebracht wird): In diesem Moment der Gründung geht es darum, möglichst schnell zu sein. Das Produkt muss auf den Markt, bevor andere schneller sind. Erst dann kann das Start-up mithilfe von Feedback der Verbraucher Verbesserungen vornehmen. Diese wissen sowieso genau, was sie sich vorstellen, als wenn die Gründer und ihr Team alleine darüber brüten.


	Die »Morph«-Phase (die Bewährungsprobe): Hier geht es darum, das Produkt aufgrund des Feedbacks der Verbraucher möglichst schnell so anzupassen, dass es einen festen Platz auf dem Markt einnimmt. Viele tolle Ideen sind genau an dieser Stelle gescheitert, weil versäumt wurde, auf die Verbraucher zu hören und notwendige Änderungen vorzunehmen. Manchmal verlangt diese Phase der Gründung sogar, die ursprüngliche Idee komplett über den Haufen zu werfen und an einem neuen Produkt zu arbeiten.


	Die »Model«-Phase (Stabilisierungsphase): Jetzt dreht sich alles darum, das Geschäftsmodell abzusichern, etwa gegen unliebsame Konkurrenz oder rechtliche Fallstricke. Gelingt dies, kann ab diesem Moment auch ein Gewinn mit dem neuen Produkt erzielt werden.


	Die »Scale«-Phase (Wachstumsphase): In der Scale-Phase beginnt das neue Unternehmen dann zu wachsen. Das heißt aber auch, dass das Start-up in diesem Moment wieder investieren sollte. Denn dadurch, dass das Unternehmen wächst, braucht es auch mehr Angestellte und die Möglichkeit, mehr herzustellen. Auch das ist keine einfache Phase. Denn ab jetzt handelt es sich nicht mehr um ein nettes kleines Unternehmen, sondern man hat es auf einmal mit einer ausgewachsenen Firma zu tun. Auf der anderen Seite ist in dieser Zeit die Zeit gekommen, in der man mit der neuen Firma richtig Geld verdienen kann!


	Die »Harvest«-Phase (Erntephase): Endlich ist das Unternehmen an dem Punkt angekommen, von dem die Gründer (und auch die Geldgeber) von Anfang an geträumt haben: Sie ernten den Lohn ihrer Mühen und verdienen dauerhaft gutes Geld. Aber ausruhen können sie sich deswegen noch lange nicht. Sie müssen sich Gedanken darüber machen, wie alles weitergehen soll. Soll zum bestehenden Produkt noch ein ganz neues Produkt hinzukommen? Soll etwas verändert werden? Oder soll vielleicht sogar das ganze Unternehmen wieder verkauft werden? Das alles sind keine leichten Fragen, zumal in dieser Phase einer Gründung alle Entscheidungen, die die Gründer treffen, nicht mehr nur sie selbst und das ursprüngliche Team angehen, sondern auch weitere Angestellte und nicht zuletzt die Kunden.




Was genau passiert im Silicon Valley und woher kommt der Name?

Auch der Begriff »Silicon Valley« ist wohl jedem bekannt. Was steckt genau dahinter? Woher kommt der Ausdruck und was wird dort inzwischen gemacht?

Das Silicon Valley ist ein ungefähr 70 Kilometer langes Tal in der Nähe von San Francisco. Es ist in den letzten Jahrzehnten zu einem der bekanntesten und wichtigsten Hightech-Standorte der Welt geworden. Mittlerweile ist die Gegend im Westen der USA Heimat für beinahe alle bekannten IT-Unternehmen der Welt geworden: Apple, Amazon, Facebook, Alphabet (der Mutterkonzern von Google), eBay, Yahoo und einige mehr.

Der Standort all dieser Firmen wurde 1950 von der Stanford Universität gegründet, die dort einen Industriepark aufbaute. Er diente als Forschungs- und Industriegebiet für die Universität. Mit der Zeit gründeten dort immer mehr Studenten ihre ersten kleinen Hightech-Firmen. Auf diese Weise entstand ein Umfeld, in dem sich die meisten mit der Entwicklung oder Erfindung von neuen Produkten beschäftigten. Als sich die Computerindustrie weltweit immer weiterentwickelte, siedelten sich im Silicon Valley immer mehr Firmen an, die sich mit dieser Technologie beschäftigten. Gerade in den 1970er-Jahren wurde das Silicon Valley immer mehr zur Heimat jeglicher neuer Firmen und Ideen im Bereich der Hochtechnologie.

Seinen Namen bekam das Silicon Valley genau deswegen – hier wurden und werden hauptsächlich Computer und die dazugehörende Technik produziert. Also gab man der Gegend den Namen »Silicium-Tal«. Denn Silicium ist der Stoff, den man braucht, um Computer herzustellen – zumindest den Hauptteil davon, nämlich Leiterplatten. 1971 verwendete der Journalist Don C. Hoefler den Begriff als Titel für seinen Artikel über den Industriepark. So wurde das Silicon Valley letztendlich zum Namen für die ganze Gegend.

Die neuesten Entwicklungen deuten aber vielleicht sogar auf ein Ende des weltbekannten Tals hin. Denn es gibt immer mehr, namhafte und große Unternehmen, die vom Silicon Valley wegziehen. Tesla, der bekannte Hersteller von Elektroautos, ist beispielsweise Ende 2020 vom Silicon Valley nach Texas umgezogen.

Marketing – was ist das genau und wie beeinflusst es unser Kaufverhalten?

Der Begriff »Marketing« ist inzwischen wahrscheinlich jedem geläufig. Aber dass Marketing auch ein Thema der wirtschaftlichen Zukunft ist, könnte für den einen oder anderen ein ganz neuer Aspekt sein. Zuerst sollte der Begriff »Marketing« erklärt werden: Beim Marketing wird ein Produkt oder eine Dienstleistung öffentlich bekanntgemacht. Marketing ist also eine eigene Form der Kommunikation. Das heißt, über das Marketing werden die Informationen über ein Produkt oder eine Dienstleistung verbreitet. Marketing reicht sogar noch weiter. Letztendlich geht es darum, dass ein Produkt oder eine Dienstleistung so angeboten wird, dass die Bedürfnisse der Kunden bestmöglich befriedigt werden. Marketing zieht sich deshalb auch durch alle Bereiche eines Unternehmens. Marketing wird dazu eingesetzt, den Kunden dazu zu bewegen, das angebotene Produkt zu kaufen oder die angebotene Dienstleistung gegen Geld in Anspruch zu nehmen. Und genau deshalb ist Marketing ein Zukunftsthema. Früher sprach man vielleicht von Werbestrategien. Heute und in Zukunft soll Marketing den Kunden dazu bewegen, etwas haben zu wollen. Dabei umfasst der Begriff »Marketing« viele Bereiche. Es geht schon bei der Beschaffung der Grundlagen für die Produkte los, zieht sich weiter über die Art und Weise, wie ein Unternehmen geführt wird, und hört dann schließlich beim Kunden auf. Das Marketing hat sich in den letzten Jahrzehnten immer weiterentwickelt. Die Möglichkeiten, die Kunden zum Kauf zu bewegen, sind vielfältiger geworden. Sie reichen bis zu den neuesten Forschungen im Bereich der Neurologie (die Wissenschaft vom Nervensystem und Gehirn des Menschen). Bevor man in die Zukunft eintaucht, sollte man wissen, inwieweit Marketing schon heute Einfluss auf unser Kaufverhalten hat. Denn es hat sich auch bisher schon einiges verändert. Heutzutage finden die meisten Einkäufe über das Internet statt. Das heißt, dass sich auch die Firmen oder Dienstleister an dieses neue System anpassen mussten. Was früher über Litfaßsäulen, Plakate, Zeitung und Fernsehen an den Mann und die Frau gebracht wurde, wird inzwischen auf einem anderen Weg angepriesen. Man hat herausgefunden: Mehr als die Hälfte der Informationen und Überlegungen, die im Zusammenhang mit einem Kauf stattfinden, haben schon stattgefunden, bevor ein Kunde überhaupt Kontakt zu dem Verkäufer aufnimmt. Logisch: Fast jeder informiert sich über das weltweite Netz, was er da kaufen soll. In diesem Zusammenhang werden dann etwa Rezensionen studiert, also Beurteilungen von anderen, die das Produkt schon zu Hause haben. Vergleichsportale, die kostenlos und schnell viele Preise und Anbieter auflisten, die es auf dem Markt gibt, werden zu Rate gezogen. Und zu guter Letzt gibt es noch die sozialen Medien, in denen Tag und Nacht Influencerinnen und Influencer aktiv sind, um den Normalsterblichen zu zeigen, was ein moderner Mensch unbedingt braucht. Das heißt, dass die Kunden heute auf eine ganz andere Art und Weise beeinflusst und somit zum Kauf gebracht werden als noch vor ein paar Jahren. Auf diesen Zug sind die Marketing-Experten inzwischen aufgesprungen. Sie verfolgen, wie sich die Gewohnheiten der Menschen entwicklen, und reagieren entsprechend. Denn eine Litfaßsäule erreicht lange nicht so viele Menschen wie zum Beispiel ein Influencer. Deshalb ändern sich auch die Strategien (die Wege), um an einen Kunden zu kommen, beziehungsweise ihn zu beeinflussen immer wieder. Der »letzte Schrei« ist in dieser Hinsicht das sogenannte »Neuromarketing« (s. Was ist Neuromarketing?).


AN DER BÖRSE

Was sind Aktien und wie funktioniert der Aktienhandel?

Die Börse und der Aktienhandel, der dort stattfindet, sind geläufige Begriffe und die Menschen haben auch ein mehr oder weniger genaues Bild davon, wie das Ganze funktioniert. Für alle, die sich das Geschehen an der Börse eher weniger gut vorstellen können, folgt hier die Erklärung für einen genaueren Einblick:

Aktien sind Unternehmensanteile, die sich ganz leicht kaufen und wieder verkaufen lassen. Früher waren sie aus Papier, heute gibt es Aktien praktisch nur noch in elektronischer Form. Aktien kaufen und verkaufen kann jeder, der ein Wertpapierdepot bei einer Bank und damit Zugang zum Börsenhandel hat. Ein Aktionär erwirbt mit einer Aktie den Bruchteil an einem börsennotierten Unternehmen, einer Aktiengesellschaft. Mit dem Kauf verknüpft er zwei Hoffnungen: diejenige auf steigende Kurse und diejenige auf zusätzliche Einnahmen durch Gewinnausschüttungen der betreffenden Unternehmen, sogenannte Divdenden (s. Was sind Dividenden?).

Der Handelsplatz, an dem Angebot und Nachfrage aufeinandertreffen, nennt sich Börse, genauer gesagt, Wertpapierbörse. Davon gibt es mehrere, oft sogar mehrere in einem Land. Es ist dann Aufgabe des Börsenmaklers, den jeweiligen Aktienkurs festzustellen. Das muss er laufend tun, meist geschieht die Kursfeststellung heute aber mit elektronischer Hilfe oder sie läuft komplett elektronisch ab. Dabei gilt: Der Aktienkurs eines Unternehmens steigt, wenn die Nachfrage an Aktien das Angebot übertrifft, und er sinkt, wenn das Angebot größer ist als die Nachfrage. Voraussetzung für den Aktienhandel ist, dass Unternehmen sich überhaupt dafür entscheiden, an die Börse zu gehen.

Warum bringt ein Unternehmen Aktien an die Börse? Was macht einen Börsengang so attraktiv?

Ein Börsengang (oft auch IPO genannt, nach der englischen Bezeichnung »Initial Public Offering«) steht oft an, wenn ein Unternehmen gute Aussichten hat und deswegen expandieren, sich also vergrößern möchte. Dieser Ausbau kostet natürlich sehr viel Geld, das nicht jeder einfach parat hat. Also kann der Unternehmer überlegen, woher er das Geld für das geplante Wachstum bekommt. Dafür gibt es zwei Möglichkeiten:


	Er leiht sich das Geld von der Bank. Das hat den Vorteil, dass der Unternehmer alleiniger Eigentümer seiner Firma bleibt. Gleichzeitig muss er aber den Kredit, den er bei der Bank aufgenommen hat, wieder zurückzahlen, und das ist meistens mit hohen Zinsen verbunden. Er zahlt also mehr an die Bank zurück, als er sich geliehen hat.


	Die zweite Möglichkeit, an Geld zu kommen, ist die Gründung einer AG, also einer Aktiengesellschaft. In diesem Fall können sogenannte Investoren, Aktien von der Gesellschaft kaufen. Mit diesem Geld kann der Unternehmer dann wieder arbeiten. Der Nachteil besteht darin, dass die Investoren mit dem Kauf der Aktien einen Teil des Unternehmens erwerben. Sie sind dann Miteigentümer der Aktiengesellschaft – das heißt die Firma gehört dem Unternehmer nicht mehr allein.




Hat sich der Unternehmer dafür entschieden, eine AG zu gründen, wird zuerst der Gesamtwert der Firma geschätzt, denn danach richtet sich später auch der Preis für die Aktien. Ist dieser ermittelt, können Aktien zum Verkauf gestellt werden. Der Unternehmer überlegt sich aber vorher noch, welchen Anteil des Unternehmens er überhaupt hergeben will. Denn wenn er mehr als die Hälfte verkauft, kann er nicht mehr allein entscheiden, wer das Unternehmen führt und wie es zu führen ist. Deshalb stellen viele Unternehmen nur Aktien bis zu 49 Prozent des Gesamtwertes zum Kauf zur Verfügung. Auf diese Weise behält der Unternehmer die Aktienmehrheit, also 51 Prozent. So hat er weiterhin den größten Einfluss und kann die meisten Entscheidungen selbst treffen. Die Aktionäre haben allerdings entsprechend ihrer Aktienanteile ein Mitspracherecht, von dem sie auf einer einmal im Jahr stattfindenden Aktionärsversammlung Gebrauch machen können. Übrigens heißt diese jährliche Aktionärsversammlung auch Hauptversammlung. Dort stimmen die Aktionäre in der Regel auch über die sogenannte Dividende ab, das ist eine Beteiligung am Gewinn der AG. Dazu gleich mehr im nächsten Abschnitt.

Was sind Dividenden?

Der Begriff »Dividende« stammt von dem lateinischen Wort »dividendum«, was so viel wie »das zu Teilende« heißt. Dieses Wort sagt eigentlich schon alles. Dividenden sind die Gewinnbeteiligungen von Aktionären – also von Menschen, die Aktien haben. Die Unternehmen, deren Aktien man kaufen kann, entscheiden je nach Situation, ob sie Dividende ausschütten oder nicht. Der Vorstand macht auf der Hauptversammlung einen Vorschlag zur Dividendenhöhe – und in der Regel stimmen die Aktionäre diesem Vorschlag auch zu. Wenn das der Fall ist, werden die Dividenden deutscher AGs einmal im Jahr, immer am Tag nach der Hauptversammlung ausgezahlt. Bei AGs aus anderen Ländern, etwa aus den USA oder England, kann es bis zu vier Ausschüttungstage pro Jahr geben. Natürlich bekommen nur diejenigen Aktionäre eine Dividende, die die jeweilige Aktie am Tag der Hauptversammlung bzw. an den ansonsten geltenden Stichtagen (»Record Days«) auch gehalten und nicht etwa vorher verkauft haben. Aber warum schütten Unternehmen ihre Gewinne aus? Die Antwort ist ganz einfach: Mit dieser Strategie können sie ihre Aktionäre besser an ihre Firma binden, beziehungsweise neue Anleger dazugewinnen. Denn diejenigen, die die betreffenden Aktien gekauft haben, haben das ja in der Hoffnung auf gute Unternehmensgewinne gemacht. Und zum anderen locken regelmäßige und hohe Dividenden auch wieder neue Anleger an, die dann auch wieder Geld einbringen. Die Dividende ist sozusagen das Aushängeschild eines Unternehmens. Idealerweise wird ein Teil des Unternehmensgewinns an die Aktionäre ausgeschüttet und ein anderer Teil verbleibt im Unternehmen und wird in weiteres Wachstum investiert.

Was ist »normaler« Börsenhandel, was ist Trading?

An der Börse handeln die unterschiedlichsten Menschen mit den unterschiedlichsten Zielen. Die einen streben nach langfristigen Gewinnen und kaufen Aktien und andere Wertpapiere in der Absicht, sie lange zu halten. Sie hoffen, durch einen stetigen Wertzuwachs ihrer Aktien und vielleicht auch durch laufende Gewinnausschüttungen ihr Vermögen zu vergrößern. Andere Börsenteilnehmer sind da weniger geduldig. Sie spekulieren auf kurzfristige Gewinne und kaufen und verkaufen binnen weniger Tage, Wochen oder sogar Stunden. Meistens handeln sie auch nicht (nur) mit Aktien, sondern mit anderen Anlageinstrumenten, sogenannten Derivaten (s. Was sind Derivate?). Solche Derivate können beispielsweise die Kursentwicklung einer Aktie »hebeln«, also vervielfältigen. Bei einer sehr kurzen Haltedauer spricht man vom »Daytrading«. Es bezieht sich, wie der Name schon sagt, auf einen Tag. Hier werden die Wertpapiere an einem Tag ge-und auch gleich wieder verkauft. Manchmal dauert das Daytrading allerdings noch nicht einmal diesen einen Tag. Es gibt Trades, in denen Kauf und Verkauf binnen Stunden, Minuten und sogar Sekunden abgeschlossen sind. Daytrader sind echte Spezialisten in ihrem Bereich. Sie setzen auf stark schwankende Kurse. Das nennt man auch Volatilität. Auf diese Schwankungen wird dann gewettet und wenn man Glück hat und die Richtung sowie womöglich das Ausmaß der Schwankung richtig vorhersagt, dann kann man in diesem Bereich sehr schnell, sehr viel Geld verdienen. Leider wird aber genau diese Verlockung auch für viele Trader immer zum finanziellen Verhängnis. Denn wer sich in diesem Bereich des Handelns nicht wirklich gut auskennt oder von einer unabsehbaren Börsenentwicklung kalt erwischt wird, kann auch riesige Verluste einfahren.

Und was sind Devisen?

Devisen sind Guthaben, die man in einer anderen Währung hat. Man könnte auch sagen: Ein Anspruch auf eine Geldzahlung in einer fremden Währung. Wenn man als Europäer zum Beispiel eine Anleihe (s. Was sind Anleihen?) in US-Dollar kauft, dann hat man sein Geld in einer fremden Währung angelegt, also in Devisen. Man kann sein Geld auch mithilfe eines Fremdwährungskontos in der Währung eines anderen Landes anlegen. Aber auch Wechsel, die auf eine fremde Währung lauten, fallen unter den Begriff »Devisen«. Devisen sind gerade für Menschen interessant, die in einem Land leben, in dem die Währung nicht immer sehr stabil ist. Indem sie das Geld in einer anderen Währung anlegen, die stabiler ist als diejenige im eigenen Land, können sie ihr Erspartes davor schützen, dass es früher oder später der Inflation (s. Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?) zum Opfer fällt. Devisen sind also ein gutes Mittel, um sein Erspartes aufzubewahren, wenn die Währung des eigenen Landes nicht die Beste ist. Doch Devisen können nicht nur das Ersparte erhalten. Wenn man in die richtigen Devisen investiert, kann man damit durchaus auch einen Gewinn erzielen. Wenn man falsch liegt, sind allerdings auch Verluste möglich.

Zum Beispiel der Schweizer Franken. Er ist eine der stabilsten Währungen weltweit. Deshalb haben auch viele Europäer während der Eurokrise (s. Was war los bei der Eurokrise?) ihr Geld in Schweizer Franken angelegt. Weil dann auf einmal so viele den Schweizer Franken haben wollten, ist sein Kurs damals auch noch gestiegen, sodass diejenigen, die Devisen in Franken gekauft hatten, einen Gewinn erzielen konnten.

Viele spekulieren mit Devisen. Als Anleger hoffen sie darauf, dass die Währung, in die sie gerade ihr Geld stecken, im Vergleich zur eigenen Währung noch steigen wird. Wenn das der Fall ist, haben die betreffenden Spekulanten auf den richtigen Kurs gesetzt und können so, je nachdem wie viel sie angelegt haben, richtig viel Geld erwirtschaften. Logischerweise kann die Sache aber auch in die andere Richtung laufen. In dem Fall kann sehr viel Geld in sehr kurzer Zeit weg sein.

Apropos Devisen – was ist Forex?

Sobald man sich mit Devisen beschäftigt, stolpert man immer wieder über den Begriff »Forex«. Was ist das und um was geht es dabei? Forex ist die Abkürzung für »Foreign Exchange«. Kurzgefasst ist es nicht anderes als der Handel mit Währungen – also mit Devisen. Der Foreign Exchange (Austausch von Fremdwährung) findet sogar schon dann statt, wenn man gar nichts davon weiß. Denn in dem Moment, in dem man eine Reise in ein Land mit einer anderen Währung unternimmt und dort etwa mit Kreditkarte zahlt, hat man schon die kleinste Form eines Forex-Geschäftes getätigt. Dass das aber natürlich nicht der Hauptpunkt beim Forex ist, ist logisch. Der meiste Handel mit Währungen findet in der Wirtschaft statt, also zwischen Banken und Unternehmen, die weltweit Geschäfte machen. Das passiert zum Beispiel dann, wenn ein Unternehmen etwa in China die Rohstoffe einkauft und mit Arbeitskräften in China etwas herstellt, es dann aber an die EU, beziehungsweise in der EU verkauft. In diesem Fall hat es am Ende mit zwei Währungen zu tun: mit derjenigen, die in dem Land gültig ist, in dem das Produkt hergestellt wird, und mit der, die es in dem Land gibt, in dem die Ware dann verkauft wird. Da so etwas jeden Tag passiert, ist der Forex-Markt einer der wichtigsten Märkte der Welt. Im Jahr 2020 wurden dort Devisen in einer Höhe von 6,6 Billionen Dollar gehandelt. Wie funktioniert der Forex-Markt also genau? Der Forex-Markt hat zwei Besonderheiten: 1. Es gibt auf der ganzen Welt so viele Anbieter und Käufer, dass es praktisch unmöglich ist, keinen Handelspartner zu finden. 2. Der Forex-Markt ist im Gegensatz zur normalen Börse 24 Stunden geöffnet – und das an sieben Tagen in der Woche. Denn die Börsen in den verschiedenen Ländern schließen, wenn der Handelstag vorbei ist. Forex-Trading findet immer irgendwo auf der Welt statt, unabhängig von den Zeitzonen.

Der Forex-Handel, also der Handel mit Währungen, findet immer nur in Paaren statt. Logisch, denn wenn man eine Währung wechselt, braucht man eine andere dazu, in die man wechseln kann. Dabei ist die erste Währung die sogenannte »Basiswährung« und die zweite dann die »Notierungswährung«. Der Kurs eines Währungspaares zeigt an, wie viele Einheiten der Notierungswährung nötig sind, um dafür eine Einheit der Basiswerbung zu bekommen. Beim Handel mit Währungen kommt es also auf den Kurs an, zu dem man die andere Währung kauft oder verkauft. Wenn man Glück hat, kann man das, was man an einem Tag günstig eingekauft hat, am nächsten Tag wieder etwas teurer verkaufen. Andersherum kann das Ganze aber natürlich auch passieren. International agierende Unternehmen sind im Forex-Handel oft aktiv, um sich gegen Währungsrisiken abzusichern. Denn sie müssen beispielsweise im Herstellungsland die Löhne der Mitarbeiter in der heimischen Währung zahlen. Ihre Erlöse erzielen sie aber ganz oder teilweise in einem anderen Land beziehungsweise Währungsraum. Da müssen sie sicherstellen, dass ein plötzlicher Wertverlust der betreffenden Währung nicht plötzlich dazu führt, dass sie die Löhne im Herstellungsland nicht mehr zahlen können.

Es gibt aber auch Menschen und Institutionen, die den Forex-Handel betreiben, um einen Gewinn aus den Schwankungen der Währungskurse zu erzielen. Die Kurse der jeweiligen Währungen werden durch Angebot und Nachfrage bestimmt. Das heißt, wenn zum Beispiel in den USA eine große Nachfrage nach dem Euro herrscht, dann steigt der Kurs des Euro.

Wer als Spekulant wirklich erfolgreich im Bereich des Forex-Tradings sein möchte, muss sich aber eigentlich Jahre lang mit diesem Markt beschäftigen. Obwohl oft gesagt wird, dass im Grunde jeder einfach loslegen kann und in der Werbung auch oft noch ein sicherer Erfolg in Aussicht gestellt wird, sieht es in der Wirklichkeit meistens anders aus. Experten können mit dem Forex-Trading womöglich viel Geld verdienen, normale Anleger sollten aber besser die Finger davon lassen.

Und noch ein »D« – was sind Derivate?

So wie es aussieht, wimmelt es an der Börse nur so von den großen »Ds«. Sehen wir uns das nächste an – die Derivate: Der Begriff kommt auch aus dem Lateinischen: »Derivatus« bedeutet »abgeleitet«. Ein Derivat ist ein Finanzprodukt, das von einem anderen Finanzprodukt abgeleitet ist, dem sogenannten Basiswert. Basiswerte sind zum Beispiel Wertpapiere wie Aktien oder Anleihen. Auch ein Börsenindex wie der Dax oder der Dow Jones kann als Basiswert dienen. Es kann aber auch ein Edelmetall wie Gold oder ein Rohtstoff wie Öl sein. Ein Derivat hat als Wertpapier bzw. Anlageform keinen eigenen Wert, sondern seine Entwicklung hängt ab vom Basisprodukt, auf das es sich bezieht. Dabei gibt es die unterschiedlichsten Möglichkeiten: Es gibt Derivate, die sich genau gleich entwickeln wie der Basiswert. Es gibt Derivate, die steigen, sobald der Basiswert fällt, und umgekehrt. Es gibt Derivate, die jede Kursänderung des Basiswerts »hebeln« also vervielfachen (s. Was ist eine Hebelwirkung?). Und es gibt Derivate, die das auch unter umgekehrten Vorzeichen vollziehen, also um ein Vielfaches steigen, wenn der Kurs des Basiswerts steigt, und anders herum. Inzwischen gibt es ungefähr eine Million verschiedene Derivate. Sie werden über die Banken und über die Börse gehandelt. Für eine bestimmte Kategorie, sogenannte Terminkontrakte und Optionen (s. Was sind Terminkontrakte (Futures) und Optionen?), gibt es sogar eigene Börsen, an denen nur solche Derivate gehandelt werden. Letztendlich ist es mit den Derivaten ähnlich wie mit einem Wettschein – man kann mit ihnen auf steigende oder auf fallende Kurse setzen.

Die Anleger sichern sich durch Termingeschäfte gegen die Preisschwankungen der Basiswerte ab. Bei den Derivaten gibt es aber auch eine dunkle Seite. Denn mit Derivaten wird im großen Umfang spekuliert. Die Anleger setzen in diesem Fall auf steigende oder fallende Kurse, kaufen dabei aber nur Derivate, keine »echten« Basiswerte ein. Das heißt, es gibt mittlerweile viel mehr Absicherungen, oder Wetten, als echte Geschäfte. Weltweit werden inzwischen Derivate für ca. 700 Billionen Dollar gehandelt! Das ist mehr als das Zehnfache der gesamten Wirtschaftsleistung der Welt! Daran kann man sehen, dass es am weltweiten Markt viel mehr Menschen gibt, die wetten (spekulieren), als solche, die sich mit den Derivaten wirklich nur absichern wollen. Es gab immer wieder extreme Probleme mit dem Handel von Derivaten. Zum Beispiel wurde eine Zeit lang den Banken vorgeworfen, dass sie mit Lebensmittelpreisen spekuliert hatten. Das führte dazu, dass diese Preise so anstiegen, dass sich die Menschen in ärmeren Ländern plötzlich beinahe gar keine Lebensmittel mehr leisten konnten.

Das Problem an Derivaten ist, dass es sich dabei mitunter um das Komplizierteste handelt, was die Finanzwelt zu bieten hat. Und dass es ein sehr zweischneidiges Schwert sein kann, wenn man damit handelt. Denn man kann den Derivathandel ganz vorsichtig und umsichtig betreiben – oder man begibt sich damit in die Teufelsküche der Wirtschafts- und Finanzwelt.

Was sind Terminkontrakte (Futures) und Optionen?

Zu den häufigsten Derivaten gehören die sogenannten Terminkontrakte (»Kontrakt« ist ein anderes Wort für »Vertrag«). Das Prinzip ist einfach: Wenn Herr Meier der festen Überzeugung ist, dass die Preise für Gold im kommenden Jahr bis zum Frühling sicher noch steigen werden, kauft er sich zum Beispiel bei Frau Weber das Recht, beispielsweise Ende März eine gewisse Menge Gold für einen bestimmten Preis kaufen zu können. Denn Frau Weber ist der festen Überzeugung, dass die Goldpreise bis zum Frühling hin wieder sinken werden. Wenn dann der vereinbarte Termin Ende März kommt und die Goldpreise doch gestiegen sind, kann Herr Meier trotzdem zu dem vereinbarten Preis die vereinbarte Menge Gold von Frau Weber kaufen. Ganz egal wie sehr sich Frau Weber darüber ärgern mag: Sie muss ihr Gold für weniger als den dann herrschenden Marktpreis an Herrn Meier verkaufen. Umgekehrt macht Herr Maier ein schlechtes Geschäft und Frau Weber ein gutes, wenn der Goldpreis tatsächlich gesunken ist.

Eigentlich wurden die Derivate einmal erfunden, damit die Bauern sich den Preis für ihre Ernte im Voraus sichern konnten. Der Bauer hat in dem Fall mit einem Händler schon im Frühjahr ausgemacht, für wie viel Geld der Händler dann im Herbst eine bestimmte Menge an z.B. Weizen kaufen konnte. Auf diese Weise wusste der Bauer schon im Voraus, was ihm nach der Ernte an Erlös bleiben würde. Der Händler hingegen spekuliert darauf, dass der Weizenpreis zu diesem Zeitpunkt höher liegt als das, was er mit dem Bauern vereinbart hat. Dann könnte er den Weizen mit Gewinn verkaufen. Weil bei solchen Geschäften die Preise im Voraus für einen ganz bestimmten Termin vereinbart werden, nennt man das Ganze auch »Termingeschäft«. Und weil es sich um eine Art vorgefertigten Liefervertrag mit standardisierten Mengen und Lieferbedingungen handelt, spricht man auch von »Terminkontrakt« (also »Vertrag«).

Im Englischen heißen Terminverträge übrigens »Futures«, auch das ist ein Hinweis darauf, dass der eigentliche Kaufzeitpunkt in der Zukunft liegt.

Gehen wir noch einmal zurück zum Beispiel mit der Weizenernte: Angenommen, der Bauer wollte sich die Möglichkeit offenhalten, den Weizen nach der Ernte zum Marktpreis zu verkaufen, wenn dieser gestiegen ist. Auch das geht: Und zwar mit einem »bedingten Terminkontrakt«. Man spricht hier von sogenannten Optionen. Wer die Option kauft, hat die Wahl. Er kann die Ware (hier: denn Weizen) zum Fälligkeitszeitpunkt zum vereinbarten Preis liefern oder auch nicht. Der Verkäufer der Option hat keine Wahl: Er muss tun, was der Käufer ihm diktiert, sprich er muss »stillhalten« (deshalb heißt der Verkäufer einer Option auch »Stillhalter«). Völlig klar ist: Der Bauer wird seine Ernte natürlich nur an den Stillhalter verkaufen, wenn der Marktpreis zum Erntezeitpunkt unter dem vereinbarten Preis liegt. Liegt er darüber, dann verkauft er seinen Weizen lieber am Markt. Warum sollte sich ein Stillhalter auf ein solches Geschäft einlassen? Weil er für jedes Optionsgeschäft eine gewisse Prämie bekommt, die er stets einstreicht, egal wie das Geschäft für ihn ausgeht. Diese Prämie ist sozusagen der Preis, den der Bauer für die Absicherung gegen einen Preisverfall zahlt und für die Möglichkeit, bei günstiger Entwicklung doch noch zum höheren Marktpreis verkaufen zu können. Die Prämie ist umso höher, je wahrscheinlicher das Geschäft zu Ungunsten des Stillhalters ausgeht.

Terminkontrakte und Optionen werden übrigens an anderen Börsen gehandelt wie Aktien. Nicht über klassische Wertpapierbörsen läuft der Handel, sondern über Terminbörsen wie die CME (Chicaco Merkantile Exchange) oder Eurex.

Was ist eine Hebelwirkung?

Die meisten Terminkontrakte und Optionen (s. Was sind Terminkontrakte (Futures) und Optionen?), aber auch andere Derivate (s. Und noch ein »D« – was sind Derivate?), haben einen »Hebel«. Denn gehandelt wird dabei nicht mit dem gesamten Lieferumfang des Basiswerts (zum Beispiel der vereinbarten Menge an Gold oder Weizen oder der vereinbarten Stückzahle einer bestimmten Aktien), sondern es wird nur ein Bruchteil von dessen Wert als Sicherheit hinterlegt. Dann kommt es auf die Preisentwicklung an.

Das heißt, der Anleger setzt nur vergleichsweise wenig Geld ein. Bezogen auf diesen Einsatz ist die Wirkung von Preisveränderungen beim Basiswert dann sehr groß. Er beträgt oft ein Vielfaches der Preisveränderung, die der Basiswert selbst vollzieht. Das Ganze funktioniert wie ein Hebel, den man zum Beispiel an etwas Schweres anlegt, um es trotz geringer Körperkraft hochheben zu können. Mit bloßen Händen würde man das nicht schaffen. So weit so gut, das hört sich ja alles toll an. Der Anleger gibt wenig Geld aus. Wenn der Preis des Basiswerts bis zum vereinbarten Termin in die gewünschte Richtung läuft, verdreifacht, verzehnfacht oder verhunderfacht sich sein Einsatz und er bekommt dann eine tolle Ausschüttung. Das ist verlockend. Wenn alles gut läuft, kann der Anleger mit sehr wenig Einsatz sehr viel verdienen. Aber wie das mit allen Geschäften an der Börse und dem schnellen Geld so ist: ohne Risiko kein Gewinn. Wenn die Rechnung mit den steigenden oder fallenden Kursen, auf die man gesetzt hat, dann aber doch nicht aufgeht, weil sich die Kurse nun mal anders entwickeln, kann es im umgekehrten Fall auch böse ausgehen. Denn dann verliert der Anleger nicht nur sein eingesetztes Geld (Kapital), sondern er muss manchmal sogar noch Geld nachschießen, wenn sein Einsatz aufgebraucht ist. Zumindest aber ein Totalverlust ist möglich. Kurz gesagt: Wenn man von etwas profitieren will – also einen Vorteil haben möchte – dann muss man auch die Folge ertragen, wenn die Sache in die falsche Richtung läuft. Wenn es schlecht läuft, muss der Anleger, nachdem er schon seinen ganzen Einsatz verloren hat, auch noch seine Schulden abzahlen. Im schlimmsten Fall zahlt der Anleger für einen großen Hebel auch extrem große Schulden ab.

Wofür stehen Bulle und Bär?

Sobald man sich mit dem Thema »Börse« etwas näher beschäftigt, stößt man auf etwas, was durchaus für Verwirrungen sorgen kann – Tiere! Immer wieder begegnen einem im Zusammenhang mit den Aktienkursen der Bulle und der Bär. Was haben die beiden Tiere mit der Börse, beziehungsweise mit den Aktienkursen zu tun?

Der Bulle steht als Symbol für die Stimmung an der Börse. Der Bulle ist immer dann im Spiel, wenn die Kurse steigen. Der Bär steht für die schlechte Variante – die fallenden Kurse. Aber warum gerade Bulle und Bär? Wie kam man darauf? Das Ganze hat etwas mit der Art zu tun, wie die Tiere kämpfen: Der Bulle stößt mit seinen Hörnern immer von unten nach oben und steht deshalb für den Aufwärtstrend, für den Kampf nach oben, nach vorn – letztendlich für steigende Kurse. Bären sind dagegen eher träge und wenn sie sich wehren, benutzen sie dazu ihre Pranken, mit denen sie von oben nach unten schlagen. Sie sind das Symbol für fallende Kurse.

Aber was ist der Ursprung für den Vergleich Bulle und Bär? In der Realität treffen die beiden Tiere doch eher selten aufeinander, und selbst wenn das geschieht, gehen sie sich meistens aus dem Weg. Zu Zeiten des Goldrausches im 18. und 19. Jahrhundert in Amerika war es für die Menschen eine Art »Unterhaltung«, einen Bären an einem Baum festzubinden und einen Bullen auf ihn loszulassen. Bei diesen Kämpfen entstand die Beobachtung, dass der Bulle immer von unten nach oben und der Bär von oben nach unten kämpft. So entstand die Bezeichnung, dass etwas »bullisch« ist, wenn es sich nach oben kämpft, und »bärisch«, wenn es nach unten »drückt«.

Vor dem Gebäude der Frankfurter Wertpapierbörse sind beide Tiere in Form von lebensgroßen Bronzestatuen aufgestellt. In New York dagegen gibt es nur den Bullen, der vor den Toren der Börse der NYSE (New York Stock Exchange) postiert ist.

Was hat es mit SPACs auf sich?

An der Börse herrscht immer rege Geschäftsamkeit, deshalb ist es auch nicht verwunderlich, wenn immer wieder neue Ideen für einen großen Aufschwung sorgen. Genau das passiert gerade mit den sogenannten Spacs. In den USA sind sie zurzeit die gefragteste Art, um Geld an der Börse anzulegen, und langsam schwappt diese Modewelle auch nach Europa über. Doch wie bei jeder Mode stellt sich die Frage, ob die Geschäfte mit den SPACs auch wirklich halten, was sie versprechen, oder ob sie nur kurz boomen (dröhnen, brausen).

Aber was sind SPACs denn überhaupt? SPAC ist die Abkürzung für »Special Purpose Aqiusition Company«, übersetzt könnte man auch »Mantelfirma« dazu sagen. Spacs sind Unternehmen, die keiner wirklichen Tätigkeit nachgehen, so wie andere Firmen, die zum Beispiel Waren herstellen. SPACs sind Firmen, die Gelder von Anlegern einsammeln, um damit dann später eine andere, »echte« Firma aufzukaufen. Spacs werden üblicherweise an die Börse gebracht (s. Warum bringt ein Unternehmen Aktien an die Börse?), denn auf diese Weise ist es besonders einfach, bei den Anlegern Geld einzusammeln. Wenn dadurch genügend Geld (Kapital) zusammengekommen ist, wird ein Unternehmen gesucht, das passend erscheint, um das Geld zu investieren. Dieses Unternehmen wird dann aufgekauft. Das heißt, die Anleger geben einer virtuellen Firma Geld und wissen oft nicht, was am Ende davon gekauft wird. Damit sie aber keinen Schaden erleiden, wenn doch nichts »eingekauft« wird, können sie ihr Geld mit Zinsen wieder zurückbekommen, wenn nicht innerhalb von 24 Monaten ein passendes Unternehmen zum Kauf gefunden wird. Das ist möglich, weil das Geld der Anleger, bis ein passendes Unternehmen zum Kauf gefunden wurde, in andere börsennotierte Wertpapiere, in der Regel Anleihen (s. Was sind Anleihen?), angelegt wird, die sich schnell wieder abstoßen lassen. Das hört sich alles fast zu gut an, um wahr zu sein. Und natürlich hat auch dieses Börsengeschäft seine Tücken. Denn zum einen hat ein Anleger oft keine Chance, sich über ein Unternehmen zuerst zu informieren, bevor er sein Geld dort anlegt. Zum anderen wird sehr häufig in Start-up-Unternehmen (s. Was ist ein Start-up-Unternehmen?) investiert, aus denen dann aber letztendlich doch nicht immer eine solide, gewinnträchtige Firma wird. Und damit wäre das angelegte Geld dann weg. Der Anleger gibt also einem Investor sein Geld und schenkt ihm gleichzeitig sein volles Vertrauen, dass derjenige schon das Richtige tun werde.

Auf der anderen Seite ist es aber auch sehr interessant, wenn eine Übernahme klappt. Denn wenn zuvor erklärt wurde, worum es dem Investor geht, wenn die Firma übernommen wird, kann sich der Anleger überlegen, ob das in seinem Sinne ist oder nicht. Die SPAC-Initiatoren sind oft bekannte Persönlichkeiten. Stimmen die Vorstellungen von Anlegern und SPAC-Initiatoren überein, hat man sozusagen auch als Anleger die Chance, in einer spannenden Branche oder einem spannenden Zukunftsmarkt Geld zu verdienen, denn die Ziele waren dann ja schon vor der Übernahme klar. Auf diese Weise kann man Teilhaber eines neuen Unternehmens sein, den Weg mitgehen, von dem man denkt, es sei der richtige.

2020 sind in den USA mehr SPACs an die Börse gegangen als »echte« Unternehmen. Inzwischen stellen die SPACs sogar einen Anteil von bis zu 30 Prozent aller Börsengänge und so, wie es im Moment aussieht, könnte das in Europa auch bald der Fall sein.

Was sind Spekulationsblasen?

Wer denkt, dass die Spekulationsblasen Teil der modernen Börsenwelt sind, hat damit zwar durchaus Recht, aber es gab auch schon im 17. Jahrhundert Spekulationsblasen; sie hatten nur nicht die heute gängige Bezeichnung. Ein gutes Beispiel dafür kommt aus Holland. Im 17. Jahrhundert waren Tulpen äußerst begehrte Pflanzen, jeder wollte die schönen Gewächse zu Hause haben. Die große Nachfrage führte dazu, dass die Preise für Tulpenzwiebeln stiegen. Denn sie müssen schließlich erst einmal produziert werden, also wachsen. Das ging nicht so schnell, um die gesamte Nachfrage abzudecken, also wurden sie ein kostbares Gut und damit immer teurer. Das Ganze nahm einen so schnellen Lauf, dass man damals sagte: »Für drei Tulpenzwiebeln bekommst du ein ganzes Haus!« Die Menschen kauften immer mehr Tulpenzwiebeln, weil sie darauf hofften, sie könnten diese rasch zu einem noch höheren Preis weiterverkaufen – das heißt, sie »spekulierten« (hofften) auf einen großen Gewinn. Irgendwann war aber ein Punkt erreicht, als die Nachfrage nach Tulpenzwiebeln sank. Tulpen waren keine Mangelware mehr oder zumindest als Luxusgut nicht mehr so gefragt wie vorher. Im Gegenteil, die Lage kippte hin zu einem Überangebot von Tulpen. Auf einmal gab es mehr Tulpenzwiebeln, als die Menschen haben wollten. Das Ergebnis war, dass die Preise für Tulpenzwiebeln in sehr kurzer Zeit einbrachen. Denn alle, die Tulpenzwiebeln besaßen, wollten sie noch schnell verkaufen, solange sie noch etwas wert waren. Auf diese Weise wurde der Markt überflutet. Die Tulpenzwiebeln waren mehr oder weniger wertlos, die Spekulationsblase war geplatzt. Wer es noch schaffte, seine Zwiebeln vor dem Moment zu verkaufen, an dem die Spekulationsblase platzte, hatte sehr viel Geld verdient. Das gelang aber nur wenigen. Die meisten hofften auf noch mehr Gewinn, wenn sie mit dem Verkauf nur noch ein wenig länger warteten. Doch daraus wurde dann leider nichts. Sie blieben auf den dann wertlosen Tulpenzwiebeln sitzen und hatten dadurch manchmal ihr gesamtes Vermögen verloren.

Genau das, was damals mit den Tulpenzwiebeln passiert war, hat sich im Lauf der Geschichte immer wieder zugetragen und es geschieht noch heute. Es gab Spekulationsblasen in Bezug auf verschiedenste Produkte und Geldanlagen wie zum Beispiel Immobilien oder Aktien. Am Ende passiert aber immer das Gleiche: Die Menschen kaufen aus bestimmten Gründen, meistens weil zu einer bestimmten Zeit gerade ein bestimmtes Produkt als sichere Geldanlage erscheint, immer mehr von etwas ein. Die Preise steigen, weil die Nachfrage steigt, und immer mehr Menschen greifen auch zu gestiegenen und später überhöhten Preisen zu, weil sie auf weitere Preissteigerungen hoffen. Irgendwann platzt eine solche Spekulationsblase. Diejenigen, die schnell genug verkauft haben, konnten damit sehr viel Geld verdienen. Die anderen bleiben aber auf etwas sitzen, was dann keiner mehr haben will.

Eine Spekulationsblase beruht also auf der Hoffnung – oder Spekulation, dass ein bestimmtes Investment viel Gewinn bringen wird. Diese Blase platzt, weil zu viele die gleiche Hoffnung hatten und mit ihrem Geld die gleichen Investments getätigt haben.

Was ist ein Fonds?

Ein Fonds ist im Grunde ganz kurz und einfach zu erklären: Er funktioniert wie ein Topf. In diesen Topf legen viele verschiedene Menschen – in diesem Fall nennt man sie »Anleger« – ihr Geld, um dann zusammen in bestimmte Dinge zu investieren (das Geld anzulegen, in der Hoffnung, dass es sich vermehrt). Genauer gesagt ist ein Fonds ein Paket von mehreren verschiedenen Aktien oder sonstigen Wertpapieren, die zu einem Paket zusammengeschnürt werden. Das hat auch einen bestimmten Grund: Die Anleger sind auf diese Weise besser davor geschützt, ihr Geld nicht zu verlieren, als wenn sie ihr Geld nur in eine Aktie anlegen würden. Denn das ist klar: Wenn man sein ganzes Geld auf eine Karte setzt, kann es passieren, dass am Ende alles verloren geht, wenn mit dieser einen Karte, oder besser gesagt Aktie, etwas schiefläuft. Genau aus diesem Grund hat man Fonds ins Leben gerufen. Außerdem haben Fonds noch einen anderen großen Vorteil: Würde ein Anleger selbst verschiedene Aktien kaufen, um sein Verlustrisiko zu mindern, dann müsste er sich mit all diesen andauernd beschäftigen und ihren Börsenkurs immer im Auge behalten. Denn ansonsten bestünde die Gefahr, nicht schnell genug zu reagieren, sollte sich der Markt für seine Aktien verschlechtern. Genau das kann ihm aber nicht passieren, wenn er in einen Fonds investiert hat. Hier werfen, wie gesagt, viele Anleger ihr Geld in einen Topf. Den Kauf von Aktien oder anderen Wertpapieren übernimmt dann das Fondsmanagement – und es kann dabei viel breiter streuen. Weil das Fondsmanagement die gekauften Geldanlagen ständig überwacht, können die Anleger einigermaßen sicher sein, dass nicht allzu viel passiert – selbst wenn eines der Wertpapiere im Fonds einmal nicht so gut läuft. Ein Fondsmanager ist ein Spezialist, der den Fonds und die Börse immer genau im Blick hat und weiß, wann er was kaufen oder verkaufen muss, um den Gewinn des Fonds zu vergrößern. Durch die Fondsgebühren bekommt er sozusagen ein Gehalt, beziehungsweise einen Lohn von den Anlegern dafür, dass er den Fonds verwaltet und im besten Fall Gewinn dabei erzielt. Einen solchen Geldanlage-Spezialisten könnte sich sonst nicht jeder leisten – durch den Fondskauf wird das aber erschwinglich, weil ganz viele Fondskäufer sich die Kosten teilen.

Hedgefonds – was steckt dahinter und was hat das mit Leerverkäufen und Heuschrecken zu tun?

Dass der Hedgefonds auch etwas mit einem Fonds zu tun hat, verrät schon der Name. Das heißt, dass ein Hedgefonds ähnlich wie ein »normaler« Fonds funktioniert: Es gibt Anleger, die ihr Geld in den Fonds einbringen. Und ein Fondsmanager verwaltet den Fonds und damit das Geld der Anleger. Kommen wir zu den Unterschieden: Ein Hedgefonds ist im Gegensatz zum normalen Fonds nicht für jeden zugänglich, sondern meist nur für Superreiche. Er wird deshalb auch nicht so streng kontrolliert, wie ein normaler Fonds. Daraus ergibt sich, dass der Manager eines Hedgefonds viel mehr Freiheiten hat, wenn es darum geht, die Fondsgelder anzulegen. Der Hedgefonds ist sozusagen die aggressive Form eines Fonds. Daher kommt auch die Bezeichnung »Heuschrecke«. Hedgefonds kaufen oft kleinere Unternehmen, zerschlagen sie, verkaufen die begehrtesten Teile davon mit großem Profit und ziehen dann weiter zu anderen Unternehmen. In diesem Fall ist der Hedgefonds nur auf den Gewinn aus, den er kurzfristig aus dem jeweiligen Unternehmen ziehen kann. Was danach mit dem Unternehmen passiert, ist dem Hedgefonds dann egal. Genauso machen es die Heuschrecken auch, sie ziehen von einem Feld zum nächsten, fressen alles leer und ziehen dann weiter. Nicht umsonst wurden sie damit schon in der Bibel als Plage bezeichnet.

Ein Hedgefonds verdient häufig auch im großen Umfang mit Leerverkäufen Geld, was den klassischen Fonds nicht erlaubt ist. Was sind Leerverkäufe? Im Grunde ist es ganz einfach: Man leiht sich gegen eine bestimmte Gebühr eine Aktie und verkauft sie dann. Was sich mehr oder weniger unmöglich anhört, ist an der Börse gang und gäbe. Sobald man die Aktie verkauft hat, wartet man darauf, dass sie an Wert verliert. Leerverkäufe geschehen oft in Reaktion auf Gerüchte oder Vorahnungen, dass es der betreffenden Aktiengesellschaft nicht so gut ginge. Dann werfen die Aktionäre die Aktien schnell und günstig auf den Markt, in der Angst vor weiteren Kursverlusten. Wenn der Kurs gefallen ist, kauft der Leerverkäufer die betreffende Aktie günstiger zurück und gibt sie dem ursprünglichen Eigentümer wieder. Damit gehört ihm der Unterschied zwischen dem Preis, zu dem er sie verkauft hat und dem Preis, zu dem er sie später wieder gekauft hat. Nach Abzug der Leihgebühr ist das ein schönes Geschäft, wenn die Kurse fallen. Es kann aber börsennotierten Unternehmen einen ziemlichen Schaden zufügen, wenn deren Aktienkurse auf breiter Front purzeln oder gar noch Gerüchte gestreut werden, die ihrem Ruf schaden. Oft sind sie dadurch nachhaltig geschwächt, während der Leerverkäufer gleichzeitig selbst ziemlich viel Geld verdient. Das kann der Todesstoß für eine Aktiengesellschaft sein – auch das ein Grund dafür, dass Hedgefonds, oft zurecht, als Heuschrecken verschrien sind.

Doch gilt: Falsche Gerüchte zum Zweck der Kursmanipulation sind verboten und werden von der Börsenaufsicht streng geahndet. Manchmal sind die »bösen Gerüchte«, die Hedgefonds in die Welt setzen, zudem gerechtfertigt: So war es bei Wirecard, einem Zahlungsdienstleister, der noch bis Anfang 2020 als Börsenstar gefeiert wurde. Es war ein Hedgefonds-Manager, der als Erster Recherchen zu möglichen Unregelmäßigkeiten bei Wirecard veranlasste. Anfangs wurde ihm bzw. den Journalisten, die diesem Gerücht nachgingen, Kursmanipulation unterstellt. Später stellte sich aber heraus, dass das Unternehmen im großen Stil gelogen und betrogen hatte.

Einen Hedgefonds daher als »bösen Bruder eines normalen Fonds« zu betrachten, wäre daher zu einseitig. Auch wenn die Folgen von Unternehmensaufsplittung und Leerverkäufen oft gravierend sind, sorgen Hedgefonds oft auch für eine gewisse Marktbereinigung, indem sie bevorzugt schwache, unprofitable oder gar betrügerische Aktiengesellschaften attackieren.

Was sind Anleihen?

An den Wertpapierbörsen gibt es nicht nur Aktien und Fonds, sondern auch Anleihen sind eine wichtige Wertpapierkategorie und zugleich eine wichtige Form der Geldanlage. Anleihen werden auch Rentenpapiere oder Bonds genannt. Auch von »festverzinslichen Wertpapieren« ist manchmal die Rede. Es handelt sich um ein Wertpapier, das seinem Inhaber Zinsen bringt. Meistens sind das feste Zinsen, die in regelmäßigen Abständen ausgezahlt werden.

Generell gibt es zwei Formen von Anleihen: die Staatsanleihen und die Unternehmensanleihen. In beiden Fällen handelt es sich um eine Art Kredit – entweder an einen Staat oder an ein Unternehmen. Wer eine Anleihe kauft, ist quasi Kreditgeber. Bei einer Unternehmensanleihe funktioniert das Ganze folgendermaßen: Wenn zum Beispiel ein Unternehmen ein anderes aufkaufen oder in neue Produktionsanlagen oder Geschäftsfelder investieren will, benötigt es Geld. Dieses Geld kann das Unternehmen einmalig bekommen, indem es an die Börse geht (s. Warum bringt ein Unternehmen Aktien an die Börse?). Es kann aber als börsennotiertes Unternehmen auch einfach Anleihen herausgeben (oder emittieren, wie Fachleute sagen).

Im Grunde sind die Anleihen wie Schuldscheine. Sie werden von dem Unternehmen herausgegeben, damit Anleger sie kaufen können. Mithilfe dieses Geldes kann das Unternehmen dann zum Beispiel investieren oder ein anderes Unternehmen aufkaufen. Während dieser Zeit muss das Unternehmen Zinsen an die Anleger zahlen, die diese Anleihen gekauft haben. Wenn dann die Laufzeit abgelaufen und die Anleihe fällig ist, bekommen die Anleger ihr Geld wieder zurück. Diese Summe, die am Ende wieder zurückkommt, nennt man den Nominalwert. Die Zinsen, die das Unternehmen während der Laufzeit an den Anleger bezahlt, heißen Nominalzinsen. Das hört sich aus Sicht der Anleger erst mal gut an. Aber auch in Bezug auf Anleihen gibt es Punkte, die man beachten sollte. Da wäre zum Beispiel das sogenannte Kreditrisiko. Vielleicht verdient das Unternehmen, das Anleihen herausgegeben hat (der »Emittent«, wie man sagt), nicht genug Geld. Dann kann es womöglich weder die versprochenen Zinsen zahlen noch bei Fälligkeit die geliehene Summe zurückzahlen. Die Anleger, die ihr Geld in Anleihen dieses Unternehmens gesteckt haben (man nennt sie auch »Gläubiger«), bekommen dann vielleicht nur noch einen Teil ihres Geldes zurück. Im schlimmsten Fall kann es auch passieren, dass sie am Ende ganz leer ausgehen. Diese Gläubiger können ihre Anleihen aber jederzeit während der Laufzeit an der Börse verkaufen. Dort werden die Anleihen gemäß Angebot und Nachfrage zu einem bestimmten Anleihekurs gehandelt. Der Anleihenkurs bemisst sich in Prozent des Nominalwerts. Meist entfernt er sich nicht allzu weit von der 100-Prozent-Marke. Unter 100 Prozent liegt er häufig, wenn der Markt bei gleichem Risiko höhere Zinsen hergibt, etwa wenn eine Steigerung der Marktzinsen absehbar ist: Dann steigen die Anleihegläubiger lieber auf rentablere, sprich besser verzinste Anleihen um und verkaufen die bestehenden. Auch schlechte Nachrichten über die Zahlungsfähigkeit des Emittenten sorgen für sinkende Anleihekurse. Über 100 Prozent liegt der Anleihenkurs dagegen, wenn ihre Nominalzinsen vergleichsweise gut sind. Zum Fälligkeitszeitpunkt nähert sich der Kurs einer Anleihe allerdings wieder der 100-Prozent-Marke an: Denn zurückgezahlt wird in aller Regel der Nominalbetrag – und nicht mehr.


RUND UM DEN JOB

Ab wann ist man eigentlich reich?

Diese Frage beschäftigt viele: Ab wann ist man laut Definition reich? Die meisten denken dabei wahrscheinlich an den Sportwagen vor der Tür, an eine eigene Villa, ein Ferienhaus im Süden und sündhaft teure Kleidung. Interessanterweise ist man schneller »reich«, als viele denken. Denn die wissenschaftliche Definition von »Reichtum« beginnt für eine Einzelperson laut Bundesarbeitsministerium in Deutschland bereits bei einem Nettoeinkommen ab 5700 Euro netto. Mit 3500 Euro netto würde man jemanden immerhin als »wohlhabend« bezeichnen. Dieser Beschreibung liegt eine bestimmte Rechnung zugrunde, die sich am Gesamteinkommen des Landes misst und nach einer bestimmten Formel berechnet wird. Grob gesagt wird hier das Dreifache vom Durchschnitt als Maßstab angesetzt, wobei es sich um einen besonderen Durchschnitt (den Median) handelt, bei dem extreme Ausreißer nach oben und unten unberücksichtigt bleiben.

Das Problem bei dieser Rechnung ist zum einen die Frage, wie viel von diesem Geld wofür ausgegeben wird. Und zum anderen, wie sich für jeden Einzelnen »Reichtum« anfühlt. Denn mit dem Reichsein ist es für jemanden schnell vorbei, wenn die betreffende Person das Geld, das sie hat, gleich wieder ausgibt. Und es kommt auch immer auf den jeweiligen Menschen an – der eine fühlt sich »reich«, wenn er seinen Lebensunterhalt bestreiten kann, ein anderer erst dann, wenn er sich alles leisten kann, wovon er je geträumt hat.

Wie sind die Arbeits- und Urlaubszeiten in den verschiedenen Ländern geregelt?

Wenn man sich seinen Job auch unter dem Aspekt aussucht, wie viel Arbeits- und Urlaubszeiten man hat, lohnt sich ein Vergleich der Regelungen in den verschiedenen Ländern. Denn es ist nicht überall gleich, was das betrifft.

Wie ist das Ganze geregelt und was ist dafür ausschlaggebend? Bei der Festlegung haben die Länder verschiedene Herangehensweisen. Da gibt es zum einen die gesetzlich vorgeschriebenen Urlaubstage. In vielen Ländern kommt es darauf an, wie lange ein Angestellter oder eine Angestellte in einem Unternehmen beschäftigt war. In China hat man zum Beispiel, wenn man noch keine zehn Jahre in einer Firma tätig war, gerade mal Anspruch auf fünf Tage Urlaub im Jahr. Danach sind es dann zehn. In anderen Ländern ist das Alter ausschlaggebend – je älter der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin ist, umso mehr Urlaubstage bekommt er oder sie. Aber auch das hat mancherorts seine Grenzen. In der Schweiz errechnet sich der Anspruch auf die gesetzlichen Urlaubstage zum Beispiel durch die Anzahl der Arbeitstage (meistens fünf) und die Dauer der Beschäftigung bei einem Unternehmen.

Abgesehen von den gesetzlichen Urlaubstagen gibt es noch die Feiertage. Auch sie sind von Land zu Land verschieden. Im Vergleich zur restlichen Welt haben Japan und Indien ausgesprochen viele Feiertage, mit denen Arbeitnehmer ihre Urlaubstage dann verlängern können.

Was das weltweite Ranking betrifft, hat man in Finnland, Brasilien und Frankreich mit 30 Tagen den längsten gesetzlichen Urlaub im Jahr. Indien, Kanada und China sind die Schlusslichter.

Die wenigsten gesetzlichen Feiertage innerhalb Europas haben die Schweizer. Hier sind es gerade einmal vier offizielle Feiertage, während es in Großbritannien schon acht gesetzliche Feiertage gibt. Auch Deutschland gehört mit neun Tagen nicht gerade zu den Spitzenreitern und belegt im Ranking Platz sieben. Wobei es hier von den jeweiligen Bundesländern abhängt, wie viele Tage noch zusätzlich gegeben werden. So kommt man in Bayern auf ganze zwölf gesetzliche Feiertage im Jahr und wäre damit im Gesamtranking schon auf Platz drei vorgerückt, während es in Berlin bei neun Tagen bleibt.

Was genau ist Kurzarbeit und welche Rolle spielt sie?

Kurzarbeit ist immer wieder notwendig. Wie wichtig sie sein kann, haben wir erst in der Corona-Pandemie erfahren. Denn gerade in schwierigen Zeiten ist die Kurzarbeit oft die einzige Lösung, um die Betriebe vor dem Aus und ihre Mitarbeiter vor der Arbeitslosigkeit zu bewahren. Ist Kurzarbeit also ein Zukunftsthema? Das wissen wir heute noch nicht. Zumindest ist sie ein probates Mittel, um mit außergewöhnlichen Belastungen umzugehen. Wie funktioniert die Kurzarbeit und warum kann sie tatsächlich helfen, Unternehmen zu retten und Arbeitsplätze zu erhalten?

In wirtschaftlich schwierigen Zeiten passiert es, dass es deutlich weniger Aufträge für die produzierenden Gewerbe gibt – und dass bei Dienstleistern (etwa Hotels oder Gaststätten) die Kunden wegbleiben. Wenn es die Kurzarbeit nicht gäbe, wäre in so einem Fall der einzige Ausweg eines Unternehmens, immer mehr Arbeitskräfte zu entlassen. Durch die gesparten Lohnkosten ließe sich dann vielleicht gerade noch die Firma retten. Bei einer großen Entlassungswelle würde aber die Nachfrage im eigenen Land so sehr sinken, dass immer mehr Unternehmen pleitegehen. Denn arbeitslose Menschen haben schlichtweg kein Geld für Anschaffungen, für Urlaub, Restaurantbesuche oder auch nur für den Friseur. Damit dieses Horrorszenario nicht eintritt, hat der Staat die Kurzarbeit eingerichtet. Wenn aufgrund einer Notsituation die Aufträge ausbleiben und für die Mitarbeiter einfach nicht mehr so viel zu tun ist wie in wirtschaftlich guten Zeiten, kann der Betrieb Kurzarbeit anmelden. Er kann also die Mitarbeiter bestimmter Abteilungen oder manchmal sogar alle Mitarbeiter zeitweilig nach Hause schicken, ohne sie entlassen zu müssen. Die Angestellten eines Betriebes verkürzen dann ihre Arbeit. Dabei handelt es sich um Stunden oder Tage. Manchmal ist sogar die Einstellung der kompletten Arbeit für eine gewisse Zeit möglich. Während dieser Phase bekommen die Angestellten aber weiterhin einen großen Teil ihres Lohnes. Dieser Teil wird dann von der Bundesarbeitsagentur übernommen, um die Firmen vor einer Überlastung zu schützen. Bevor die Kurzarbeit bewilligt wird, muss aber abgeklärt werden, ob der Betrieb überhaupt die Voraussetzungen dafür erfüllt. Denn Kurzarbeit kann nur angemeldet werden, wenn der Betriebsrat und diejenigen, die es betrifft, zugestimmt haben beziehungsweise wenn die Kurzarbeit im Tarifvertrag festgelegt ist. Kurzarbeitergeld wird nur für die Arbeitnehmer bezahlt, die einer sozialversicherungspflichtigen Arbeit nachgehen. Das heißt, dass zum Beispiel Minijobber oder Praktikanten davon ausgeschlossen sind. Außerdem muss mindestens ein Drittel der Arbeiter in einem Betrieb von der Kürzung betroffen sein. Bevor der Betrieb letztendlich Kurzarbeit anmeldet, muss die Unternehmensführung abklären, ob es vielleicht noch Möglichkeiten gäbe, den Vorgang hinauszuzögern. Guthaben auf Arbeitszeitkonten müssen beispielsweise abgebaut sein oder angehäufte Überstunden in Form eines Freizeitausgleichs genommen. Wenn diese Möglichkeiten ausgeschöpft sind, ist die Kurzarbeit ein sinnvolles Mittel, um Schlimmeres zu verhindern. Wie genau läuft das ab?

Die Mitarbeiter bekommen vom Betrieb 60 Prozent des Nettolohns ausgezahlt, Mitarbeiter mit Kindern sogar 67 Prozent (während der Corona-Pandemie waren es sogar bis zu 80 beziehungsweise 87 Prozent). Das Unternehmen erhält das Geld dann wieder von der Agentur für Arbeit zurück. Insgesamt kann die Kurzarbeit üblicherweise bis zu zwei Jahre andauern. Um Kurzarbeit zu vermeiden, kann während dieser Zeit ein Arbeitnehmer zeitweise in andere Betriebe als Aushilfe vermittelt werden.

Wie hilfreich die Kurzarbeit in schwierigen Phasen der Wirtschaft sein kann, hat uns die Corona-Pandemie gelehrt. Hätte es diese Hilfen nicht gegeben, hätten viele Betriebe die Krise wahrscheinlich nicht überstanden. Um es den Firmen unter diesen besonderen Bedingungen leichter zu machen, wurden die Voraussetzungen zur Beantragung zwischen März 2020 und Dezember 2021 erleichtert (Stand: August 2021). Schon für 10 Prozent der Mitarbeiter eines Betriebes konnte Kurzarbeit beantragt werden. Außerdem wurden die Sozialversicherungsbeiträge, die der Betrieb im Normalfall bei Kurzarbeit weiter zahlen muss, vom Staat ganz oder teilweise übernommen. Auch galten andere Regeln, was die Personengruppe betrifft, die Kurzarbeit beantragen können. In Zeiten der Pandemie konnten zum Beispiel auch Leiharbeitsfirmen für ihre Mitarbeiter Kurzarbeit beantragen.

Und wenn die Krise dann mithilfe der Kurzarbeit überstanden ist, kommt ein weiterer Vorteil der Hilfsmaßnahmen zum Vorschein: Die Mitarbeiter einer Firma haben nicht nur weiterhin zumindest einen Teil ihres Lohnes erhalten – sie können dann auch wieder an ihren alten Arbeitsplatz zurückkehren und in ihrem alten Job weitermachen.

Was ist Progression? Und worum handelt es sich bei der kalten Progression?

Die kalte Progression kann jeden erwischen, der Steuern zahlt. Sie entsteht, weil in Deutschland der Steuersatz nicht für jeden Bürger gleich ist, sondern mit höherem Einkommen steigt. Die kalte Progression ist eine unliebsame Folge dieser Besteuerung. In manchen Fällen führt nämlich eine Gehaltserhöhung dazu, dass jemand gleich so viel mehr Steuern zahlen muss, dass dies die Erhöhung gleich wieder zunichte macht.

Wenn also ein Mitarbeiter A eine Gehaltserhöhung bekommt, muss er auch mehr Steuern bezahlen. Nicht immer ist der höhere Einkommenssteuersatz allein schuld, dass er sich unterm Strich dann weniger kaufen kann. Vielleicht würde ihm aber trotzdem am Ende etwas mehr Geld bleiben als in der Zeit, in der er weniger verdient hat. Nachdem aber aufgrund der Inflation (s. Wie war das nochmal mit Inflation und Deflation?) auch die Preise für die Lebenshaltungskosten ansteigen, bleibt dem Mitarbeiter A nach seiner Gehaltserhöhung womöglich weniger als zuvor übrig.

Dabei könnte dieses Problem ganz einfach vermieden werden, indem man den Steuertarif immer wieder an die steigenden Preise für die Lebenshaltungskosten anpassen würde. Mittlerweile ist es aber schon vielen Menschen aufgefallen, dass der Staat bei einer kalten Progression am Ende mehr Steuern einnimmt, als es eigentlich angemessen wäre. Um die Steuerzahler davor zu bewahren, dass sich dieses Rad immer weiterdreht, gibt es inzwischen sogar Gesetze, die den Abbau der kalten Progression unterstützen sollen.


DIE ZUKUNFT

Wie beeinflusst das Thema »Nachhaltigkeit« die Wirtschaft?

Das Thema »Nachhaltigkeit« beschäftigt die Menschen und ihr Tun immer mehr. Was heißt das genau und woher kommt der Begriff? Ist das überhaupt ein Wirtschaftsthema und nicht eher eines im Bereich Naturschutz und Umweltpolitik?

Nachhaltigkeit heißt, dass man bei allen Rohstoffen, die für unser heutiges Leben verbraucht werden, ein Auge auf die Nachwelt hat. Dass man also nicht mehr wie früher einfach nimmt, was der Planet hergibt, ohne über die Folgen nachzudenken. Nachhaltig zu wirtschaften, heißt darauf zu achten, dass nötige Rohstoffe auch für die kommenden Generationen noch reichen müssen, dass die Lebensbedingungen sich für sie nicht verschlechtern, dass die Natur möglichst keinen Schaden nimmt und die Klimaerwärmung möglichst begrenzt wird.

Anfangs kannte man den Begriff »Nachhaltigkeit« nur aus der Forstwirtschaft. In diesem Bereich wurde die Nachhaltigkeit allerdings schon im 18. Jahrhundert eingeführt. Denn schon zu diesem Zeitpunkt hatten die Förster begriffen, dass es nicht gut ist, mehr Holz einzuschlagen, als nachwachsen konnte.

Inzwischen ist die Nachhaltigkeit aber auch in anderen Bereichen angekommen. Man versucht immer mehr, an die noch kommenden Generationen zu denken und nur so viel von den Rohstoffen zu nehmen, die uns die Erde bietet, wie sich auch wieder neu bilden oder durch Recycling gewonnen werden können. Aber es geht nicht nur um den Rohstoffverbrauch, sondern auch um die Sorge bezüglich unserer Umwelt. Wenn wir mit unseren Abgasen und Abwässern, die wir jeden Tag produzieren, die Umwelt dauerhaft schädigen, nimmt die nächste Generation Schaden. Und wenn wir alle Ressourcen vorzeitig aufbrauchen, dann hat sie nicht mehr genug zum Leben. In diesem Moment kommt die Wirtschaft ins Spiel: Es geht auch darum, unsere Wirtschaft am Laufen zu halten, damit die überall auf der Erde Menschen haben, was zum Leben nötig ist. Deshalb engagieren sich weltweit viele Organisationen und auch die Politik für eine faire und von Nachhaltigkeit geprägte Wirtschaft. Um das zu gewährleisten, haben sich mit der Zeit verschiedene Möglichkeiten herauskristallisiert.

Dazu gehören grüne Banken. Es handelt sich um Geldinstitute, die das Geld, das sie von ihren Kunden zur Verfügung gestellt bekommen, nur für ganz bestimmte Investitionen verwenden. Dabei handelt es dann zum Beispiel um soziale, umweltfreundliche und natürlich nachhaltige Projekte, etwa Bildungseinrichtungen, Windparks oder Solarprojekte. Es werden ganz gezielt Nachhaltigkeits-Projekte unterstützt, sodass die Bankkunden auch wissen, dass ihr Geld in ihrem Sinne investiert wird. Auf diese Weise ist zum einen das Geld nachhaltig angelegt und zum anderen werden neue Projekte und Firmen mit Krediten unterstützt, die sich dieser Art des Wirtschaftens annehmen.

Nachhaltige Produktion bedeutet etwa, mit Rohstoffen und Energie möglichst sparsam umzugehen, Abfallprodukte zu einem hohen Anteil zu recyceln, das Schmutzwasser auf dem eigenen Firmengelände wieder aufzubereiten. Idealerweise sind zudem die hergestellten Produkte möglichst langlebig und ihre Bestandteile fürs Recycling geeignet.

Auch bei der Wahl des Produktionsstandorts legen mittlerweile immer mehr Firmen Wert auf Nachhaltigkeit. Denn mit dem Produktionsort hängen die Menschenrechte eng zusammen, und der soziale Aspekt gehört wiederum ebenfalls zu einer nachhaltigen Wirtschaftsweise. Wenn eine Firma in einem Land produziert, in dem die Arbeiter ausgebeutet werden und teilweise sogar Kinder arbeiten müssen, richtet sie großen Schaden an. Mittlerweile legen zwar immer mehr Kunden Wert auf nachhaltig produzierte Ware, aber in diesem Bereich ist noch viel Luft nach oben. Trotzdem zeigen inzwischen immer mehr Prüf- und Gütesiegel an, ob es sich um ein nachhaltiges Produkt handelt oder nicht.

Was hat es mit der CO2-Steuer auf sich?

CO2 ist, wie wir bereit wissen, ein Treibhausgas, das dazu beiträgt, dass die Wärme der Erde wie unter einem Schirm in der Atmosphäre verbleibt. Bis zu einem gewissen Grad ist das sehr nützlich. Zu viel Treibhausgas trägt aber zu einer übermäßigen Erwärmung der Atmosphäre bei. Im Moment werden im Jahr um die 32 Milliarden Tonnen mehr CO2 in die Atmosphäre ausgestoßen, als es unter natürlichen Umständen der Fall wäre. Verantwortlich dafür sind wir Menschen.

Deutschland hat sich zusammen mit den anderen europäischen Staaten dazu verpflichtet, bis 2050 klimaneutral zu werden. Das 2019 erlassene Klimaschutzgesetz will dieses Ziel sogar schon bis 2045 erreichen. Damit das Ganze klappen kann, muss Deutschland dazu von den anderen Ländern sogenannte Verschmutzungsrechte kaufen, wie es das Konzept zum internationalen Emissionshandel (s. Warum heißt der Emissionshandel »Handel« und was hat er mit der Wirtschaft zu tun?). Es muss also Emissionszertifikate erwerben, die sich jeweils auf eine Tonne CO2 beziehen (andere Treibhausgase werden gemäß ihrer Wirkung auf das Klima umgerechnet in eine entsprechende Menge CO2). Einen Teil der Verschmutzungsrechte bekommt jeder EU-Staat umsonst, den Rest muss jedes Land dann an der Zertifikate-Börse« gekauft werden. Derzeit (Stand 2021) liegt der Preis für eine Tonne CO2 bei 25 Euro. Der Sinn dieser Zertifikate besteht darin, einen Anreiz zu geben, möglichst wenig Treibhausgase auszustoßen. Denn dann muss ein Land keine zusätzlichen Zertifikate kaufen und kann sogar, wenn es unter den Vorgaben bleibt, einige seiner Verschmutzungsrechte an andere Staaten verkaufen. Das Problem ist, dass die 25 Euro pro Tonne CO2 laut Experten viel zu günstig sind. Sie entsprechen nicht den Zielen, die das Pariser Klimaschutzabkommen verfolgt, nämlich die Erderwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu beschränken. Deshalb fordern Klimaschützer, allen voran die Bewegung »Fridays for Future«, schon lange eine weitaus höhere CO2-Steuer für alle. Das hat die schwarz-rote Bundesregierung 2021 auch umgesetzt. Der Preis von 25 Euro pro Tonne CO2-Ausstoß soll laut Klimaschutzgesetz schrittweise angehoben werden. Und jeder muss umso mehr zahlen, je höher der Ausstoß an Treibhausgas, den er verursacht. Das bedeutet natürlich auch, dass auch die Bürger direkt von der Steuer betroffen sind, also mehr für Strom, für Benzin oder Heizöl entrichten müssen. Im Gegenzug gibt es eine gewisse Entlastung durch andere Maßnahmen, damit die Mehrkosten die Bürger nicht unnötig hart treffen.

Es wird sich noch beweisen müssen, wie sich die CO2-Steuer auswirkt. Sicher scheint aber, dass es auch für Privatleute zu erheblichen Preiserhöhungen bei Strom, Diesel, Heizöl, Benzin und Erdgas kommt und dass die Entlastungen nicht ausreichen, um das zu kompensieren.

Unabhängig von staatlichen Vorgaben macht auch der Emissionshandel den Ausstoß von Treibhausgasen vor allem für Unternehmen teurer. 2021 stieg der Marktpreis für ein Zertifikat erstmals auf über 50 Euro pro Tonne CO2-Ausstoß. Klimaschützer sind begeistert, sie fordern eine Besteuerung von 180 Euro pro Tonne CO2. Dieser Wert wurde von Bundesumweltministerium berechnet und würde dazu führen, dass umweltschädliche Energielieferanten, wie zum Beispiel Kohlekraftwerke, von Haus aus weniger genutzt werden würden, weil sie dann schlicht zu teuer wären. Auf diese Weise würde sich der Schadstoffausstoß von selbst reduzieren. Die Gegner dieses Ansatzes befürchten hingegen, dass bei so hohen Preisen für die Tonne CO2-Ausstoß diejenigen Unternehmen mit dem größten CO2-Ausstoß dann einfach ins Ausland abwandern und Deutschland damit Industrieunternehmen verliert, auf die es als Wirtschaftsnation angewiesen ist.

Wichtig wäre am Ende natürlich auch, dass sich gerade die Hauptverschmutzer wie China oder die USA auch dazu verpflichten würden, ihren Beitrag zum Schutz der Umwelt zu leisten.

Kryptowährungen, Bitcoin, Blockchain, Token, NFT – sind das die Wirtschaftsbegriffe der Zukunft?

Die Wirtschaft passt sich laufend der modernen, virtuellen Welt an. Deshalb entstehen auch immer mehr neue Arten des Handels. Durch Digitalisierung und Internet gibt es auf einmal eine Unmenge neuer Begriffe und Entwicklungen, von denen viele noch nie zuvor gehört haben. Immer öfter ist die Rede von Kryptowährungen, Bitcoins, Tokens oder NFTs. Worum handelt es sich und was kann man damit machen? Fangen wir mit den Kryptowährungen an.

Kryptowährungen sind eine Art von Geldersatz, der nur digital existiert. Die bekannteste davon ist der Bitcoin. Das heißt, man kann diese vermeintlichen Münzen nicht in den Geldbeutel stecken wie unser alltägliches Bargeld, sondern es ist in Form von Daten gespeichert – so wie man auch Musik inzwischen als MP3-Datei auf dem Rechner speichert, statt sie in Form einer Schallplatte oder CD im Regal aufzubewahren. Im Gegenteil zum »echten« Geld kontrollieren aber keine Zentral- und Geschäftsbanken den Geldfluss, sondern sehr viele Computer weltweit. Sie speichern genau ab, wer wie viele Bitcoins besitzt und wer wie viele davon an wen überträgt (also zahlt). Neben Bitcoins gibt es auch noch verschiedene andere Kryptowährungen. So wie es Euro, Dollar oder Kronen gibt, existieren neben Bitcoins zum Beispiel noch Litecoins oder Ethereum. Ethereum ist nach den Bitcoins die zweitgrößte virtuelle Währung.

Grundlage für Kryptowährungen ist übrigens die Blockchain-Technologie. Erfunden hat sie eine Person namens Satoshi Nakamoto, allerdings ist bis heute nicht klar, wer genau sich hinter diesem Namen verbirgt. Es kann auch eine ganze Gruppe von Erfindern gewesen sein. Maßgeblich für diese Technologie ist, dass alle Transaktionen (also Übertragungen von »Münzen«) in Blöcken zusammengefasst und unabänderlich auf sehr vielen Rechnern abgespeichert werden.

Man kann immer mehr Dinge und Dienstleistungen mit digitaler Währung bezahlen, allerdings können Bitcoins noch keine normale Währung ersetzen. Dafür dauern die Zahlungsvorgänge viel zu lange. Außerdem schwankt der Wert der Kryptowährungen beträchtlich. Für die Produktion von Bitcoins werden zudem unglaubliche Energiemengen verbraucht.

Ein Token basiert auf der gleichen Technologie wie eine Kryptowährung. Es handelt sich aber nicht um ein Zahlungsmittel. Vielmehr ist ein Token die digitalisierte Form eines Wertes. Was soll das heißen? Das heißt, dass ein Token entweder einen bestimmten Wert oder eine bestimmte Funktion haben kann. Deshalb werden Token auch nicht wie Währungen als Zahlungsmittel eingesetzt. Man benutzt sie eher auf verschiedenen Plattformen als eine Art Wertspeicher wie zum Beispiel auf bestimmten Fanseiten. Dort kann man Token erwerben, um dann damit auf dieser Seite etwas zu kaufen. Im Grunde funktioniert ein Token wie die speziellen Wertmarken, die man unter anderem in Freizeitparks bekommt, um die Fahrgeschäfte zu nutzen. Oder wie Jetons in einem Kasino. Man bezahlt sie mit echter Währung und benutzt sie dann innerhalb des Kasinos. Es gibt aber auch andere Dinge, die »tokenisiert« werden, so zum Beispiel Kunst. Oder Verträge. Das geht, indem Rechte und Pflichten auf einen Token übertragen werden. Möglich ist das zum Beispiel im Bereich der Musikrechte. Man kann dann mithilfe eines Tokens sozusagen einen Teil eines Musikstückes, von Kunst oder sogar Gebäuden erwerben. Ein Token ist also ein digitales Dokument, das den Besitz an etwas anzeigt. In dem Moment, in dem man etwas tokenisiert, macht man es handelbar. Denn man kann einfach nur die Besitzansprüche handeln, die nur digital verfügbar sind. Genau das passiert immer häufiger, sodass Token aus unserem Wirtschaftssystem nicht mehr wegzudenken sind.

Ein NFT (Englisch: non-fungible Token) ist ein »nicht austauschbarer Token«. Was heißt das nun wieder? Token gibt es in zwei Formen: in der austauschbaren und der nicht austauschbaren Form. Mit den austauschbaren wird, wie oben beschrieben, Handel getrieben. Die nicht austauschbaren kann man auch erwerben. Aber es handelt sich um einzigartige Werte, die man eben nicht austauschen kann. Man kann das in etwa mit einem Kunstwerk vergleichen. Jedes Gemälde hat zum Beispiel seinen ganz eigenen Wert.

Im Grunde kann man alles, was einen Wert hat, digitalisieren und damit zu einem NFT machen. Dadurch lassen sich von allen Interessierten mit Computer- und Internetzugang, wie oben erklärt, digitale Schnipsel von Liedern, Videoclips, Zeichnungen oder anderen Kunstwerken erwerben.

Was anfangs vielleicht noch befremdlich klingt, ist in der heutigen Welt schon fester Bestandteil der Wirtschaft. Vor ein paar Jahren haben die Menschen ihr höchstes Sammlerglück vielleicht erlebt, wenn sie sich zum Beispiel ein einzigartiges und teures Gemälde gekauft hatten. Heute wird es für Sammler immer interessanter, sich auch mit digitalen Besitztümern auseinanderzusetzen. Denn je mehr sich die Menschen in der digitalen Welt aufhalten, desto echter erscheinen ihnen diese und damit auch deren Inhalte.

Was ist Neuromarketing?

Das Neuromarketing ist die neueste Form, um auf das Kaufverhalten der Menschen Einfluss zu nehmen. Was hat das mit Wirtschaft zu tun? Ziemlich viel! Denn wie wir schon im Kapitel über Marketing erfahren haben, ist es für Unternehmen durchaus wichtig und interessant, wie sich die Käufer verhalten. Denn eben dieses Verhalten hat direkten Einfluss auf ihre Kaufentscheidungen.

Was hat es also mit der neuesten Entwicklung, dem Neuromarketing, auf sich? Das Neuromarketing nutzt die neuesten Techniken der Hirnforschung und Psychologie, um mithilfe dieser Erkenntnisse Einfluss auf das Kaufverhalten der Menschen zu nehmen. Man hat herausgefunden, dass ein Mensch bei einem Einkauf nicht einfach nur gut überlegt und abwägt. Es spielen sehr viele andere Dinge eine wichtige Rolle, wenn es darum geht, ob er sich für oder gegen einen Kauf entscheidet. Genau das wird beim Neuromarketing untersucht und umgesetzt. Zum Beispiel spielen Gerüche, Musik und Haptik (die Art, wie sich etwas anfühlt) eine wichtige Rolle bei einem Kauf. Es sind also die Dinge, auf die unser Gehirn instinktiv reagiert – Dinge, die wir gar nicht bewusst wahrnehmen oder mitbekommen. Dazu kommen Gefühle, die angesprochen werden, oder die Sprache, die benutzt wird. All das nimmt unser Gehirn wahr, ohne dass wir darüber nachdenken. Gleichwohl beeinflusst es unser Verhalten. Auch davon bekommen wir in der Regel nichts mit; doch die Wirkung ist erstaunlich. Mittel, mit denen das Neuromarketing unser Verhalten beeinflusst, sind zum Beispiel die Gestaltung von Webseiten, von Verpackungen oder Newslettern. Auch Werbefilme haben einen genau überlegten Aufbau, damit wir im besten Fall am Ende zuschlagen und uns das Produkt kaufen.

Damit das Neuromarketing auch richtig funktioniert und die gewünschten Ergebnisse liefert, wird auf verschiedenen Wegen Forschung betrieben. Sie dient dazu, möglichst genaue Daten von dem zu bekommen, was unser Gehirn unterschwellig zu einem Kauf anregt. Dafür werden Augenbewegungen, Hinströme, der Puls und sogar der Sauerstoffanteil im Blut gemessen. Anhand dieser Messewerte können die Forscher bestimmen, wie und wie stark das Gehirn auf welche Reize reagiert. Genau das wird dann bei der Herstellung von Werbespots, oder Anzeigen verwertet. Man hat generell sieben verschiedene »Neurotypen« herausgefunden. Jeder hat einen Bereich, auf den er oder sie ganz besonders gut reagiert.


	Der Traditionalist: Dieser Typ ist nicht unbedingt immer an den neuesten und modernsten Dingen interessiert. Der betreffenden Person ist die Ordnung in einem bekannten System mehr wert.


	Der Harmonisierer: Diesem Neurotyp geht es hauptsächlich um Geborgenheit. Einem Harmonisierer ist oft die Familie das höchste Gut.


	Der Disziplinierte: Diese Art Mensch ist äußerst pflichtbewusst und nicht unbedingt immer auf der Suche nach neuen Dingen, die er sich kaufen könnte.


	Der Abenteurer: Das ist eine Person, die stets bereit ist, ein Risiko einzugehen.


	Der offene Typ: Wie es der Name schon sagt, handelt es sich hier um eine Person, die Neuem gegenüber aufgeschlossen ist und sich gerne alles anschaut.


	Der Performer: Diesem Menschen geht es um Ansehen. Solche Personen sind oft sehr ehrgeizig. Es ist ihnen wichtig zu zeigen, dass sie sich ein gutes Leben leisten können.


	Der Hedonist: Das ist jemand, der das Leben liebt und gerne genießt. Solche Menschen sind meist sehr spontan, lassen sich schnell von neuen Ideen begeistern und probieren diese dann auch ganz schnell aus.




Mithilfe dieser Typen fällt es den Neuromarketing-Experten leichter, zum Beispiel mit einer Werbeaktion auch den Typen Käufer gezielt anzusprechen, den sie für ein spezielles Produkt brauchen. Denn wenn man gerade den letzten Schrei einer neuen Fun-Sportart verkaufen möchte, schneidet man seine Werbung speziell auf die Typen zu, die sich dann auch dazu hingezogen fühlen. Ein Traditionalist oder ein Harmonisierer dürften in diesem Fall eher die falschen Ansprechpartner sein.

Alles in allem ist das Neuromarketing eine ganz neue und spannende Sache, die in der Zukunft im Wirtschaftsleben an Bedeutung gewinnen wird. Trotzdem gibt es auch Stimmen, die gegen diese Art des Marketings sind. Denn bei aller Forschung lässt sich auch immer wieder feststellen: Das menschliche Gehirn ist doch nicht so einfach zu durchschauen, weil es noch ganz andere Einflüsse gibt, wie zum Beispiel den jeweiligen Charakter eines Menschen, der dem Ganzen schnell einen Strich durch die Rechnung machen könnte. Zudem haben manche auch Bedenken, dass das Neuromarketing in Bereiche der Menschen eindringt, wo es nichts zu suchen hat. Es gibt Bedenken, dass der Mensch auf diese Weise zum Werbesklaven oder zum willenlosen Käufer programmiert werden könnte. Was das Neuromarketing noch bringt, wird wohl erst die Zeit zeigen. Und es liegt an uns Einzelnen zu bestimmen, wo wir einer möglichen Manipulation vielleicht auch bewusst ein Ende setzen.

Das bedingungslose Grundeinkommen für alle – ist das eine gute Idee?

Seit einigen Jahren wird in der Politik in verschiedenen Ländern wieder verstärkt über das bedingungslose Grundeinkommen, abgekürzt BGE, nachgedacht. Das BGE ist eine bestimmte Geldsumme, die jeder Bürger unabhängig davon bekommen soll, ob er Arbeit hat oder nicht. Wenn sich die Idee durchsetzen sollte, würde diese Summe ähnlich wie das Kindergeld monatlich überwiesen – an jeden: an den Manager, den Postboten und den Arbeitslosen. Es wäre also egal, ob jemand arbeitet oder nicht und ob der oder die Betreffende das Geld braucht oder nicht. Jede Person würde die gleiche Summe bekommen. Auf diese Weise könnten alle Menschen im Land ihren Lebensunterhalt grundsätzlich bestreiten. Niemand müsste mehr Angst davor haben, nicht genug Geld für Miete, Essen, Heizung, Telefon oder S-Bahn-Tickets zu haben. Im Moment sind sich die Politiker noch nicht einig, ob ein BGE eingeführt werden soll – und wenn, dann in welcher Höhe. Was das betrifft, gibt es noch sehr unterschiedliche Vorstellungen. Die einen fordern einen Betrag, der so hoch wäre, dass man ein schönes Leben führen könnte, ohne zu arbeiten. Andere sprechen von einem minimalen bedingungslosen Grundeinkommen. Das wäre dann genau so viel, dass man nicht unter die Armutsgrenze abrutscht. Man müsste dann zwar nicht zwingend arbeiten, aber hätte allein mit diesem minimalen bedingungslosen Grundeinkommen noch kein vollkommen sorgloses Leben. Die wichtigste Frage in Bezug auf das BGE ist, was die Menschen mit dem Geld machen würden. Würden die Menschen das Geld verschwenden? Oder würden sie damit nur ihren Lebensunterhalt bestreiten. Dazu wurden mehrere Studien gemacht. Das Ergebnis war eindeutig: Je mehr Geld ein Mensch zur Verfügung hat, desto eher verschwendet er es. Das heißt, dass der geringe Betrag des minimalen Grundeinkommens nicht dazu beitragen würde, es für unwichtige Dinge auszugeben.

Aber dieser Aspekt erscheint fast noch wichtiger: Würde das bedingunngslose Grundeinkommen dazu führen, dass die Menschen mehrheitlich keine Lust mehr auf Arbeit haben und deshalb ihren Job hinschmeißen? Schon in den 1970er-Jahren gab es Studien dazu, ob ein bedingungsloses Grundeinkommen die Menschen dazu verleiten würde, nicht mehr zu arbeiten. Auch das war nicht der Fall. Diejenigen die das BGE erhielten, arbeiteten zwar ein paar Stunden weniger. In dieser Zeit widmeten sie sich dann aber ihren Kindern oder der Suche nach einer besseren Stelle. Viele nutzten die freigewordene Zeit auch, um sich zum Beispiel in Abendseminaren weiterzubilden.

An diesem Punkt setzen die Befürworter des BGE an. Sie berufen sich auf diese Studien und sagen, dass die Menschen freiwillig viel mehr und auch eher das Richtige für ihre berufliche Zukunft tun würden. Wenn Sie hingegen Arbeitslosengeld oder Sozialhilfe beziehen, stehen sie unter Zwang. Denn unter den staatlichen Programmen kommt es oft vor, dass die Menschen in Maßnahmen »gesteckt« werden, die ihnen nicht entsprechen, nicht weiterhelfen oder sie wirklich aus der Arbeitslosigkeit bringen. Wer sich selbst aussuchen könnte, was ihn interessiert, hätte bessere Erfolgsaussichten. Wer dagegen ständig zu etwas gezwungen wird, entwickelt nie die Lust dazu, selbst tätig zu werden und das eigene Einkommen und damit das eigene Leben zu verbessern. Jemand, der Sozialhilfe bezieht, darf kaum etwas hinzuverdienen, ohne dass ihm die staatliche Unterstützung gekürzt oder gestrichen wird. Wer Arbeit findet, wird dadurch praktisch bestraft, sie anzunehmen. Denn durch die Leistungskürzungen steht jemand mit einer schlecht entlohnten Arbeit trotz Vollzeitbeschäftigung oft kaum besser da als ein arbeitsloser Sozialhilfempfänger. Mit dem BGE wäre das anders – in diesem Fall würde man den Grundbetrag ja immer bekommen, egal ob mit Arbeitsstelle oder ohne. Wer sich fürs Arbeiten entschiede, würde alles, was er dort verdient, zusätzlich erhalten. Das heißt, das Überleben wäre durch das BGE gesichert und weiteres Geld würde durch die Arbeit noch dazukommen. Damit wäre wieder Spaß am Geldverdienen möglich. Dazu käme, dass die Menschen, die mehr verdienen würden, auch mehr kaufen könnten – und dass würde wiederum der Wirtschaft zugutekommen.

Das hört sich alles gut an – aber an dieser Stelle schalten sich dann diejenigen ein, die gegen ein BGE sind. Denn: Wer soll das alles bezahlen?

Dazu gibt es verschiedene Überlegungen, die auch immer dem jeweiligen Land und seiner Lage angepasst werden müssen. Ein System das zum Beispiel in China funktionieren würde, könnte für ein anderes Land eine finanzielle Katastrophe bedeuten. Grundsätzlich gibt es zu der Frage, wie das BGE bezahlt werden soll, folgende Ideen:


	Man streicht die Sozialleistungen und nutzt das freiwerdende Geld für das BGE. Dadurch würden auch einige Ämter wegfallen, die dann niemand mehr braucht (Sozialämter, Arbeitsagenturen). Andererseits würden die Menschen, die in den Ämtern gearbeitet haben, dann auch arbeitslos.


	Man erhöht die Steuern, sodass diejenigen, die mehr verdienen, mehr zahlen müssen und dadurch einen Ausgleich schaffen würden.


	Man gleicht die Steuern an. Das heißt, dass zum Beispiel jeder gleich viel Einkommenssteuer zahlen müsste, die dann mit dem BGE verrechnet wird. In diesem Fall würden Menschen, die weniger verdienen, am Ende mehr herausbekommen als diejenigen, die viel verdienen. Sie würden in dem Fall etwas draufzahlen.




Trotzdem gibt es auch hier die andere Seite der Medaille. Denn nicht alle würden das BGE dazu nutzen, um mit zusätzlicher Arbeit weiterzukommen. Es gäbe auch hier schwarze Schafe, die auf Kosten der anderen nur vom BGE leben würden. Außerdem könnte es passieren, dass die nachfolgenden Generationen keinen Ehrgeiz mehr entwickeln, denn zum Überleben wäre dann ja sowieso immer genug da. Letzten Endes könnte das BGE auch noch dazu führen, dass immer mehr Menschen aus armen Ländern einwandern, um ein einfacheres und besseres Leben zu führen – und dass, wenn sie möchten, ohne zu arbeiten. Dazu kommt, dass durch das BGE die Schere zwischen Arm und Reich sogar noch größer werden könnte. Denn wenn diejenigen, die nur vom BGE leben, zum Beispiel in einer Stadt wohnen, in der die Mieten sehr hoch sind, wären sie gezwungen, dorthin zu ziehen, wo es günstiger ist. Im extrem Fall würden dann zum Beispiel die ärmeren Menschen auf dem Land leben und die reicheren in der Stadt. Das würde auf Dauer zu großer Unzufriedenheit und früher oder später zu Streit führen.

Am Ende ist die Idee eines BGE wahrscheinlich einfach noch zu unausgereift, um sie bald umsetzen zu können. Offenbar sind noch mehr Studien nötig, um zu sehen, wie man am besten damit umgehen sollte. Wenn man es richtig macht, kann das BGE aber auch die immer größer werdende Kluft zwischen Arm und Reich verringern. Dazu käme, dass die Menschen wieder mehr Lust und Freude am Arbeiten entwickeln könnten. Das geht aber alles nur, wenn genau bedacht wird, was zu tun ist, damit das Ganze nicht doch für eine Gruppe der Gesellschaft extrem ungerecht wird oder das Land überfordert, das das BGE einführt.

Wie funktioniert unser Rentensystem? Und warum droht vielen Menschen die Altersarmut?

Wir hören immer wieder, dass die Lebenserwartung stetig ansteigt. Das ist tatsächlich erst einmal ein Grund zur Freude. Aber mit dem hohen Alter, dass inzwischen vor allem in den westlichen Industrieländern erreicht werden kann, steigt auch die Altersarmut an. Sie ist ein typisches Thema unserer modernen Welt, und der Grund dafür ist unser Rentensystem. Wie funktioniert es und gibt es schon Lösungen für das Problem?

Fangen wir bei der Lebenserwartung an – wie wird sie denn überhaupt ermittelt? Wie alt ein Mensch in Deutschland voraussichtlich wird, das lässt sich anhand von sogenannten Sterbetafeln vorhersagen. Sterbetafeln sind Tabellen in denen ausgewertet werden kann, mit welcher Wahrscheinlichkeit ein bestimmtes Lebensalter erreicht werden kann. Um das zu ermitteln, werden jedes Jahr die Lebensalter einer Gesellschaft bis zum Tod festgehalten. Danach können für jeden Jahrgang die zukünftigen Erwartungen ermittelt und fortgeschrieben werden. Die Sterbetafeln werden von Mathematikern der DAV, der Deutschen Aktuarvereinigung erstellt, die dann wiederum vom Bund überprüft werden. Anhand dieser Sterbetafeln lässt sich dann abschätzen, wie lange die Menschen der einzelnen Jahrgänge im Durchschnitt voraussichtlich werden. Normalerweise ist die Lebenserwartung von Frauen höher als die von Männern. Das liegt meistens an den körperlichen Voraussetzungen und an der Lebensweise. In Deutschland hat sich die Lebenserwartung mit der Zeit stetig erhöht. Seit Mitte des 20. Jahrhunderts sinkt die Sterblichkeit im Alter. Das heißt, die Menschen werden immer älter und folglich gibt es immer mehr alte Bürgerinnen und Bürger in unserer Gesellschaft.

Im Moment geht es den meisten Rentnern laut einer Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung noch sehr gut, wobei auch das immer wieder angezweifelt wird. Zugleich lässt sich feststellen, dass die Aussichten für alle, die nach 1960 geboren sind, später einmal nicht mehr so rosig sind. Grund dafür ist hauptsächlich die schlechte Absicherung für das Alter und die Lebensumstände der Menschen. Denn heute sind mittlerweile schon fünfmal mehr Kinder auf staatliche Unterstützung angewiesen als Rentner. Das liegt zum Beispiel daran, dass es immer mehr Alleinerziehende und Menschen mit sehr geringem Einkommen gibt, die sich mit mehreren Jobs über Wasser halten. Am schlimmsten trifft es die Frauen. Sie werden in Zukunft, weil sie fast um die Hälfte weniger Rente beziehen als die Männer, am häufigsten unter der Altersarmut leiden. Weil Frauen häufig zugunsten der Kinder von Vollzeit- auf Teilzeitarbeit umsteigen, erwerben sie über längere Zeiten hinweg weniger Rentenansprüche. Das führt im Alter zu einer erheblichen Lücke.

Durch die Verbesserung des Gesundheitswesens werden die Menschen heute fast zehn Jahre älter als noch vor hundert Jahren. Das heißt aber auch, dass das gesetzliche Rentensystem zehn Jahre länger für ihre Ruhestandsbezüge aufkommen muss. In Deutschland ist im Moment jeder sechste Bürger über 65 Jahren armutsgefährdet. Das heißt, er hat ein Nettoeinkommen von höchstens 1096 Euro. Meistens setzt sich der Betrag aus der Rente, die jemand bekommt und der Grundsicherung zusammen. Die Grundsicherung ist die Sozialhilfe, die Menschen beantragen können, die im Alter nicht genug Geld für ihren Lebensunterhalt haben. Die Altersarmut betrifft oft Menschen, die ihr Leben gearbeitet oder sich um ihre Kinder gekümmert haben. Der Verdienst hat gleichwohl nicht ausgereicht, um zusätzlich noch privat für das Alter vorzusorgen. Betroffen sind vor allem Mütter, die sich aufgrund der Kindererziehung geringere Rentenansprüche erworben haben als die Väter, die meist durchgehend gearbeitet haben. Betroffene leben aber oft in einer versteckten Armut, weil sie sich schämen, Hilfe zu beantragen. Es fällt allerdings auf, dass immer mehr alte Menschen in sozialen Einrichtungen auftauchen, um sich beispielsweise etwas zum Essen zu besorgen.

Welche Lösungen gibt es, um der wachsenden Altersarmut entgegenzuwirken? Auf der einen Seite sind in der Politik immer wieder Rentenreformen im Gespräch. Dabei geht es um mehr Zuschüsse aus den Steuermitteln für Menschen mit niedriger Rente. Im Gespräch ist auch immer wieder eine Erhöhung des Rentenalters, damit die Bezugsdauer mit steigendem Lebensalter nicht automatisch auch steigt. Ebenfalls heiß diskutiert wird die Absenkung der Renten für künftige Rentnergenerationen. So sehr die Politiker das bestreiten: Auf diese Lösungen wird es am Ende hinauslaufen. Denn aktuell muss eine immer kleinere Zahl von Arbeitnehmern durch ihre Einzahlungen ins gesetzliche System die Rentenzahlungen für eine immer größere Zahl an Ruheständlern bestreiten. Das aber bedeutet auch: Private Vorsorge tut für jeden einzelnen Not. Auch dazu hat die Politik in Deutschland schon Förderkonzepte entwickelt, so zum Beispiel die Riester- und Rüruprente sowie gesetzliche Rahmenbedingungen für eine betriebliche Altersvorsorge.

Eine weitere Idee besteht darin, den Anspruch auf die Grundsicherung (also Sozialhilfe) zu erhöhen. Aber vor allem liegt ein Schlüssel zu Bekämpfung des Problems darin, möglichst früh vorzubeugen. Das heißt, den Menschen eine gute Ausbildung zu geben, sie dadurch besser in den Arbeitsmarkt eingliedern zu können, damit sie sich laufend Rentenansprüche erwerben und im Alter nicht zu niedrigen Renten kämpfen müssen. Außerdem würde es helfen, den Müttern den Weg zurück in die Erwerbstätigkeit zu ebnen, damit sie sich Rentenansprüche erarbeiten können. Dazu bräuchte es mehr Kita und Kindergartenplätze, beziehungsweise generell mehr Angebote für Ganztagsbetreuungen auch während der Schulferien. Aber auch älteren Menschen, die noch arbeiten können und wollen, sollte eine besserer Zugang zum Arbeitsmarkt geschaffen werden, sodass sie wenigstens die Chance haben, weiter zur Arbeit zu gehen. Denn das ist ab einem gewissen Alter sehr schwierig, bis unmöglich obwohl es viele gerne tun würden.

In Deutschland gib es im Gegensatz zu vielen anderen westlichen Industrieländern noch keine Mindestsicherung im Rentensystem. In anderen Ländern gib es verschiedene Konzepte dazu:


	Norwegen, Großbritannien, Niederlande und Dänemark haben die Grundrente. Dabei handelt es sich um eine Rente, die in bestimmter Höhe ohne Prüfung auf erworbene Rentenansprüche ausgezahlt wird und für alle Versicherten gleich hoch ist. Sie wird zusätzlich und unabhängig von der einkommensbezogenen Rente ausgezahlt.


	Frankreich, Schweden, Schweiz und neun andere Länder haben die Mindestrente. Das ist ein Betrag, der garantiert gezahlt wird.


	Österreich setzt auf die bedarfsgeprüfte Leistung: In dem Fall bekommen Rentner eine Ausgleichszulage als Grundsicherung.




Die Altersarmut ist auf alle Fälle eines der dringlichsten Probleme unserer modernen Welt. Die Rentensysteme zukunftsfähig zu machen, sollte deshalb schnell und intensiv angegangen werden.
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Welche bekannten Persönlichkeiten spielen oder spielten eine große Rolle in der Wirtschaft?

Was ist der Big-Mac-Index? Und der Mini Mac?

RUND UM DIE WELT

Globalisierung: Was bedeutet sie und welche Chancen und Risiken birgt sie?

Wann und wie ist die OECD entstanden?

Warum finden so viele arme Länder trotz Globalisierung nicht aus der Armut heraus?

Was ist ein G8- oder G7-Gipfel und was passiert bei diesen Treffen?

Was ist die G20?

Was sind sogenannte Schwellenländer?

Was ist der Unterschied zwischen Schwellenländern und Ländern der Dritten Welt?

Was ist TTIP?

ZÖLLE UND HANDEL

Was ist die WTO und was macht sie?

Warum kann man am Flughafen zollfrei einkaufen?

Was ist ein Freihafen?

EUROPA UND DER EURO

Das Schengen-Abkommen – was wurde dort genau beschlossen?

Was ist die EZB?

Was war los bei der Eurokrise?

Was sind Rating-Agenturen und was hatten sie mit der Eurokrise zu tun?

Wozu dient der Europäische Fiskalpakt?

Was ist der ESM?

Was sind Eurobonds?

Wofür steht die schwarze Null?

Was ist der Unterschied zwischen der schwarzen Null und der Schuldenbremse?

Worum ging es beim Brexit?

DER STAAT UND DIE WIRTSCHAFT

Wofür ist die gesetzliche Sozialversicherung gut? Was hat es mit dem Solidaritätsprinzip auf sich?

Wie sehen Subventionen aus?

Was sind eigentlich Steuern?

Was genau ist die Mehrwertsteuer beziehungsweise Umsatzsteuer?

Warum heißt der Emissionshandel »Handel« und was hat er mit der Wirtschaft zu tun?

UNTERNEHMEN

Welche Rechtsformen von Unternehmen gibt es?

Was ist denn der Unterschied zwischen Umsatz und Gewinn?

Was heißt Rentabilität oder Rendite?

Was bedeutet amortisieren?

Was ist der Unterschied zwischen einem CEO, CFO, CIO, CMO und COO?

Was ist ein Entrepreneur?

Was ist ein Start-up?

Was genau passiert im Silicon Valley und woher kommt der Name?

Marketing – was ist das genau und wie beeinflusst es unser Kaufverhalten?

AN DER BÖRSE

Was sind Aktien und wie funktioniert der Aktienhandel?

Warum bringt ein Unternehmen Aktien an die Börse? Was macht einen Börsengang so attraktiv?

Was sind Dividenden?

Was ist »normaler« Börsenhandel, was ist Trading?

Und was sind Devisen?

Apropos Devisen – was ist Forex?

Und noch ein »D« – was sind Derivate?

Was sind Terminkontrakte (Futures) und Optionen?

Was ist eine Hebelwirkung?

Wofür stehen Bulle und Bär?

Was hat es mit SPACs auf sich?

Was sind Spekulationsblasen?

Was ist ein Fonds?

Hedgefonds – was steckt dahinter und was hat das mit Leerverkäufen und Heuschrecken zu tun?

Was sind Anleihen?

RUND UM DEN JOB

Ab wann ist man eigentlich reich?

Wie sind die Arbeits- und Urlaubszeiten in den verschiedenen Ländern geregelt?

Was genau ist Kurzarbeit und welche Rolle spielt sie?

Was ist Progression? Und worum handelt es sich bei der kalten Progression?

DIE ZUKUNFT

Wie beeinflusst das Thema »Nachhaltigkeit« die Wirtschaft?

Was hat es mit der CO2-Steuer auf sich?

Kryptowährungen, Bitcoin, Blockchain, Token, NFT – sind das die Wirtschaftsbegriffe der Zukunft?

Was ist Neuromarketing?

Das bedingungslose Grundeinkommen für alle – ist das eine gute Idee?

Wie funktioniert unser Rentensystem? Und warum droht vielen Menschen die Altersarmut?
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